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Vorwort 


Das Reichskonkordat dom 20. 7. 1933 hat nicht bei allen Deutſchen den Wider⸗ 
hall gefunden, den ſeine beiden Unterzeichner: 

der Kurien⸗Kardinal Eugenio Pacelli für den Vatikan und 

der Vizekanzler und päpſtliche Geheimkämmerer Franz von Papen für das Deutſche 

Reich 
erhofft hatten. 

Als völkiſcher Deutſcher habe ich die Verpflichtung gefühlt, das Konkordat — ge⸗ 
ſehen im Blickfeld geſchichtlicher Hintergründe — in ſeiner grundlegenden Bedeutung 
vom rein Deutſchen Standpunkt aus einer eingehenden Betrachtung zu unterziehen. 
Ich fühlte mich dazu um ſo mehr berechtigt, weil ich als ehemaliger Katholik, der nach 
langjährigen theologiſchen Studien ſich von der Kirche überzeugunggemäß trennen 
mußte, die römiſche Gefahr für Deutſchland beſſer kenne, ja viel eingehender kennen 
muß, als die vielen katholiſchen und nichtkatholiſchen Volksgenoſſen, die in die tieferen 
Zuſammenhänge nie hineingeſehen haben. N 

Aus heißer Liebe zu Deutſchland habe ich dieſes Büchlein geſchrieben, um meinem 
Dentſchen Volke zu helfen. Und wenn Rom und feine Helfer mir wiederum nur Haß 
und Unduldſamkeit andichten werden, ſtatt ernſtliche Widerlegungverſuche zu machen, 
fo werde ich als aufrechter Deutſcher „Ketzer dieſen römiſchen Haß ſtolz zu ertragen 
wiſſen: denn 

hier ſtehe ich und hier bleibe ich, weil ich als Deutſcher nicht anders kann! Für unſer 
Deutſchland nehme ich den Haß einer Welt lächelnd auf mich! 


Heinsberg / Rhld., 
in den Tagen der Schlacht von Tannenberg — 1933. 


Dr. Armin Roth. 


Hervorhebungen (Unterftreihungen, Sperrdruck oder Fettdruck) im Text ſtammen vom Ber: 
faſſer, ſoweit nicht von Fall zu Fall etwas anderes vermerkt iſt. 
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J. Was ift ein Konkordat? 


Im „Staatsleikon“, herausgegeben im Auftrage der Görres-Geſellſchaft 
zur Pflege der Wiſſenſchaft im katholiſchen Deutſchland, dem wohl autoritatioſten 
Werk des Deutſchen Katholizismus, deſſen Bedeutung durch die Mitarbeit zahlreicher 
Jeſuiten noch hervorgehoben wird, leſen wir über Konkordate u. a. folgendes: 


„Eine innere Notwendigkeit derartiger Vereinbarungen würde nur aus derjenigen Lehre 
über das Verhältnis von Kirche und Staat gefolgert werden können, welche dieſe beiden 
Gewalten völlig koordiniert!) nebeneinander ftellt..... . 

Dieſe Notwendigkeit läßt ſich nicht mehr behaupten, ſobald die beiden höchſten Gewalten 
in ein Subordinationsverhältnis 2) zueinander gebracht werden. Denn dann iſt die über- 
geordnete Gewalt befugt, auf dem Gebiete der res mixtae?) die Grenze zu ziehen, wie 
andererſeits die untergeordnete Gewalt eben wegen dieſer ihrer Unterordnung dieſe Grenze 
zu richten hat. 

Ich ſtehe nicht an, in dem folgenden Sinne der Privilegientheorie mich anzuſchließen“ 
(d. h. der Lehre, daß die Kirche ſtets die rechtmäßige Gewalt ausübe, und daß jede weltliche 
Gewalt ſich der Kirche zu beugen hat, — auch in weltlichen Dingen! D. Verf.) 


Weiter wird dann in dieſem katholiſchen „Staatslexikon“ noch geſagt, 


„das ſynallagmatiſche (d. h. „zweiſeitige“) Moment eines Konkordates dürfe nicht dahin 
ausgedehnt werden, daß hierdurch das rechte Verhältnis von Staat und Kirche, d. h. die 
Unterordnung des Staates unter die Kirche, getrübt werde.“ 


Außerdem heißt es in dieſem „Staatslexikon“ an anderer Stelle, 


„daß der Vertrag die ſtillſchweigende Klauſel „rebus sie stantibus“ enthält, daß ſomit die 
Kirche nicht bloß berechtigt, ſondern verpflichtet wäre, die gemachten Konzeſſionen zu wider⸗ 
rufen, ſobald dieſelben dem Seelenheil der Gläubigen zum Nachteil gereichen würden.“ 


Ob und wann aber „ein Nachteil für das Seelenheil“ vorliegt, darüber entfcheidet 
allein die Kirche. Der Verfaſſer aller dieſer Ausführungen über Konkordate war der 
frühere Generalvikar der Erzdiözeſe Köln, Dr. Kreutzwald, der engſte Mitarbeiter 
des verſtorbenen Kardinals Fiſcher von Köln. Beſonders bemerkenswert iſt, daß Dr. 
Kreutzwald ſich ausdrücklich auf die Lehre des Jeſuiten Wer nz beruft; was dieſer 
Jeſuit über Konkordate geſchrieben hat — (veröffentlicht im 1. Band des „Jus 
Decretalium“) — muß jeder Deutſche wiſſen; denn dort heißt es: 


„Was der Ausdruck ‚zweifeitiger Vertrag“ in bezug auf Konkordate bedeutet, muß, weil 
es ſich um eine kanoniſche Frage handelt, die aufs engſte mit dem Dogma verknüpft, nicht 
ſo ſehr aus den Schriften moderner Juriſten, als vielmehr aus der geſunden, von katho⸗ 
liſchen Theologen und Kanoniſten gebilligten Lehre chriſtlicher Philoſophen erklärt werden 

Die Verteidiger dieſer Anſicht — (nämlich, daß Konkordate nur vom Papſte verliehene 
„Privilegien“ ſind, d. Verf.) — verwerfen die Gleichſtellung zwiſchen Staat und Kirche 
und erklären die indirekte Unterordnung des Staates unter die Kirche als eine gewiſſe und 
zweifelloſe Lehre. Dieſe Anſicht von den Konkordaten ſtützt ſich hauptſächlich auf die unab⸗ 
änderliche und durch göttliches Recht feſtgeſetzte Machtvollkommenheit des römiſchen Pap⸗ 


1) koordiniert: „beigeordnet = gleichgeordnet . 
2) ſubordiniert: „untergeordnet“. 
3) „res mixtae“ bedeutet hier: „zu verhandelnde Dinge“. 


ſtes, deſſen Tätigkeit durch keinerlei Verträge gebunden und beſchränkt werden kann. Daraus 
folgt, daß die Konkordate in bezug auf gewiſſe Artikel die Natur wirklich zweiſeitiger Ber 
träge beſitzen, in bezug aber auf die meiſten Artikel päpſtliche Privilegien ſind. Dieſe Pri⸗ 
vilegien ſind nun zwar für gewöhnlich nicht leichtfertig umzuſtoßen, gusnahmsweiſe aber 
und gemäß der päpſtlichen Machtvollkommmenheit, der ihr Inhalt ſtändig unterſteht, kön⸗ 
nen fie vom Papſt durch Derogation *) oder Abrogation ®) geändert werden. Bei Meinungs 
verſchiedenheiten über den Sinn des Konkordates iſt zu wünſchen, daß der Streit freund⸗ 
ſchaftlich zwiſchen Papſt und Staat geſchlichtet werde. Zunächſt iſt am Wortlaut feſtzu⸗ 
halten. Häufig findet ſich am Schluß der Konkordate die Klauſel: 

„Entſteht eine Schwierigkeit, ſo ſollen Seine Heiligkeit und der Staat eine freundſchaft⸗ 
liche Einigung anbahnen durch gegenſeitige Beratung.“ Obwohl dieſe Klauſel ein Privile 
iſt, das der Muß verleiht, und ein Zeichen beſonderen Wohlwollens der Kirche, die fi 
dadurch der Ausübung ihrer höchſten Gewalt enthält, ſo iſt es doch von ſeiten des Papſtes 
nicht leichtfertig außer acht zu laſſen. Da es aber nicht ſelten geſchieht, daß der Verſuch 
einer freundſchaftlichen Verſtändigung zwiſchen Staat und Kirche vergeblich iſt, ſo kommt 
der Kirche das Recht zu, eine authentiſche Zuslegung des Konkordates zu geben, und dieſem 
kirchlichen Urteil hat ſich der Staat zu fügen. Denn wer die oberſte geſetzgebende Gewalt 
in beſtimmten Dingen beſitzt, beſitzt auch die höchſte Interpretationgewalt !“) über fie. Nun 
aber behält die Kirche in bezug auf die Dinge, die gewöhnlich den Inhalt der Konkordate 
ausmachen, die oberſte geſetzgebende Gewalt. 

Die Privilegien und Zugeſtändniſſe, die von den Päpſten in den Konkordaten gewährt 
werden, können, kraft päpſtlicher Machtvollkommenheit, aus vernünftiger, gerechter und 
angemeſſener Urſache derogiert oder abrogiert werden; ja auch ohne Grund iſt die Zurück⸗ 
nahme gültig, wenn auch nicht erlaubt. Es ſteht alſo nichts im Wege, daß der Papſt ſolche 
Gewährungen auch ohne jeden Grund gültig zurücknimmt.“ 

Nun könnten Nichtkatholiken vielleicht annehmen, daß ſolche Lehren von Rom 
doch wohl nur gegenüber katholiſchen Staaten angewandt würden. Wir müſſen 
dieſe Deutſchen Volksgenoſſen gerade im Hinblick auf das jetzt abgeſchloſſene Reichs⸗ 
konkordat eines beſſeren belehren, damit fie alle Rom richtig ſehen lernen. Der be- 
kannte Jeſuit de Luca, Profeſſor an der päpſtlichen Univerſität in Rom, deffen 
Schriften von Papſt Leo XIII. in einem Brebe vom 18. Oktober 1898 „als den 
Lehren der Kirche genau entſprechend“ beſonders gelobt worden ſind, ſchreibt in ſeinen 
„Institutiones juris ecclesiastici publici“, Rom 1901, über Konkordate mit 
nichtkatholiſchen Staaten, 

„daß auch fie nur Privilegien find; denn auch die Ketzer find dem Papſte unterworfen, und 
ketzeriſche Relgiongemeinfgaften können der römiſch⸗katholiſchen Kirche gegenüber niemals 
ein legitimes Recht beſitzen.“ 

Deutlicher kann wohl Rom über das — ketzeriſche Deutſchland kaum noch ſprechen! 
Übrigens ſchreibt derſelbe jefuitifche Profeſſor, der vom Papſt deswegen beſonders 
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belobigt wird, ganz allgemein über den „vertraglichen Begriff“ der Konkordate 
folgendes: N 

„Wenn in Wide Konkordaten von ihnen als von echten Verträgen geſprochen wird, ſo 
haben ſolche Worte nur einen nebenſächlichen Sinn, der übrigens dadurch verifiziert 7) wird, 
daß ein Konkordat für den Staat auch wirklich ein bindender Vertrag iſt. An der inneren 
Natur der Konkordate ändern dieſe Ausdrücke aber nichts. Ein Stück Marmor, das man 
Brot nennt, wird dadurch doch nicht in Brot verwandelt. 

Sache der Kirche iſt es, über den wahren Sinn der Konkordate zu wachen und Zuge⸗ 
ſtändniſſe, die fie gemacht hat, zurückzunehmen, wenn dies das Seelenheil erfordert; denn 
beim Abſchluß von Konkordaten iſt die Kirche das Oberhaupt, der Staat der Untertan: 


Sache des Oberhauptes aber iſt es, von ihm verliehene Privilegien zu erklären oder zu 
widerrufen.“ 


) Derogation = teilmeife Entkräftung eines Geſetzes. 
) Abrogation = vollſtändige Entkräftung eines Geſetzes. 
) Interpretation Erklärung und Auslegung. 

7) „verifiziert“ = wahr gemacht. 


Mit anderen Worten: nach römiſch⸗theologiſcher Auffaſſung ift jedes Konkordat 
für den Staat ein „echter“ und „bindender“ Vertrag, während die Kirche 
nach eigenem Ermeſſen die einzelnen Artikel ändern oder zurückziehen darf. Unter 
ſolchen „autoritären“ Geſichtspunkten der römiſch⸗katholiſchen Kirche gewinnt das 
neue Reichskonkordat für uns ein ganz neues Geſicht; im einzelnen wollen wir darauf 
bei der Betrachtung des Konkordates ſelbſt eingehen, damit wir genau erkennen, was 
Rom am 20. 7. 1933 erreicht hat. 

Hier müſſen wir zunächſt noch einige andere für uns wichtige Begriffsbeſtimmungen 
für Konkordate anführen. 

In dem mit „Approbation des hochwürdigſten Erzbiſchofs von Freiburg“ von der 
Herderſchen Verlagshandlung 1848 herausgegebenen 


„Kirchen⸗Lexikon oder Encyklopädie der katholiſchen 
Theologie und ihrer Hilfswiſſenſchaften“ 


leſen wir im 2. Band auf Seite 741: 


„Konkordate im weiteſten Sinne heißen im öffentlichen Recht Verträge, durch welche ſich 
mehrere Regierungen über Gegenſtände gemeinſamen Intereſſes vereinbaren. 

Im engeren Sinne heißen aber Konkordate Vereinbarungen einer kirchlichen Gewalt mit 
einer anderen kirchlichen oder mit der Staatsgewalt über kirchliche Gegenſtände. 

Im eigentlichen Sinne aber find Konkordate Vereinbarungen, welche der Papſt 
als Oberhaupt der Kirche mit den weltlichen Regenten zur Ordnung der Angelegenheiten 
der katholiſchen Kirche in den Staaten derſelben abſchließt. 

Rückſichtlich der Form erſcheinen die Konkordate entweder als gegenfeitige Vereinbarungen, 
die auch von beiden Teilen oder ihren Bevollmächtigten unterzeichnet werden. — 
oder aber nach vorheriger Vereinbarung zwiſchen dem Papſt und dem Staatsregenten erläßt 
der Papſt eine Bulle, durch welche er die von ihm vermöge feiner Geſetzgebung⸗ und Orga⸗ 
niſationgewalt, aber gemäß dem vorausgegangenen Vertrag getroffenen kirchlichen Anord⸗ 
nungen verkündet, worauf die Staatsregierung den päpſtlichen Anordnungen in einer be⸗ 
ſonderen Verkündigung ihre Genehmigung erteilt.“ 


Weiter intereffiert uns noch folgender Satz aus dem amtlichen katholiſchen Kirchen: 
Lexikon: 
„Rückſichtlich aller Punkte aber, über welche die Konkordate nichts beſtimmen, entſcheidet 
das gemeine Kirchenrecht.“ 
Im Konverfationg-Lerikon (Brockhaus, Leipzig) heißt es u. a.: 


„Konkordat nennt man jeden zur Feſtſtellung kirchlicher Verhältniſſe zwiſchen dem Papſt 
als Oberhaupt der römiſch⸗katholiſchen Kirche und einer weltlichen Regierung geſchloſſenen 
Vertrag. Dergleichen Verträge konnten erſt geſchloſſen werden, als die römiſche Kurie die 
Undurchführbarkeit ihres mittelalterlichen Anſpruchs, alle kirchlichen Verhältniſſe allein zu 
ordnen, erkannt hatte; daher ſie wenigſtens ehedem eine notgedrungene Beſchränkung der 
römiſchen Forderungen bezeichneten, während in der Gegenwart der päpſtliche Stuhl durch 
dergleichen Verträge einen Teil der verlorenen Rechte zurückzugewinnen verſucht.“ 

Zwiſchen dieſer „weltlichen“ und jener „kirchlichen“ Erklärung des Wortbegriffes 
Konkordat beſteht ein gewiſſer Unterſchied; das Kirchenlexikon ſpricht von päpſtlicher 
„Geſetzgebung⸗ und Organiſationgewalt“ zur „Ordnung der Angelegenheiten der 
katholiſchen Kirche in den Staaten“ — während Brockhaus ziemlich deutlich ſagt, 
daß Rom durch Konkordate verlorene „mittelalterliche“ Rechtsanſprüche zurückge⸗ 
winnen möchte. Beiden Erklärungen aber gemeinſam iſt die jedesmalige Voranſtel⸗ 
lung der päpſtlichen Macht in allen Texten, wodurch bekanntlich der im Rang 
höher ſtehende Vertragskontrahent gekennzeichnet werden ſoll; daß dem wirklich ſo 


6 


ift, beweiſt ja auch heute ein Blick in die katholiſchen Tageszeitungen — und in 
andere Blätter —, wo überall der „heilige Stuhl“ der eigenen Regierung ganz 
bewußt vorangeſetzt wird. Tatſächlich iſt die Frage, ob es ſich bei Konkordats⸗Ab⸗ 
ſchlüſſen um zwei gleich hoch ſtehende „Kontrahenten“ handelt, nicht ſo leicht zu 
nehmen; denn die römiſche Kirche hat da ihre ganz eigenen unumſtößlichen Anſchau⸗ 
ungen, die am eindeutigſten durch den bekannten Kardinal und gelehrten Jeſuiten 
Robert Bellarmin feſtgelegt worden ſind, wenn er in ſeiner „Abhandlung 
don der Macht des Papſtes in zeitlichen Dingen“ ſagt: 
„Die weltliche Macht iſt der geiſtlichen unterworfen, weil beide Mächte gleichſam nur 
Teile von einem und eben demſelben Ganzen ſind, d. i. dem Chriſtentum. Folglich kann der 
geiſtliche Vorſteher dem weltlichen befehlen, und von zeitlichen Dingen disponieren, wenn 


es das Seelenheil erfordert; denn der Obere kann allezeit feinem Untergebenen Geſetze vor 
ſchreiben.“ 


Inwieweit dieſe von Bellarmin (1542 bis 1621) bertretene Auffaſſung noch 
heute Gültigkeit beſitzt, d. h. noch heute wie ſeit jeher von der römiſch⸗katholiſchen 
Kirche verfochten wird, werden wir bei der näheren Betrachtung des am 20. 7. 1933 
geſchloſſenen Reichskonkordates zu unterſuchen haben, wobei wir diesbezügliche „offi⸗ 
zielle“ römiſche Verlautbarungen heranziehen müſſen. Bevor wir aber in dieſe Be: 
trachtungen eintreten, wollen wir erſt etwas aus der Geſchichte lernen; denn auch für 
unſer Konkordats⸗Thema gilt das Wort: Nur wer die Vergangenheit gut kennt, 
kann in der Gegenwart beſſer arbeiten, um ſo die Zukunft am beſten zu geſtalten. 


2. Frühere Ronfordate 


Das „Heilige römiſche Reich Deutſcher Nation“ vergangener Jahrhunderte — 
deſſen Wiederaufrichtung allerdings auch heute noch von gewiſſer Seite ſtark „ge 
wünſcht“ wird — hat mehrere Konkordate mit dem „heiligen Stuhl“ geſchloſſen, 
die wir uns ganz kurz inhaltlich und in ihren praktiſchen Auswirkungen anſehen 
wollen. 

Das erſte Konkordat war das ſog. „Calixtiniſche“ oder „Wormſer“ Konkordat, 
das am 23. September 1122 zwiſchen Heinrich V. und Papſt Calixt II. abgeſchloſſen 
und auf dem erſten lateraniſchen Konzil 1123 „beſtätigt“ wurde; dieſes erſte Reichs: 
konkordat beendete den ſog. Inseſtiturſtreit, durch den Deutſchland auf Grund der 
Machtanſprüche und auf Betreiben der Päpſte über ein halbes Jahrhundert lang in 
den furchtbarſten und blutigſten Bürgerkrieg geſtürzt worden war. Bekanntlich waren 
die mittelalterlichen Biſchöfe Roms gleichzeitig weltliche Fürſten und als ſolche Le⸗ 
hensträger des Reiches; infolgedeſſen hatten Deutſche Könige das ſelbſtverſtändliche 
Recht für ſich in Anſpruch genommen, ihre Lehensträger — die Biſchöfe und Abte — 
ſelbſt zu „belehnen“, wobei ſie ſich auf die alte germaniſche Anſchauung über Lebens⸗ 
verhältniſſe beriefen. Dieſe ſog. „Laieninveſtitur“ wurde von den Päpſten in der 
ſchärfſten Weiſe bekämpft. 

„Gregor VII., ſeine Nachfolger Victor III., Urban II., Paſchalis II., Gelaſius II. und 
Calixt II. erhoben ſich im Kampfe mit Heinrich IV. und Heinrich V. mit den ſtrengſten 


Verboten gegen dieſe Verkehrung des rechtlichen Verhältniſſes zwiſchen Kirche und Staat: 
es entſtand der ein halbes Jahrhundert erfüllende Inveſtiturſtreit“, 
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fo berichtet hierüber das katholiſche amtliche Kirchenlexikon und vergißt dabei nur, 
zu ſagen, daß es das Beſtreben des Papſtes Gregor und ſeiner Nachfolger geweſen 
iſt, die Geiſtlichkeit des Reiches ganz von Rom abhängig zu machen, um diefe „welt: 
lichen Kirchenfürſten“ möglichſt dem Einfluß ihres oberſten Lehnsherrn, des Deutſchen 
Königs, zu entfremden. Während König Heinrich IV. mit dem „großen Mönch 
Hildebrand“, der als Gregor VII. die päpſtliche Tiara trug, einen zähen Kampf um 
ſein Deutſches Recht gefochten hatte, unterlag ſein Sohn den römiſchen Verſuchungen 
und beugte ſich im „Wormſer“ Konkordat dem päpſtlichen Willen; er verzichtete 
auf die Belehnung mit Ring und Stab und verlor damit praktiſch feinen ſtaatlichen 
Einfluß auf die Beſetzung der für das geſamte Staatsgefüge damals ſo ungeheuer 
bedeutſamen Biſchofsſitze feines eigenen Reiches. Dieſer Sieg Roms im „Calixtini⸗ 
ſchen Konkordat“ war um ſo ſchwerwiegender für Deutſchland, weil die römiſchen 
Biſchöfe von Trier, Mainz und Köln als ſog. „geiſtliche Kurfürſten“ in den fol⸗ 
genden Jahrhunderten dadurch jenen unheilvollen Einfluß als römiſche Beauftragte 
bei der Deutſchen Königswahl immer wieder geltend machen konnten. Wir können 
im Rahmen dieſer Arbeit nicht auf dieſe Zeiten jahrhundertelanger päpſtlicher An⸗ 
maßung im Einzelnen eingehen; wir wollen hier nur anführen, was das katholische 
Kirchen⸗Lexikon auf Seite 746 des zweiten Bandes hierüber abſchließend offen zu 
ſchreiben wagt: 


„Gegen den Univerfalismus der Wirkſamkeit der Kirche in der Leitung der geſamten Ge⸗ 
ſittung des Mittelalters, vor welchem der machtlos gewordene Staat zurückgetreten war, 
1 — fid) eine im Anfang vereinzelte, fpäter aber immer mehr gefammeltere Reaktion er⸗ 

oben. 


Leider iſt es ja immer fo geweſen, daß der Dentſche erſt alles am eigenen Leibe 
ſpüren muß, ehe er ſich darauf beſinnt, was feine großen Männer und Führer war⸗ 
nend vorausgeſagt haben; ſo haben auch damals erſt ſpätere Generationen erkannt, 
wie berechtigt der Widerſtand Heinrichs IV. geweſen war; erſt als päpſtliche An⸗ 
maßung und römiſche Machtgier ſchier unerträglich geworden war, entſchloß man 
ſich zu „immer mehr geſammelter Reaktion“, wie das Kirchenlexikon dieſe notwendige 
Deutſche Abwehr gegen überſtaatliche römiſche Einflüſſe bezeichnenderweiſe nennt. 
Die Konzile von Konſtanz (1414 bis 1418) und von Baſel (1431 bis 1449) waren 
„Vorläufer“ des im Jahre 1447 geſchloſſenen zweiten Reichskonkor⸗ 
dates, das unter dem Namen „Fürſtenkonkordat“ bekannt geworden iſt; die Deut⸗ 
ſchen weltlichen Fürſten hatten ſich 1446 im ſog. Kurverein zu Frankfurt zuſammen⸗ 
geſchloſſen mit dem ausgeſprochenen Zweck, die kirchlichen Verhältniſſe in Deutſchland, 
die für ein ſelbſtändiges Reich unhaltbar geworden waren, neu zu regeln. Leider war 
der Erfolg des „Fürſtenkonkordates“ nicht ſehr weitreichend; denn für die von der 
Kurie erreichten Zugeſtändniſſe, die nicht mal allzu groß waren, wurde dem Papſte 
„eine von der Nation und den Prälaten zu leiſtende Pro⸗ 
diſion“ zuerkannt. Der vermeintliche Sieg der Deutſchen Sache war außerdem 
nur von ſehr kurzer Dauer. Schon im nächſten Jahre — 1448 — kam durch den 
romhörigen Kaiſer Friedrich III., der hinter den Kuliſſen mit dem Papſte bzw. ſeinem 
Beauftragten Piccolomini — (der zehn Jahre ſpäter als Pius II. den päpſtlichen 
Cäſarenthron beſtieg) — verhandelt hatte, ein neues — das dritte Reichs⸗ 
konkordat zuſtande, das in der Geſchichte allgemein als „Wiener Konkordat“ 
benannt wird. Der Kaiſer überging einfach die Kurfürſten des Reiches und unter⸗ 
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zeichnete auf eigene Fauſt für das ganze Reich eine Vereinbarung, durch welche die 
im Jahre vorher errungenen geringen Vorteile des „Fürſten⸗Konkordates wieder 
preisgegeben wurden; fo muß Friedrich III. vor der Deutſchen Geſchichte allein 
die Verantwortung dafür tragen, daß der römiſchen Weltmacht damals wieder alle 
alten Vorrechte — „Reſervationen“ und „Annaten! ) — in den Schoß geworfen 
wurden, fo daß der Deutſche Klerus ſeither wieder vollkommen dem Staatseinfluß 
entzogen und reſtlos der päpſtlichen Oberherrſchaft überantwortet war. Dieſes „Wiener 
Konkordat“ war eine vollkommen einſeitige Vereinbarung, die dem Staate 
alles nahm und der überſtaatlichen Kirche alles gab; denn die wenigen 
kleinen Verpflichtungen, die das Papſttum in dieſem Kon⸗ 
kordat übernommen hatte, wurden ſchon ſieben Jahre ſpä⸗ 
ter durch Papſt Caliptus III. als für ihn nicht mehr vor⸗ 
handenerklärt. Daß übrigens der Vatikan auch heute noch genau fo wie im 
„glorreichen Mittelalter“ das Recht für ſich beansprucht, von ſolchen feierlichen Ver⸗ 
trägen einſeitig ſich ſelbſt zu löſen, werden wir ſpäter bei Betrachtung neuerer 
Konkordate noch ſehen. Hier ſei abſchließend zu dieſen mittelalterlichen Konkordaten 
nur noch angeführt, was das katholiſche Kirchen⸗Lexikon zum Schluß darüber ſchreibt: 
„Frankfurter und Wiener Konkordat, zuſammen „Konkordate der Deutſchen Nation“ ge⸗ 
nannt, bildeten ein kirchliches Grundgeſetz des Deutſchen Reiches. Sie gingen mit demſelben 
nicht unter, ſondern diejenigen Beſtimmungen, durch welche beſtimmte Rechte erworben und 


dieſen entſprechende Pflichten übernommen wurden, gelten, ſoweit nicht neue Verträge ſie 
abgeändert haben, als Teile des Kirchenrechtes jedes Landes fort.“ 


Ich entnehme mit Abſicht alle dieſe Außerungen dem katholiſchen Kirchen⸗Lexikon 
des Jahres 1848, um zu zeigen, welche Anſprüche Rom noch um die Miitte des 
vergangenen Jahrhunderts offen zu ſtellen wagte; daß Rom ſich aber hierin bis 
heute innerlich gleich geblieben iſt, braucht nicht beſonders betont zu werden; der 
römiſche Herrſchergeiſt iſt geblieben — nur die Formulierung ſeiner Machtanſprüche 
hat ſich geändert, wie wir an Beispielen aus neuerer Zeit noch ſehen werden. Bevor 
wir auf die neuen „modernen“ Konkordate eingehen, ſei noch in kurzer Zuſammen⸗ 
faſſung ein Überblick über die wichtigſten Konkordate gegeben, die zu Anfang des 
19. Jahrhunderts von Rom mit Deutſchen Ländern abgeſchloſſen worden ſind; ja — 
man muß wirklich hier ſagen: von Rom abgeſchloſſen worden ſind, denn die 
betroffenen Staaten durften nur mehr oder weniger freiwillig den diesbezüglichen 
päpſtlichen „Bullen“ ihre Beſtätigung geben. 

Da iſt zunächſt das „Konkordat des Königreichs Bayern“ dom 5. 6. 1817, das 
zwiſchen König Mapimilian Joſef I. und Papſt Pius VII. durch deren beiderſeitige 
Bevollmächtigte getätigt wurde, und zwar durch Biſchof Caſimir Frei⸗ 
herrn von Häffelin?) als Beauftragten des bayeriſchen 
Königs und durch den Kardinalſtaatsſekretär Hercules Conſalbi für Rom; hier 
ſtanden ſich alſo zwei hohe römiſche Kirchenbeamte „gegenüber“, wodurch ſchon allein 
die Einſeitigkeit dieſes ſog. Staatsdertrages dokumentiert wird; am 24. 10. 1817 
erhielt die Arbeit der beiden römiſchen Kirchenfürſten die königlich⸗bayeriſche „Beſtä⸗ 


1) Annaten: = Die für Verleihung mit Kirchenpfründen an den päpſtlichen Stuhl zu zahlen⸗ 
den und nach beſonderen Taxen normierten Abgaben. 
2) Weihbiſchof Häffelin war lange Zeit als bayeriſcher Geſandter in Rom tätig. 


tigung“, und damit hatte Rom eine Schlacht in Deutſchland gewonnen, die wir kurz 
durch die Hauptbeſtimmungen dieſes Konkordates belegen wollen. In Artikel ı 
werden 


„der katholiſchen Kirche diejenigen Rechte und Prärogativen gewährt, welche ſie nach Gottes 
Anordnung und den canoniſchen Satzungen genießen muß“!!! 


Ferner werden eingehende Beſtimmungen getroffen: 


in Artikel 2 über die neue Einrichtung der Bistümer; 

in Artikel 3 über die Zuſammenſetzung der Domkapitel: 

in Artikel 4 über die Dotation ) der Biſchöfe und Kapitel; 

in Artikel 5 über die Erhaltung, Dotierung, Errichtung und freie biſchöfliche Leitung der 
Priefterfeminare; 

in Artikel 6 über die Gründung und Dotierung eines Emeritenhauſes: 

in Artikel 7 über die Errichtung einiger Männer: und Frauenklöſter: 

in Artikel 8 über die Zuſtimmung und Gewährung der ſtiftungmäßigen Erhaltung der 
Kirchengüter; 

in Artikel 9 über die Feſtſetzung der Annaten und Kanzleitaxen nach dem Jahreseinkommen 
jedes biſchöflichen Sitzes: 

in Artikel ro über die Beſetzung der Domkapitel: 

in Artikel 11 über die Beſetzung der anderen Pfründen; 

in Artikel 12 über das biſchöfliche Recht freier Amtsausübung und der geiſtlichen Juris⸗ 
diktion in ihren verſchiedenen Richtungen: 

in Artikel 13 über das Recht der Biſchöfe, von der Staatsregierung die Ausübung der 
Zenſur gegen kirchenfeindliche Schriften zu verlangen 
(es heißt hier ausdrücklich: „kirchenfeindlich“ und nicht etwa „religionfeindlich“! d. Verf.): 

in ns über den Schutz der Kirche und ihrer Diener durch den weltlichen Arm gegen 

ränkung: 
in Artikel 15 über die Verpflichtung der Biſchöfe zum Treueid beim König: 
in A 16 über die Aufhebung aller bisherigen Gefege, ſoweit fie dem Konkordat wider: 
reiten: 

in Artikel 17 über das Recht der Kirche, bei allen kirchlichen Perſonen und Sachen, die im 
Konkordat nicht ausdrücklich erwähnt find, nur nach der Lehre und der Difziplin der 
Kirche zu verfahren: 

in Artikel 18 verſprechen beide Teile, alle Beſtimmungen gewiſſenhaft zu beachten; — und 
der König von Bayern verſpricht noch beſonders, das Konkordat als Staatsgeſetz zu 
erklären; — ferner muß der König für ſich und feine Nachfolger ausdrücklich verſpre⸗ 
chen, nichts hinzuzufügen, nichts zu ändern und nichts ohne die Autorität und Mitwir⸗ 
kung des apoſtoliſchen Stuhles auszulegen! 
(Von umgekehrten „Verſprechungen“ Roms, wie das doch bei „gleichgeſtellten Ver⸗ 
tragskontrahenten“ zu erwarten wäre, meldet das katholiſche Kirchen⸗Lexikon, dem die 
vorſtehende Inhaltsangabe wortgemäß entnommen iſt, nichts! D. Verf.) 


Dieſe Angaben ſollen hier über das bayeriſche Konkordat dom Jahre 1817 ge⸗ 
nügen — und wir glauben, einem Deutſchen Leſer genügt das vollauf! 

Für Preußen wurde durch den Staatskanzler Fürſt von Hardenberg eine ſog. 
„Übereinkunft mit dem römiſchen Stuhl zur Einrichtung 
der katholiſchen Kirche in der Monarchie“ getätigt, zu deren offi⸗ 
zieller Einführung dann Papſt Pius VII. am 16. 7. 1821 die Circumſeriptionsbulle: 
„De salute animarum“ erließ — alſo ganz ſo, wie es im katholiſchen Kirchen⸗Lexikon 
bei der Begriffsbeſtimmung des Wortes „Konkordat“ geſchrieben ſteht. (Vgl. hierzu 
den einleitenden Abſchnitt.) König Friedrich Wilhelm III. hat dann auch in der 
vorgeſehenen Form durch beſondere Kabinettsordre vom 23. 8. 1821 dieſe päpſtliche 
Bulle — als Staatsgeſetz beſtätigt! Soweit war es ſchon wenige Jahrzehnte, nach⸗ 


) „Dotation“ = Ausſtattung oder Heiratgut. 
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dem Preußens größter König feine Augen geſchloſſen hatte, in dieſem ſeinem Preußen 
gekommen, daß eine Bulle des römiſchen Papſtes zum — preußiſchen Staatsgeſetz 
erhoben wurde! Ein Friedrich der Große, der Antichriſt war, weil er 
nur Deutſch fühlen konnte, hätte anders gehandelt; unter dem großen König 
wäre Preußen ſolche Demütigung erſpart geblieben. 


Die anderen Konkordate bzw. Konventionen Roms mit Deutſchen Einzelſtaaten 
aus dem Beginn des vorigen Jahrhunderts wollen wir hier nur kurz erwähnen, 
ohne auf den Inhalt näher einzugehen, der auch faſt überall mehr oder minder im 
Wortlaut übereinſtimmend doch nur die Tatſache zeigt: Feſtſetzung Roms in Deut⸗ 
ſchen Landen — von Deutſchen Fürſten „ſanktioniert“!! Es find folgende Kon⸗ 
kordate: 

Für Württemberg, Baden, Kurheſſen, Großherzogtum Heſſen, Naſſau, Meck⸗ 
lenburg, die ſächſiſchen Herzogtümer, Oldenburg, Waldeck und für die freien Städte 
Frankfurt, Lübeck und Bremen wurde gemeinſam mit Rom verhandelt, nachdem ſich 
im März 1818 Abgeordnete dieſer Regierungen in Frankfurt verſammelt hatten; 
der Papſt erließ dann zunächſt am 16. 8. 1821 die Circumſcriptionbulle „Provida 
solersque für die neugegründete oberrheiniſche Kirchenprovinz, welche die vereinigten 
Regierungen durch Vertrag vom 8. 2. 1822 genehmigten; dann kam von Rom durch 
Papſt Leo XII. am 1 1. 4. 1827 die ſog. Erectionbulle „Ad Dominici gregis custodiam“, 
in welcher verſchärfte Beſtimmungen der Kirche niedergelegt waren, und auch dieſe 
Bulle wurde von den beteiligten Regierungen im Herbſt des gleichen Jahres noch 
anerkannt, — bis auf zwei Artikel, denen man die Genehmigung verſagte. Das 
Kirchen⸗Lexikon hat dieſe Nicht⸗Genehmigung als unzuläſſig bezeichnet, weil fie 
nur einſeitig vom Staate erfolgt fei. Dieſe Feſtſtellung iſt immer⸗ 
hin ſehr wichtig, auch für heutige Vereinbarungen, wenn es Rom etwa einfallen 
ſollte, das neue Reichskonkordat vom Jahre 1933 einſeitig nach feinem Gutdünken 
„auszulegen“. Doch wollen wir nicht vorgreifen. 


Zur Regelung der Verhältniſſe der katholiſchen Kirche im ehemaligen Königreich 
Hannover, worüber ſchon zwiſchen Pius VII. und König Georg IV. verhandelt 
worden war, erließ der Papſt Leo XII. am 26. 3. 1824 die Circumſeriptionbulle 
„Impensa Romanorum Pontificium sollicitudo“. Wir erkennen die Eigenart aller 
damaligen Konkordate übereinſtimmend darin, daß faſt immer einer „diktierte“ und 
der andere anzunehmen hatte; denn jeder Katholik wir beſtätigen müſſen, daß eine 
päpſtliche Bulle eben ein Diktat iſt, durch welches — wie es im Kirchen⸗Lexikon 
heißt — der Papſt „vermöge feiner Geſetzgebung⸗ und Organiſationgewalt, gemäß 
dem vorausgegangenen Vertrag, kirchliche Anordnungen verkündet“! 


Nur einmal iſt dem Papſt Pius VII., der ſo freigebig ſeine „Bullen“ über Deutſch⸗ 
land verteilte, dieſes mehr oder minder einſeitige Vorgehen gründlich vorbeigelungen, 
und zwar weil er einen Vertragsgegner vor ſich hatte, der nicht nur anders „wollte“, 
ſondern auch anders „konnte“. Wir wollen dieſes in mancher Hinſicht denkwürdige 
Konkordat, auch wenn es nicht Deutſche Verhältniſſe betrifft, kurz in Augenſchein 
nehmen, weil ſich uns dabei unwillkürlich Vergleiche aufdrängen. Es iſt das Konkor⸗ 
dat, das der Korſe am 13. 7. 1801 für ſein Frankreich abſchloß. 

In dieſem ausführlichen Vertrag wurde zwar das Chriſtentum wieder zur Staats⸗ 
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religion gemacht, — das geſtand Napoleon großmütig zu —, aber gleichzeitig wurde 
praktiſch die Kirche zur Dienerin des Staates gemacht, d. h. die Kirche mußte ſich 
überall den Erſtlingsrechten der Staatsautorität fügen; im Artikel 3 ſprach der Papſt 
aus, daß franzöſiſche Biſchöfe unter Umſtänden ſogar zurücktreten werden, wenn das 
notwendig ſei, um dem Frieden und der Einigkeit der Nation zu dienen; ferner durfte 
der Papſt die Biſchöfe nur weihen, nachdem ſie durch Napoleon ernannt 
waren! Dieſe Biſchöfe mußten aber dann auch noch folgenden perſönlichen Treueid 
in die Hände Napoleons ſchwören: 

„Ich ſchwöre zu Gott und den Evangelien, Treue und Gehorſam der durch die Verfaſſung 
eingerichteten Regierung Frankreichs zu bewahren. Ich ſchwöre ferner, keinen Perſonen mit 
meinem Rate beizuſtehen, keine Liga innerhalb oder außerhalb Frankreichs intellektuell zu 
unterſtützen und keine Vereine zu unterhalten, welche im Gegenſatz zur öffentlichen Ruhe 


ftehen. Und wenn im übrigen in meiner Diözefe ſich fo etwas zum Nachteil des Staates 
anſpinnen ſollte, werde ich der Regierung hiervon ſofort Anzeige erſtatten.“ 


Um jegliche unerwünſchte Einmiſchung Roms in innerpolitiſche Dinge des Staa⸗ 
tes glatt zu unterbinden, beſtimmte der Artikel x dieſes Konkordates z. B.: N 


„Keine Bulle, kein Breve, Reſkript, Dekret, Befehl, Gehalt, Gehaltsanweiſung oder fon- 
ſtige Sendungen aus dem Vatikan von Rom dürfen ohne Ermächtigung der Regierung 
weder angenommen, veröffentlicht, noch gedruckt oder anderweitig in Vollzug geſetzt werden. 
Auch kein Individuum, mag es ſich Botſchafter, Legat, Nuntius, apoſtoliſcher Kommiſſar 
oder ſonſtwie nennen, darf ohne polizeiliche Genehmigung ſich in Frankreich aufhalten oder 
irgendeine auf die gallikaniſche Kirche bezügliche Handlung ausüben.“ 

Das war mehr als deutlich, und dieſer Artikel 1 ſticht weit ab von den entſpre⸗ 
chenden Beſtimmungen anderer Konkordate, die wir ſchon kennen gelernt haben, und 
wie wir noch weiter ſehen werden. Napoleon hatte ſogar verſchiedene kultiſche Vor⸗ 
ſchriften gemacht, z. B., daß es außer Sonntag keine kirchlichen Feiertage geben 
dürfe, oder daß die Prieſter in franzöſiſcher Tracht und ohne langen Rock („Weiber⸗ 
rock“) auf den Straßen gehen müßten, und ferner, daß außer zum normalen Gottes⸗ 
dienſt keine Kirchenglocken ohne polizeiliche Genehmigung geläutet werden durften. 
Außerdem — und das iſt beſonders erwähnenswert, war in Artikel 25 feſtgelegt, 
„daß kein Prieſter angeſtellt werden dürfe, der nicht ein eigenes Vermögen nachweiſt, 
das ihm eine jährliche Rente von mindeſtens 300 Franken abwirft“ — (während 
doch alle anderen Konkordate immer nur von „Dotierungen“ der Kirche durch den 
Staat ſprechen) —. All dies und noch viel mehr hat das ſonſt fo autoritäre Rom 
hingenommen, weil ihm hier ein Staatsmann gegenüberſtand, der den Willen 
und die Kraft hatte, ſeinen nationalen Staat dem internationalen Rom gegenüber als 
das „Primäre“ deutlich zu zeigen; in Napoleon ſtand dem Papſt und feinen Un⸗ 
terhändlern der Staat in Perſon als unbedingte „Autorität“ gegenüber — und 
nicht irgendein Biſchof oder ein ſonſtiger kirchlicher Würdenträger im geiſtlichen oder 
weltlichen Rock, mit denen Rom in anderen Fällen noch immer bisher ein verhältnis⸗ 
mäßig leichtes Spiel hatte. 

Überaus bezeichnend iſt eine päpſtliche Stellungnahme aus dem Jahre 1871 über 
das Napoleon'ſche Konkordat von 1801; im Jahre 1871 erſchien nämlich eine Schrift 
des Straßburger Profeſſors Moritz von Bonald mit dem Titel: „Deux questions 
sur le Concordat de 1801“ — (= „Zwei Fragen zum Konkordat von 1801“) —; 
in dieſem Buch bezeichnet Bon al d 
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„das zwiſchen Pius VII. und Napoleon abgeſchloſſene Konkordat als be: 
ſondere päpſtliche Konzeſſion, weil es eine abſolute Un⸗ 
möglichkeit ſei, daß zwiſchen zwei nicht gleichberechtig⸗ 
ten Individuen wie Staat und Kirche ein wahrer Ver: 
trag zuſtande komme“. 

Für diefe Streitſchrift erhielt dann Profeſſor von Bonald von Papft Pius IX. 
ein Brebe vom 19. 6. 1871, in dem es u. a. heißt: 

„Mit ſehr großem Wohlgefallen haben wir, geliebter Sohn, dein Werk empfangen, da 
du darin nicht weniger deinen religiöſen Eifer, als deine Gelehrſamkeit bewährſt, und das 
eigentümliche Weſen jener Verträge oder Indulte ) ins Licht ſtellſt, und zwar ſo, daß die 
aufgeworfenen Fragen ohne Schwierigkeit gelöſt werden können. Wir wünſchen dir daher 
Gluck, und verheißen deiner Schrift, daß jene, die da läſtern, was fie nicht kennen, durch 
dieſelbe lernen werden, daß die Kirche mit jenen Konventionen, welche ſich mit Dingen be⸗ 
ſchäftigen, welche ihr angehören, nicht die Rechte anderer uſurpiert ), ſondern von ihren 
Rechten freigebigen Gebrauch macht.“ (Zitiert aus: „Moderner Staat und römiſche Kirche“ 
von Graf v. 1 der ſich hierbei auf den katholiſchen Theologen Wilhelm Martens 
ausdrücklich bezieht. D. Verf.) 

Dieſer Brief Pius IX. beweiſt ſchlagend, wie die Kurie ſich hinterher über ge⸗ 
ſchloſſene feierliche Vereinbarungen einfach hinwegzuſetzen erlaubt, bzw. wie man 
ſich das Recht nimmt, ſolche Verträge hinterher nach eigenem Gutdünken fo „auozu⸗ 
legen“, als ob es keine richtigen, echten und wahren Verträge wären. Hieraus ſpricht 
ſehr eindeutig der machtpolitiſche Wille des römiſchen Katholizismus, der da glaubt 
ſich über alles hinwegſetzen zu können. 

Rom iſt und war ſeit je eine politiſche Weltmacht, eine politiſche Internationale 
allergrößten Stiles — trotz noch fo vieler Ableugnungvoerſuche derer, die um dieſe ihre 
Macht bangen, und obwohl viele poſitive, d. h. überzeugte Katholiken das nicht glau⸗ 
ben wollen; aber dieſe glauben es nur deshalb nicht, weil ſie ſich nie mit der Ge⸗ 
ſchichte der römiſchen Kirche befaßt haben, bzw. weil ſie die Kirchengeſchichte immer 
nur im Glorienſchein rein katholiſcher Schilderungen ſehen, die alle doch nur „pro 
domo“ geſchrieben ſind. Einer unſerer größten Staatsmänner, Bismarck, ſagte ein⸗ 
mal auf Grund ſeiner Geſchichtekenntniſſe und ſeiner eigenen trüben Erfahrungen: 

„Es iſt meines Erachtens eine Fälſchung der Politik und Geſchichte, wenn man Seine 
Heiligkeit den Papſt ausſchließlich als den Hoheprieſter einer Konfeffion betrachtet.“ 

„Das Papfttum ift eine politiſche Macht von jeher geweſen, die mit der größten Ent: 
ſchiedenheit und den größten Erfolgen in die Verhältniſſe dieſer Welt eingegriffen hat.“ 

Es iſt nicht nur „ganz gut“, — nein es iſt eine dringende Notwendigkeit, daß der 
Staatsmann, daß jeder Politiker eingehende Geſchichteſtudien betreibt, damit er ſo 
aus der Vergangenheit lernt, welche Fehler er nicht mehr machen darf! 

Gerade gegenüber Rom, jener politiſchen Organiſation, die ſtets in langen Zeit⸗ 
räumen denkt, die immer aus dem unerſchöpflichen Quell ihrer geſchichtlichen Erfah⸗ 
rungen zu zehren pflegt, iſt es beſonders notwendig, daß wir unſere eigene Deutſche 
Geſchichte genau kennen, damit wir wiſſen, wann und wie ſchon früher einmal unſer 
Volk und ſeine leitenden Männer mit dieſem Gegner zuſammengeſtoßen ſind. Iſt 
nicht gerade die Geſchichte der Konkordate ein ſprechender Beweis dafür, daß römiſche 
Machtpolitik ſtets unberänderlich geblieben iſt? Was auf dieſem Sondergebiete ſchon 


) Indulte = das an Fürften verliehene Recht, hohe geiſtliche Amter zu verleihen. 
5) ufurpieren = gewaltſam an ſich reißen ohne Berechtigung dazu. 
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im Mittelalter von Rom verſucht worden iſt, das verſucht die gleiche Kurie heute 
unter anderen äußeren Verhältniſſen mit entſprechenden anderen politiſchen Mitteln für 
ſich zu erreichen. Was der Kardinal und Jeſuit Bellarmin im 16. Jahrhundert aus⸗ 
geſprochen hat, das finden wir in der in Rom erſcheinenden amtlichen Jeſuiten⸗Zeit⸗ 
ſchrift „Civilta Cattolica“ am 1. 7. 1871 folgendermaßen ausgedrückt: 


„Der Papſt iſt nach göttlichem Rechte der höchſte Ordner und Leiter der chriſtlichen Gewalt. 
Er hat das Recht, die chriſtlichen Fürſten, die ihre Gewalt mißbrauchen, zur Rechenſchaft zu 
ziehen, zu ſtrafen, eventuell abzuſetzen.“ 

Und was ſchon in den drei mittelalterlichen Reichskonkordaten von Rom verſucht 
und erreicht wurde, das hat das gleiche „ewige“ Papſttum auch in allernenefter 
Zeit wieder in Deutſchland erſtrebt und ebenfalls erreicht; nämlich die 
Abhängigkeit des Staates und ſeiner Organe von der Willkür römiſcher Prieſter. 
Ich denke hier zunächſt an die drei Länderkonkordate in Bayern, Preußen und Baden, 
die unter der 14jährigen Syſtemherrſchaft roter, ſchwarzer und „nationaler“ Parteien 
in der Nachkriegszeit zuſtande gekommen ſind. Für das bayeriſche und preußiſche Kon⸗ 
kordat zeichnet der Nuntius Pacelli verantwortlich, der für die hier geleiſtete hervor⸗ 
ragende römiſche Arbeit vom Papſt zum Kardinal ernannt worden iſt, und der heute 
Kardinalſtaatsſekretär der Kurie iſt. Ganz beſonders das zuerſt abgeſchloſſene Kon⸗ 
kordat für Bayern iſt ein Schulbeiſpiel dafür, wie ſich Rom auch heute noch den 
„weltlichen Arm“ dienſtbar zu machen verſteht. In Bayern braucht nur irgendein 
römiſcher Prieſter „Argernis zu nehmen”, um dadurch ſofortiges Einſchreiten ſtaat⸗ 
licher Organe gegenüber demjenigen Staatsbürger zu veranlaſſen, der dieſem Prieſter 
mißliebig iſt; dieſe Vereinbarungen gelten auch heute noch, denn das bayeriſche Kon⸗ 
kordat vom 29. 3. 1924 iſt durch das jetzt getätigte Reichskonkordat in allen Punkten 
ausdrücklich beſtätigt worden, genan ſo wie übrigens auch das preußiſche Konkordat 
vom Jahre 1929 und das badiſche Konkordat vom Jahre 1932, wie wir noch ſpäter 
ſehen werden. Die erwähnte bayeriſche Konkordatsbeſtimmung führte am 17. 6. 1928 
dazu, daß im bayeriſchen Landtag ein Abgeordneter die bezeichnende Feſtſtellung 
machte, 

„die Auslegung des Konkordates ſcheine mehr in der Hand der Kirchenbehörden zu liegen 

als in der Hand der Regierung“, 
eine Feſtſtellung, die zwar damals der ſchwarze Regierungvertreter abzuleugnen ver⸗ 
ſuchte, die aber durch Tatſachen erhärtet iſt. Es handelte ſich ſ. Zt. um den bekannten 
Fall der diſziplinariſchen Verurteilung eines katholiſchen Volksſchullehrers in Bam⸗ 
berg, die auf Betreiben der kirchlichen Behörden hatte erfolgen müffen. An dieſer 
Stelle ſoll zunächſt die Erwähnung dieſes Falles genügen; denn auf die überaus wich⸗ 
tige Frage: Schule und Kirche wollen wir in einem beſonderen Teil dieſer 
Schrift in aller Ausführlichkeit eingehen, weil gerade die Schulfrage angeſichts 
des noch immer bevorſtehenden Reichsſchulgeſetzes heute von ganz beſonderer grund⸗ 
ſätzlicher Bedeutung iſt; denn hier könnte u. U. ſo manches bisher Verſäumte nach⸗ 


geholt werden. 

Das bayeriſche Konkordat von 1924 unterſcheidet ſich eigentlich nur in der äußeren 
Form und Wortgeſtaltung von feinem Vorgänger aus dem Jahre 1817; inhaltlich 
it Rom hier genan fo auf feine Koſten gekommen wie vor über hundert Jahren. 
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Ahnliches gilt für die neuen Konkordate in Preußen und Baden aus den Jahren 1929 
und 1932, deren Einzelbeſtimmungen zwar nicht in allen Teilen ſo ungeheuerlich ſind 
wie in dem für römiſche Ziele ſo vorbildlichen bayeriſchen Konkordat; dafür iſt ja 
Bayern auch die beſte römiſche Kirchenprovinz in Deutſchland, und nicht umſonſt iſt 
bisher München in klerikalen Kreiſen als „unſer Deutſches Rom“ bezeichnet worden. 
Im „Dresdener Anzeiger“ ſchrieb am 30. 12. 1928 ein „hochangeſehener katholi⸗ 
ſcher Geiſtlichen! — (wie ihn das Blatt nennt) — ganz offen und der Wahrheit 
entſprechend: 


„Offenbar habe der Vatikan Gründe zu der Annahme, daß er ſich im Kampfe gegen das 
Deutſche Volkstum alles erlauben könne, weil weder Deutſchland als ſolches noch die Deut⸗ 
ſchen Katholiken, ihre Biſchöfe und ihre Preſſe dagegen Verwahrung einlegen.“ 

Der Geiſtliche wandte ſich damals aus feiner eigenen Erkenntnis heraus gegen 
weitere Konkordate mit der Kurie, hat aber leider mit dieſer Warnung keinen Erfolg 
gehabt. In dieſem Zuſammenhang fei, bevor wir an die Betrachtung des jetzt abge: 
ſchloſſenen Reichskonkordates herangehen, noch eine Tatſache erwähnt, die ſchlagartig 
die ganze Gefährlichkeit römiſcher Konkordate für das Volkstum, und zwar beſon⸗ 
ders für unſer Deutſchtum zeigt. Im Herbſt 1928 erſchien ein Hirtenbrief des römi⸗ 
ſchen Biſchofs Ruch von Straßburg, in welchem der Biſchof allen Elſäſſern die 
Liebe zu Frankreich „zur ſittlichen Pflicht“ machte, und worin 
der Biſchof ſogar androhte, daß jeder, der dieſer Auweiſung nicht nachkomme, des⸗ 
wegen von der Kirche „unter ſchwere Sünde geſtellt werde“. Außerdem verbot 
dieſer echt⸗römiſche Kirchenfürſt der katholiſchen Preſſe feines Bistums, für das 
Deutſchtum der Elſäſſer einzutreten. Der Vatikan hatte dann tat⸗ 
ſächlich nichts Eiligeres zu tun, als die beiden biſchöflichen Erlaſſe, nämlich den Hirten⸗ 
brief und das Rundſchreiben an die katholiſche Preſſe des Straßburger Sprengels, 
in feiner amtlichen Zeitſchrift „Osservatore Romano“ zuſtimmend im Wortlaut ab⸗ 
zudrücken, und der Kardinalſtaatsſekretär Gaſparri — der Vorgänger Pacellis — 
ſandte gleichzeitig im päpſtlichen Auftrage zwei ſehr herzliche Dank⸗ und Anerkennung⸗ 
ſchreiben an ſeinen Amtsbruder in Straßburg, worin es u. a. heißt: 

„Seine Heiligkeit iſt erfreut zu ſehen, mit welch heißer Liebe für die Seelen Sie ſich ein⸗ 


ſetzen, um überall, beſonders bei den Prieſtern und den katholiſchen Journaliſten das Wort 
zu verbreiten, das da erleuchtet, bewahrt, ermutigt und rettet.“ 


Wieſo die Unterdrückung des Deutſchtums im Deutſchen Elſaß „erleuchtend — 
bewahrend — ermutigend und rettend“ ſein ſoll, das kann wiederum nur derjenige 
verſtehen, der die Geſchichte der Kirche kennt, jener Kirche, die ſeit Jahrhunderten alles 
Deutſche als „ketzeriſch“, als „auszurottendes Übel” uſw. unerbittlich bekämpft. Auf 
Grund dieſer unglaublichen Brüskierung des Deutſchtums in den Reichslanden brachte 
damals der „Dresdener Anzeiger“ — am 13. 12. 1928 — einen Aufſatz: 

„Der Vatikan und Elſaß⸗ Lothringen! — Eine Warnung 

vor dem Konkordat!“ 
in welchem ein Altelſäſſer, der gläubiger Katholik iſt, ſich über die hier offenbare Un⸗ 
terdrückung des Deutſchen Volkstums im Elſaß in bewegten Worten bitter beklagt; 
ſeine damalige Frage: 


„Warum denn der Vatikan nicht früher auch einmal den in Deutſchland wohnenden 
Polen und Elſäſſern die Liebe zu Deutſchland zur ſittlichen Pflicht gemacht habe?“ 
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beantwortet er ſich gewiſſermaßen ſelbſt durch die weitere Frage: 
„Ja, wäre eine ſolche Verpflichtung durch Rom jemals denkbar geweſen?“ 


Darauf muß an Hand unwiderlegbarer geſchichtlicher Tatſachen mit einem un⸗ 
bedingten „Nein“ geantwortet werden! Als dann damals — es iſt für uns Deutſche 
faſt unglaublich, aber leider doch bittere Wahrheit — Deutſche (2) Zentrumsſchrei⸗ 
berlinge dieſen Altelſäſſer in der gehäſſigſten Weiſe angriffen, weil er es gewagt 
hatte, gegen den Biſchof und gegen den Vatikan aufzutreten, ſchrieb am 30. 12. 1928 
im „Dresdener Anzeiger“ der bereits erwähnte „hochangeſehene katholiſche Geiſt⸗ 
liche“, daß die vatikaniſche Unterſtützung des Biſchofs Ruch in Straßburg nur er⸗ 
folgt ſei, 

„um den Kampf des elſäſſiſchen Volkes für die Erhaltung ſeines Volkstums im Rahmen 
Frankreichs mit geiſtigen Mitteln lahmzulegen“ — genau ſo wie — 


„belgiſche, polniſche und italieniſche Biſchöfe unter den Augen Roms den Kampf gegen das 
Deutſche Volkstum in ihren Sprengeln führen.“ 


Wie letzteres praktiſch gemacht wird, zeigt uns folgender Satz aus dem italieniſchen 
Konkordat des Jahres 1929, mit dem alle vorher gehegten Deutſchen Hoffnungen für 
das Schickſal der Deutſchen Südtiroler begraben werden mußten: 

„Die Biſchöfe und Pfarrer — (nämlich Südtirols! d. Verf.) — müffen der italieniſchen 
Sprache mächtig ſein und können, wo dies notwendig ſein ſollte, Hilfskräfte erhalten, die 
außer der italieniſchen auch die betreffende Landesſprache beherrfchen.... .” 

Von dieſen „Hilfskräften“ heißt es dann noch an anderer Stelle des Kon⸗ 
kordates, daß ſie „in nationaliſtiſcher Hinſicht“ ganz einwandfrei ſein müßten!! Durch 
dieſe Konkordatsvorſchriften iſt der unbarmherzige Entnationaliſierungprozeß im Deut: 
ſchen Südtirol durch feine Übertragung auch auf das kirchliche Leben von Rom 
ausdrücklich ſanktioniert, wie das auch damals durch die katholiſche Preſſe Italiens 
offen beſtätigt worden iſt, ſchrieb doch ſ. Zt. das Organ der Katholiken Italiens 
„L'Avenire d'Italia“, daß durch den nunmehr erfolgten „Friedensſchluß“ zwiſchen 
Vatikan und Quirinal 

„von einer „Minderheitenfrage“ in Italien nicht mehr geſprochen werden könne“! 

Damit find — das läßt ſich nicht mehr ableugnen — die rund 280 000 Deutſch⸗ 
ſprechenden Südtiroler durch das politiſche Rom verraten und verkauft worden. 

Der katholiſche Geiſtliche machte im „Dresdener Anzeiger“ ſehr ſcharf Front 
gegen dieſes empörende Vorgehen des Vatikans, und er nahm dieſe beſchämenden Vor⸗ 
kommniſſe zum Anlaß, in ſeinem Aufſatz in ſehr dringender Form vor dem Abſchluß 
eines Deutſchen Konkordates zu warnen; denn 


„jedes Konkordat ſtärke nur die kirchenpolitiſche Macht der Kurie und erfülle immer nur 
die Wünſche Roms“! 

Dieſer katholiſche Geiſtliche war ehrlich; ſein Deutſches Blut war doch noch ſtär⸗ 
ker als ſeine römiſche Prieſtererziehung; leider iſt ſein Warnungruf, der doch aus 
dieſem Munde doppelt beachtenswert war, ungehört verhallt. 

Wir führten oben einen Ausſpruch Bismarcks über das politiſche Rom an; be⸗ 
kanntlich hat Bismarck einen ſcharfen Abwehrkampf gegen Rom geführt, ſich aber 
andererſeits auch gelegentlich des politiſchen „Rom“ zur Durchführung eigener Pläne 
bedient — (z. B. bei den bekannten Septenats⸗Verhandlungen, wo er Papſt Leo XIII. 
um Beeinfluſſung des Zentrums bitten ließ!) — ſo daß ſein Abwehrkampf gegen 
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Rom letzten Endes doch nicht zum Ziel: Befreiung Deutſchlands dom 
römiſchen Einfluß führen konnte. Große Unterſtützung fand Bismarck in der 
Hauptphaſe des Kampfes Anfang der 7oer Jahre durch den katholiſchen Zentrums⸗ 
abgeordneten Eduard Windhorſt, einen Neffen des bekannten Zentrumsführers Lud⸗ 
wig Windhorſt. Dieſer katholiſche Abgeordnete E. Windhorſt wandte ſich in feiner 
berühmten Reichstagsrede vom 15. 5. 1872 u. a. auch gegen den Jeſuiten Tarquini, 
der bezüglich der Konkordate folgendes geſchrieben habe: 
„wenn die Päpſte in den Konkordaten einige Ausdrücke gebrauchen, die denſelben den Cha⸗ 
rakter eines Vertrages zu geben ſcheinen, ſo wollen ſie mit dieſen Ausdrücken nur ihren 
en ausdrücken, die Konkordate, ſoweit es ihnen möglich ift, ebenfo zu beachten, wie 
träge. 
Dani iſt ihnen aber nicht das Recht genommen, ein Konkordat aufzuheben, wenn fie 
dasſelbe nicht mehr halten können, d. h. wenn das Wohl der Kirche und das Heil der 
Seelen deſſen Aufhebung verlangt.“ 


Dieſe Worte des Jeſuiten Camillo Tarquini aus dem Februar 1872 zeigen, mit 
welcher Aufmerkſamkeit man den geſamten Wortlant eines jeden Konkordates durch⸗ 
ſtudieren muß, um nicht von dieſen beſonderen „Ausdrücken“ des Papſtes oder feines 
Beauftragten hinters Licht geführt zu werden. Man ſage uns nicht, dieſer eine 
Jeſuit ſei nicht der Papſt, ſei nicht Rom und die Kirche, darauf müßten wir ant⸗ 
worten, daß nach dem „can. 1386 des kirchlichen Geſetzbuches“ jedes 
Mitglied des Klerus für jede Veröffentlichung, auch in Zeitungen und Zeitſchriften, 
die Zuſtimmung feines Biſchofs einholen muß! Alſo müſſen auch dieſe Ausfüh⸗ 
rungen des Jeſuiten⸗Prieſters Tarquini von der Kirchenbehörde genehmigt worden fein, 
fonft hätte wohl die „Revue des sciences ecclesiastiques“ vom Februar 1872 fie 
nicht bringen dürfen! Im übrigen beweiſen ja auch die Taten Roms, daß Konkordate 
dort nur ſo aufgefaßt werden, wie der Jeſuit es offen geſchrieben hat. Das war ſchon 
früher fo, wie wir bereits beim „Wiener Konkordat“ geſehen haben, deſſen römiſche 
Verpflichtungen Papſt Calixtus III. ſchon ſehr bald einfach als nicht mehr vorhanden 
erklärte. Wenn Rom heute vielleicht ſolch ſchroffes Vorgehen nicht mehr wagen 
wird, ſo zeigen doch die allerneueſten Erfahrungen mit dem eben erſt geſchloſſenen 
neuen Reichskonkordat, wie Rom nunmehr durch — „Auslegungkünſte“ ſein Schäf⸗ 
lein ins Trockene zu bringen verſucht. Es haben ſich alſo höchſtens die römiſchen 
Kampf⸗ Methoden geändert, während der Sinn päpſtlicher Taktik und Politik 
nach wie vor der gleiche geblieben iſt; denn „die Kirche — d. h. Rom — ändert 
ſich nie“! 

Auf Grund unſerer bisherigen geſchichtlichen Erfahrungen haben wir als Deutſche 
jedenfalls die heilige Pflicht, das Reichskonkordat vom 20. 7. 1933 Wort für Wort 
durchzuarbeiten, damit wir klar erkennen, was Rom damit in Dentſchland erreichen 
will — bzw. bereits erreicht hat. 

Daß wir dabei keine Vermutungen und „haltloſen Hypotheſen“ aufſtellen werden, 
iſt ſelbſtoerſtändlich und entſpricht nur der von uns ſtets geübten Deutſchen Kampfes⸗ 
weiſe. Damit aber alle Jeſuiten und anderen Mitſtreiter Roms im geiſtlichen oder 
weltlichen Rock von vorneherein im Bilde ſind, ſei hier gleich vorweg geſagt, daß wir 
uns bei dieſer gewiß nicht einfachen, ja vielleicht ſogar heiklen Aufgabe in jedem Einzel⸗ 
fall nur offizieller römiſch⸗katholiſcher Quellenwerke bedienen werden, wenn es gilt, 
eine „Auslegung“ des einen oder anderen Artikels aus römiſchem Munde zu belegen. 
Es wird dann nicht unſere Schuld fein, wenn die Herren von der „ſchwarzen Reaktion“ 
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gegen die von uns zitierten „Auslegungen“ aus ihrem eigenen Lager nicht vorgehen 
können — oder Rom und ſeine Helfer müßten fich ſelbſt Lügen ſtrafen! 


3. Das Reichskonkordat vom 20. 7. 33 


Am Tage der Unterzeichnung des neuen Reichskonkordates brachten katholiſche 
Zeitungen einen Leitartikel unter der Überſchrift: 


„Der Deutſche Katholik im neuen Staate“. 


Darin heißt es u. a. („Düſſeldorfer Tageblatt“ Nr. 196 vom 20. 7. 1933): 


„Die Miſſion der Kirche, den ganzen Menſchen in allen feinen ſeeliſchen Bereichen vom 
Kind bis zum Greiſenalter zu erfaffen und zu durchdringen, iſt im Konkordat grundſätzlich 
anerkannt und feſtgelegt. Der neue Staat ſichert darin im Prinzip der Kirche das, was ſie 
für ihre Erziehungaufgabe, die von der Taufe bis zur Trennung der Seele vom Leibe reicht, 
braucht. Dazu gehören die kirchlichen Organiſationen und Eineihtungen außerhalb von 
Kirche und Sakriſtei, die im jetzigen Konkordat niedergelegt ſind. Waren die letztgenannten 
Organiſationen und Einrichtungen teilweiſe im Gegenſatz zu anderen, ſei es liberaliſtiſchen, 
ſei es marxiſtiſchen, immer aber kirchengegneriſchen Strömungen und deren organiſatoriſchen 
Vertretungen erwachſen, ſo birgt das Konkordat die Gewähr in ſich, daß der auf eine ge⸗ 
meinſame Zielrichtung eingeſetzte Wille von Kirche und Staat den kirchlichen Organiſationen 
poſitibe Entfaltungsmöglichkeiten im gleichgerichteten Erziehungsintereſſe ſchafft. Die Kirche 
richtet ihr Erziehungwerk nach abſoluten Maßſtäben; fie lehnt es ſeit ihrer Gründung in 
gleicher Weiſe ab, ſich ein jeweils in der Geſellſchaft herrſchendes Ethos zum Muſter zu 
nehmen, weil dabei neben Sittlichem auch Unethiſches mit in den Kauf genommen werden 
müßte. Die Kirche denkt in Jahrtauſenden, und ſie weiß aus der Erfahrung dieſer Jahr⸗ 
tauſende, daß das jeweilige Ethos eines Volkes immer nur ein „Durchgangsſtadium“ iſt. 
Wenn aber die Kirche ein Konkordat mit einem Staate abſchließt, ſo iſt ſie dabei nicht nur 
der empfangende, ſondern auch der gebende Teil.“ 


Zu dieſen katholiſchen Sätzen, aus denen merklich der römiſche „Autorität⸗An⸗ 
ſpruch“ zwiſchen den Zeilen herausklingt, muß vom völkiſchen Standpunkt aus einiges 
geſagt werden. Zunächſt ſei uns die Frage erlaubt, wieſo „außerkirchliche Organiſa⸗ 
tionen und Einrichtungen im Gegenſatz zu liberaliſtiſchen und marxiſtiſchen Strömun⸗ 
gen erwachſen ſein können“, wenn die größte „außerkirchliche“ (2) Organiſation Roms 
in Deutſchland, nämlich — das Zentrum, gleichzeitig mit Liberalismus und Marxis⸗ 
mus, alſo mit „kirchengegneriſchen Strömungen“ 14 Jahre lang eng zuſammen ge⸗ 
gangen iſt? 2 2 Hier klafft doch irgendwo ein unlösbarer Widerſpruch!!! Weiter 
müſſen wir die Frage ſtellen, wen das katholiſche Blatt mit dem „jeweils in 
der Geſellſchaft herrſchenden Ethos“ meint, das die Kirche immer 
ablehne, weil es nur ein „Durchgangsſtadium“ ſei? Hierzu müſſen alle völkiſchen 
Deutſchen Menſchen in aller Beſtimmtheit doch ſagen, daß der völkiſche Gedanke, 
der ſich jetzt im Deutſchen Volke als neues Ethos durchringt, keineswegs nur „Durch⸗ 
gangsſtadium“ iſt, ſondern vom Raſſeerbgut getragen wird, das entſtand, als die 
Raſſe nach göttlichem Willen entſtand, — und das bleiben wird, ſolange Deutſche 
leben. 

Über die „Erziehungziele“ von Staat und Kirche, die in dem katholiſchen Blatt 
hier ohne weiteres als „gleichgerichtet“ hingeſtellt werden, ſoll in einem Sonderab⸗ 
ſchnitt ſpäter ausführlich geſprochen werden; hier ſei nur vorweg allgemein ganz kurz 
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gefagt, daß ein völkiſcher Staat ſchon aus feinem Selbſterhaltungwillen heraus in 
ſehr vieler Hinſicht andere Erziehungziele erſtreben muß als fie — bisher wenigſtens — 
von der internationalen Rom⸗Kirche, die ſich ſelbſt als „überſtaatlich“ bezeichnet, ver⸗ 
folgt werden. 

Die Zeitung „Der Katholik“ — Wochenorgan im Geiſt und Dienſt katholiſcher 
Aktion — beginnt in Nr. 32 vom 6. 8. 1933 ihren Leitaufſatz über die nunmehr 
einſetzende Zuſammenarbeit von Staat und Kirche folgendermaßen: 

„Dies iſt das große Zeitereignis, das ſich hinter dem Wort „Konkordat“ verbirgt: die 


beiden Hauptgewalten des öffentlichen Lebens begegnen ſich, wechſeln Gruß und Handſchlag 
und verſprechen ſich Zuſammenarbeit. Wer iſt dieſer Staat? Wer iſt die Kirche?“ 


In Nr. 31 vom 30. 7. 1933 der gleichen Zeitung finden wir nun einen Kurzauf⸗ 
ſatz von Pater Heinrich Stolle, S. V. D., mit der Überſchrift: „Gebieter Staat“ — 
(Gänſefüßchen im Driginal!) —, worin die Frage geſtellt wird: 

„Woher nimmt nun die ſtaatliche Obrigkeit die Berechtigung Geſetze zu geben, ein poſi⸗ 
tives Recht zu ſchaffen?“ 
und folgende Antwort gegeben wird: 


„Nach chriſtlicher Auffaſſung nur in Kraft göttlicher Bevollmächtigung. Die Weltordnung 
liegt in der Hand Gottes. Er iſt der höchſte König und Herr, dem das ganze Menſchenge⸗ 
ſchlecht unterworfen iſt. Fordert eine menſchliche Obrigkeit auch eine Macht über andere 
Menſchen, kann ſie dieſes nur in Kraft ihrer Anteilnahme an der Herrſchermacht Gottes. 
Keine menſchliche Obrigkeit kann ihre Untergebenen zu etwas verpflichten außer in Kraft des 
göttlichen Willens, der den Gehorſam gegen die von ihm geſetzte Obrigkeit gebietet. 

Dieſem gebietenden Willen Gottes iſt jede Autorität im Gewiſſen verantwortlich, und 
in dieſem höchſten Willen finden ſich auch die Grenzen der Befugniſſe jeder menſchlichen 
Autorität.“ (Hervorhebungen im Original.) 


Da nun die römiſche Kirche ſich ſelbſt in überheblicher Weiſe als „allein 
ſeligmachend“ bezeichnet, und da dieſe Kirche „kraft ihrer — (vermeintlichen) 
— Autorität“ ihr Oberhaupt als „alleinigen und unfehlbaren Stell⸗ 
vertreter Gottes auf Erden“ hinſtellt, ſo iſt damit die Frage nach dem 
Verhältnis von Staat und Kirche zueinander „im römiſchen Sinne“ zwar entſchieden 
— aber noch lange nicht im gleichen Sinne für den ſelbſtändigen völkiſchen Staat, 
der — das iſt unſere Meinung — in ſich „autoritär“ iſt und niemals von einer 
internationalen „politiſchen Weltmacht“ (vgl. Bismarcks Ausſpruch) ſich abhängig 
machen darf, wenn er ſich nicht ſelbſt aufgeben will. 

Wenn daher das katholiſche „Düſſeldorfer Tageblatt“ in Nr. 201 vom 25. 7. 
1933 unter „Freiheit der Kirche“ ſchreibt: 

„Das Konkordat gefteht der Kirche die Würde zu, die ihr nicht nur als eigen ſouveräne 


Staatsmacht, ſondern auch als die große religiös⸗moraliſche, überſtaatliche Inſtitution zu⸗ 
kommt“, 


ſo haben wir nicht nur das Recht, ſondern die Pflicht, im Konkordat ſelbſt nachzu⸗ 
prüfen, was an dieſen und noch vielen anderen römiſchen Überheblichkeiten wirklich 
wahres iſt. 

Iſt es nicht im Hinblick auf die tatſächlich beſtehenden Pläne führender katholiſcher 
Kreiſe, die darauf hinzielen, wieder ein „heiliges römiſches Reich Deutſcher Nation“ 
erſtehen zu laſſen, eine geradezu bodenloſe Überheblichkeit, wenn die „Aachener Kir: 
chenzeitung“ in Nr. 20/1933 ſchreibt: 

f „Die Deutſche Frage iſt entweder eine Reichsgottesfrage oder ſie iſt eine Tragödie“! 

Leider gibt es ja auch „nationale“ Politiker, die eine fremde Weltanſchauung ü ber 
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die eigene Nation fegen, und die dadurch, gewollt oder ungewollt, kirchlichen Macht⸗ 
anſprüchen praktiſch Vorſchub leiſten; ſo hat der bekannte Hamburger Dr. Wilhelm 
Stapel — (der Herausgeber des „Deutſches Volkstum“ und der Verfaſſer des 
Buches: „Der chriſtliche Staatsmann — eine Theologie des Nationalismus“) — 
in einem Vortrag über: „Die Weltanſchauung des Nationalſozialismus und das 
Chriſtentum“ vor etwa 130 evangelifchen Pfarrern im Evangeliſchen Johannisſtift zu 
Spandau laut „Leipziger Neueſte Nachrichten“ u. a. erklärt: 


„daß das Chriſtentum gegenüber dem Nationalſozialismus bei allem tiefen Verſtändnis für 
! 


ihn eindeutig zu betonen habe, es gäbe Bindungen, die höher find, als die Nation.” !!! 


Wenn das ſchon am grünen Holz geſchieht, dann iſt es eigentlich kein Wunder, 
daß Rom ſelbſt ſich keinerlei Zurückhaltung auferlegt, im Gegenteil ſich immer und 
überall nimmt, was es nur bekommen kann. So findet man auch in der geſamten 
katholiſchen Preſſe übereinſtimmend fortgeſetzt die Feſtſtellung, daß durch das neue 
Reichskonkordat 

„erhebliche Forderungen der katholiſchen Kirche im Sinne der katholiſchen Aktion“ 
gewährleiſtet ſeien. Intereſſant iſt in dieſem Zuſammenhang eine Meldung der 
katholiſchen „Trieriſchen Landeszeitung“ — (Nr. 181/1933) — unter der Überfchrift: 
„Reichskonkordat und katholiſche Aktion“, in der geſagt wird, daß die katholiſche 
italieniſche Zeitung „Italia“ ſchon Anfang Juli erklärt habe, 

„der wichtigſte Punkt des Konkordates mit Deutſchland werde zweifellos jener ſein, der die 

Betätigung und Sicherung der katholiſchen Aktion in Deutſchland zum Gegenſtand habe.“ 

Ob hier nicht nur „der Wunſch der Vater des Gedankens war“, das kann nur ein 
genaues Studium des Konkordates ſelbſt lehren. Wenn man allerdings im „Düſſel⸗ 
dorfer Tageblatt“ — (Nr. 201 vom 25. 7.) — lieſt: 

„Kennzeichnend für den großzügigen Geiſt, von dem die Konkordatsverhandlungen beſeelt 
geweſen ſind, iſt der Umſtand, daß darin Artikel für Artikel das Beſtreben ſichtbar wird, 
den vollen inneren Reichtum und die Fülle des kirchlichen Lebens in Deutſchland zur Aus⸗ 
wirkung und zur Entfaltung kommen zu laſſen“, — 

dann könnte man ſchon vorweg böſer Ahnungen voll fein, zumal dieſe Auffaſſung 
in allen katholiſchen Tageszeirungen und noch eindeutiger in den amtlichen katholiſchen 
Kirchenblättern immer wieder zum freudigen Ausdruck kommt. Doch wir wollen 
nicht vorſchnell urteilen, ſondern das neue Reichskonkordat ſelbſt ſprechen laſſen. 

Der „Staatsvertrag“ zwiſchen dem Deutſchen Reich und dem Vatikanſtaat um⸗ 
faßt zwei Teile, nämlich 

1. das eigentliche „Konkordat“ und 

2. das ſog. „Schlußprotokoll zum Reichskonkordat“. 

Dieſes Schlußprotokoll wird folgendermaßen eingeleitet: 

„Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage abgeſchloſſenen Konkordates zwiſchen dem 
Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich haben die ordnungsgemäß bevollmächtigten Unter⸗ 


zeichner folgende übereinſtimmende Erklärung abgegeben, die einen integrierenden Beſtandteil 
des Konkordates bildet.“ 


Der Sinn dieſes Schlußprotokolls iſt, einzelnen Konkordatsteilen beſondere Erläu⸗ 
terungen beizugeben; wir werden alſo bei der Betrachtung der Hauptartikel jeweils 
auch dieſe Erklärungen gleich in unſere Unterſuchung mit einbeziehen, was umſo not⸗ 
wendiger zur Erlangung voller Klarheit iſt, weil die „katholiſche Aktion“ vielfach 
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gerade auf den Beſtimmungen diefes Schlußprotokolles ihre „Auslegungen“ funda⸗ 
mentiert. Da die von römiſcher Seite verfuchte „Auslegung“ des Konkordates in 
ihrem Sinne ſelbſtverſtändlich für uns Deutſche beſondere Bedentung hat, werden 
wir im nachſtehenden bei jedem einzelnen Artikel, der im Originaltext nur die fort⸗ 
laufende Numerierung trägt, in Klammern diejenige „Überfchrift” vermerken, die 
in der Zeitung „Der Katholik“, dem offiziellen Organ der katholiſchen Aktion, jedes⸗ 
mal in nicht mißzuverſtehender Abſicht hinzugefügt iſt. Wir legen dabei zu Grunde die 
Nr. 31 des „Katholik“ vom 30. 7. 1933 — „Reichsausgabe“, Mainz. 

Artikel 1: („Gibt es eine Freiheit der Kirche?“) 

„Das Deutſche Reich gewährleiſtet die Freiheit des Bekenntniſſes und der öffentlichen 
Ausübung der katholiſchen Religion. Es anerkennt das Recht der katholiſchen Kirche, inner: 
halb der 1 des für alle geltenden Geſetzes, ihre Angelegenheiten ſelbſtändig zu ordnen 
und im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit für ihre Mitglieder bindende Geſetze und Anordnungen 
zu erlaſſen.“ 

Damit iſt, wie die katholiſche Preſſe mit Freude und Genugtuung feſtſtellt, die volle 
Freiheit der Kirche gewährleiſtet, damit iſt aber auch für alle nicht⸗katholiſchen Glau⸗ 
bensgemeinfchaften der „Präzedenzfall“ gegeben, und auch die nicht⸗chriſtlichen Staats⸗ 
bürger, die im „Deutſchen Gottglauben“ ihre Deutſche Weltanſchauung an Stelle 
der chriſtlichen Weltanſchauungen beſitzen, dürfen von gleicher Freiheit nicht mehr 
ausgefchloffen bleiben!). 

Artikel 2: („Was verbleibt von den Länderkonkordaten?“) 

„Die mit Bayern (1924), Preußen (1929) und Baden (1932) abgeſchloſſenen Konkordate 
bleiben beſtehen und die in ihnen anerkannten Rechte und Freiheiten der katholiſchen Kirche 
innerhalb der betreffenden Staatsgebiete unverändert gewahrt. Für die übrigen Länder 
greifen die in dem vorliegenden Konkordat getroffenen Vereinbarungen in ihrer Geſamtheit 
Platz. Letztere find auch für die oben genannten drei Länder verpflichtend, ſoweit fie Gegen ⸗ 
ſtände betreffen, die in den Länderkonkordaten nicht geregelt wurden oder ſoweit ſie die 
früher getroffene Regelung ergänzen. In Zukunft wird der Abſchluß von Länderkonkor⸗ 
daten nur im Einvernehmen mit der Reichsregierung erfolgen.“ 

Dieſer Artikel 2 iſt von ganz beſonders großer Bedeutung für — Rom, denn 
die teilweiſe viel weiter gehenden Zugeſtändniſſe in den Länderkonkordaten ſind jetzt 
nochmals ausdrücklich beſtätigt; wie ſich das für Rom auswirkt, werden wir an einigen 


Vergleichen noch näher erkennen. 


Artikel 3: („Geſandtſchaft und Nuntiatur — eine Normaleinrichtung.“) 

„Um die guten Beziehungen zwiſchen dem heiligen Stuhl und dem Deutſchen Reich zu 
pflegen, wird, wie bisher, ein apoſtoliſcher Nuntius in der Hauptſtadt des Deutſchen Rei⸗ 
ches und ein Botſchafter des Deutſchen Reiches beim heiligen Stuhl reſidieren.“ 

Ergänzend hierzu heißt es dann im Schlußprotokoll: 


„Der apoſtoliſche Nuntius beim Deutſchen Reich iſt entſprechend dem Notenwechſel zwi⸗ 
ſchen der apoſtoliſchen Nuntiatur in Berlin und dem Auswärtigen Amt vom 11. und 27. 
März 1930 Doyen des dort akkreditierten diplomatiſchen Korps.“ 

Mit dieſer Beſtimmung iſt Rom ganz beſonders zufrieden; wird doch durch dieſe 
Benennung des päpſtlichen Nuntius als Doyen aller diplomatiſchen Vertreter aller 
Staaten die „überftaatliche” Stellung des von ihm vertretenen Papſtes auch äußerlich 
anerkannt! 


) Pgl. die vom Haufe Ludendorff und vielen Deutſchen vertretene Deutſche Gotterkenntnis. 
(Siehe auch Buchanzeigen am Schluß.) 
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Artikel 4: („Welchen Schutz genießen Brief und Wort der Kirche?“) 

„Der heilige Stuhl genießt in ſeinem Verkehr und ſeiner Korreſpondenz mit den Bi⸗ 
ſchöfen, dem Klerus und den übrigen Angehörigen der katholiſchen Kirche in Deutſchland 
volle Freiheit. Dasſelbe gilt für die Biſchöfe und ſonſtigen Diözeſanbehörden für ihren Ver⸗ 
kehr mit den Gläubigen in allen Angelegenheiten ihres Hirtenamtes. Anweiſungen, Ver⸗ 
ordnungen, Hirtenbriefe, amtliche Diözeſanblätter und ben 8 die geiſtliche Leitung der 
Gläubigen betreffende Verfügungen, die von den kirchlichen Behörden im Rahmen ihrer 
Zuſtändigkeit (Art. 1, Abſ. 2) erlaffen werden, können ungehindert veröffentlicht und in den 
bisher üblichen Formen zur Kenntnis der Gläubigen gebracht werden.“ 

Da jeder Katholik in feinem Gewiſſen verpflichtet iſt, bei eotl. Meinungoverſchie⸗ 
denheiten zwiſchen Staat und Kirche — (z. B. bei Erziehungfragen, was zwiſchen 
„völkiſch“ und „international“ durchaus eintreten kann!) — dem Papſte mehr zu 
gehorchen als ſeiner ſtaatlichen Obrigkeit, kann man nur hoffen und wünſchen, daß 
ein ſolcher Fall Deutſche Menſchen nicht mehr in Konflikt bringen wird, — trotz 
der ungeheuren Gefahr dieſes Artikels 4, die darin liegt, daß in einem evtl. Streitfall 
die Kirche katſächlich das vertragliche Recht hätte, ihren Gläubigen ungehindert dies⸗ 
bezügliche „Anweiſungen“ zu geben; denn über das Wort: „im Rahmen ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit“ iſt die Romkirche in ihrer langen Geſchichte bisher noch nicht geſtolpert. 

Artikel 3: („Schutz dem Amt.“) 

„In Ausübung ihrer geiſtlichen Tätigkeit genießen die Geiſtlichen in gleicher Weiſe wie 
die Staatsbeamten den Schutz des Staates. Letzterer wird gegen Beleidigungen ihrer Perſon 
oder ihrer Eigenſchaft als Geiſtlicher ſowie gegen Störungen ihrer Amtshandlungen nach 
Maßgabe der allgemeinen ſtaatlichen Geſetzgebung vorgehen und im Bedarfsfalle behörd⸗ 
lichen Schutz gewähren.“ 

Hieraus wäre folgerichtig umgekehrt ebenſo ſtaatlicher Schutz auch für die anderen, 
nicht⸗ chriſtlichen religiöſen Vereinigungen oder Organiſationen zu fordern, wie es der 
bekannte nationalſozialiſtiſche Reichstagsabgeordnete Graf Reventlow ſchon in feinem 
„Reichswart“ in Folge ıı vom 19. 3. 1933 offen ausgeſprochen hat; leider kommt 
es ſehr oft vor, daß chriſtliche Prieſter und Laien Deutſche Frauen und Männer 
beleidigen und ſchmähen, weil dieſe nur noch Deutſch auch in religiöſer Hinſicht denken, 
fühlen und handeln. Es darf wohl angenommen werden, daß auch hierin jetzt Wandel 
eintreten wird, damit nicht die vielen überzeugungtreuen Nicht⸗Chriſten, die wahrlich 
nicht die ſchlechteſten Staatsbürger ſind, — denn ihnen geht ihr Deutſchtum über 
alles, auch über Rom — ſich als Staatsbürger zweiter Klaſſe gewiſſermaßen fühlen 
müßten. 

Artikel 6: („Schutz den Standespflichten.“) 

„Kleriker und Ordensleute ſind frei von der Verpflichtung zur Übernahme öffentlicher 
Amter und ſolcher Obliegenheiten, die nach den Vorſchriften des kanoniſchen Rechtes mit 
dem geiſtlichen Stande bzw. dem Ordensſtande nicht vereinbar ſind. Dies gilt insbeſondere 
von dem Amt eines Schöffen, eines Geſchworenen, eines Mitglieds der Steuerausſchüſſe 
oder der Finanzgerichte.“ 

Daß hier das „kanoniſche Recht“ über die innerdeutſche Rechtsauffaſſung von der 
beſonderen Würde der Ehrenämter, z. B. eines Schöffen und Geſchworenen, geſtellt 
wird, iſt immerhin bemerkenswert; doch wird die praktiſche Auswirkung dieſer 
Beſtimmung von uns nicht ſonderlich tragiſch genommen; es iſt ſogar beſſer ſo, da 
unſere öffentlichen Amter von römiſchen Einflüffen frei bleiben; — ganz abgeſehen 
davon, daß die Kleriker und Ordensleute u. II. bei Ausübung ſolcher Ehrenämter als 
gleichzeitige Beamte der römiſchen Kurie in Gewiſſenskonflikte kommen könnten! 
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Artikel 7: („Staatliche Anſtellung der Geiftlichen nicht ohne Biſchof.“) 

„Zur Annahme einer Anſtellung oder eines Amtes im Staate oder bei einer von ihm ab⸗ 
hängigen Körperſchaft des öffentlichen Rechtes bedürfen Geiſtliche des „Nihil obstat“) 
ihres Diözeſanordinarius ſowie des Ordinarius des Sch der öffentlich⸗rechtlichen Körper⸗ 
ſchaft. Das „Nihil obstat“ ift jederzeit aus wichtigen Gründen kirchlichen Intereſſes wider⸗ 
rufbar.“ 

Hierzu können wir nur die Hoffnung ausſprechen, daß im heutigen Staat und 
ſeinen öffentlichen Körperſchaften nie mehr daran gedacht wird, römiſchen Geiſtlichen 
eine Anſtellung oder ein Amt zu geben; denn es gibt übergenug Deutſche Familien⸗ 
väter, die mit und durch ihre Familien poſitiv zur Volkserhaltung beitragen, und 
die infolge ihrer Unabhängigkeit vom internationalen Rom allein ein Anrecht auf 
Staatsanſtellung haben. 


Artikel 8: („Ein Finanzartikel.“) 
„Das Amtseinkommen der Geiſtlichen iſt in gleichem Maße von der Zwangsvollſtreckung 
befreit wie die Amtsbezüge der Reichs⸗ und Staatsbeamten.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt uns vollkommen unverſtändlich, vor allem auch deshalb, weil 
die Kirche ſelbſt in oft unerbittlicher Weiſe bei ſo manchem armen Anhänger ihre 
Kirchenſteuern durch ſtaatliche Vollziehungbeamte einziehen läßt. Wie in einer Berliner 
Zeitung zu leſen war, find in einer norddeutſchen Großſtadt 45 Vollſtreckungbeamte 
nur allein mit der Einziehung der Kirchenſteuern beauftragt! (Natürlich auch der 
„ proteſtantiſchen“!) 


Artikel 9: („Das Amtsgeheimnis wird anerkannt.“) 

„Geiſtliche können von Gerichtsbehörden und anderen Behörden nicht um Auskünfte über 
Tatſachen angehalten werden, die ihnen bei Ausübung der Seelſorge anvertraut worden 
ſind, und deshalb unter die Pflicht der ſeelſorgeriſchen Verſchwiegenheit fallen.“ 

Dieſe Sonderſtellung der römiſchen Kirchenbeamten iſt für jeden Nicht⸗Katholiken 
auffallend, beſonders auch deshalb, — weil — wie die katholiſche Preſſe dieſe Be⸗ 
ſtimmung auslegt, — auch ſolche Tatſachen, die nicht unter das ſog. Beichtgeheimnis 
fallen, u. U. vom katholiſchen Geiſtlichen vor Gericht verſchwiegen werden dürften. 
Kommentar hierzu iſt überflüſſig. 

Artikel 10: („Mißbrauch des geiſtlichen Gewandes wird geahndet.“) 


„Der Gebrauch geiſtlicher Kleidung oder des Ordensgewandes durch Laien oder durch 
Geiſtliche oder Ordensperſonen, denen dieſer Gebrauch durch die zuſtändigen Kirchenbehör⸗ 
den durch endgültige, der Staatsbehörde amtlich bekanntgegebene Anordnung rechtswidrig 
verboten worden iſt, unterliegt ſtaatlicherſeits den gleichen Strafen wie der Mißbrauch der 


militäriſchen Uniform.“ 
Über die hier tatſächlich erfolgte Gleichſtellung des römiſchen Prieſterrockes mit dem 
militäriſchen Ehrenkleid der Deutſchen Wehrmacht können wir uns hier nicht näher 
auslaſſen! Jeder Deutſche ſoll urteilen und — empfinden! 


Artikel 11: („Was von den Diözeſangrenzen zu halten ſei.“) 
und 


Artikel 12: („Neue Pfarreien, Rektorate und andere Amter.“) 


enthalten Beſtimmungen über die Einteilung der römiſchen Kirchenprobinzen, der ſog. 
Diözeſen in Deutſchland. 


) „Nichts ſteht entgegen!“ 
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Artikel 13: („Unfere Gemeinden und Verbände find wahre und echte Rechts perſonen.“) 
behandelt die rechtliche Stellung der Kirchengemeinden und Verbände; bemerkenswert 
iſt dabei die „Ergänzung“ dieſes Punktes im Schlußprotokoll, wo es heißt: 

„Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß das Recht der Kirche, Steuern zu erheben, ge: 

währleiſtet bleibt.“ 

Da bleibt uns nur noch die Frage übrig, wann einmal die Pflicht der Kirche feſt⸗ 
gelegt wird, Steuern zu zahlen; für den Vater Staat würden ſolche Steuern aus der 
„toten Hand“ der Kirche eine nicht unerhebliche Einnahmemöglichkeit darſtellen, die 
ſo dringend geboten iſt! 

Artikel 14: („Welches Einverſtändnis beſteht bezüglich der Beſetzung kirchlicher Amter?“) 
iſt zuſammen mit der entſprechenden „Erläuterung“ im Schlußprotokoll don ganz 
einſchneidender Bedeutung und ſoll daher wieder im Wortlaut folgen: 

„Die Kirche hat geumdfäglich das freie Beſetzungsrecht für alle Kirchenämter und Bene⸗ 
fizien ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinden, ſoweit nicht durch 
die in Artikel 2 genannten Konkordate andere Vereinbarungen getroffen ſind. Bezüglich der 
Beſetzung von biſchöflichen Stühlen findet auf die beiden Suff raganbistümer Rotten⸗ 
burg und Mainz, wie auch für das Bistum Meißen die für den Metropolitanſitz der ober⸗ 
rheiniſchen Kirchenprovinz Freiburg getroffene Regelung entſprechende Anwendung. Das 
gleiche gilt für die zwei erfigenannten Suffraganbistümer bezüglich der Beſetzung von dom: 
kapitulariſchen Stellen und der Regelung des Patronatsrechts. 

Außerdem beſteht Einvernehmen über folgende Punkte: 

1. Katholiſche Geiſtliche, die in Deutſchland ein geiſtliches Amt bekleiden oder eine ſeel⸗ 
ſorgerliche Lehrtätigkeit ausüben, müſſen: 

40 Deutſche Staatsangehörge ſein 

b) ein zum Studium an einer Deutſchen höheren Lehranſtalt berechtigendes Reife 
zeugnis erworben haben, 

e) auf einer Deutſchen ſtaatlichen Hochſchule, einer Deutſchen kirchlichen akademiſchen 
Lehranſtalt oder einer päpſtlichen Hochſchule in Rom ein wenigſtens dreijähriges 
philoſophiſch⸗theologiſches Studium abgelegt haben. 

2. Die Bulle für die Ernennung von Erzbiſchöfen, Biſchöfen, eines Coadjutors eum jure 
suecessionis ) oder eines Praelatus nullius *) wird erſt ausgeſtellt, nachdem der Name 
des dazu Auserſehenen dem Reichsſtatthalter bei dem zuſtändigen Lande mitgeteilt und 
feſtgeſtellt iſt, daß gegen ihn Bedenken allgemein politiſcher Natur nicht beſtehen. 

Bei kirchlichem und ſtaatlichem Einverſtändnis kann von den in Abſatz 2, Ziffer 1 a, b 

und e genannten Erforderniſſen abgeſehen werden!“ 

Im Schlußprotokoll wird nun zu dem Abſchnitt 2, der die Ernennung hoher und 
höchſter kirchlicher Würdenträger behandelt, folgende — Einſchränkung ge⸗ 
macht; denn anders als „Einſchränkung“ des vorher formell zugeſtandenen ſog. „Veto⸗ 


rechtes können die hier gegebenen bindenden Abmachungen nicht bezeichnet werden, 


wenn es da heißt: 
„zu Artikel 14, Abſatz 2: Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß, ſofern Bedenken allge⸗ 
mein politiſcher Natur beſtehen, ſolche in kürzeſter Friſt vorgebracht werden. Liegt nach 
Ablauf von 20 Tagen eine derartige Erklärung nicht vor, fo wird der heilige Stuhl be- 
rechtigt ſein, anzunehmen, daß Bedenken gegen den Kandidaten nicht beſtehen. Über die 
in Frage ſtehenden Perſönlichkeiten wird bis zur Veröffentlichung der Ernennung volle 
Vertraulichkeit gewahrt werden.“ 
„Ein ſtaatliches Vetorecht ſoll nicht gebraucht werden.” 
Dieſer Schlußſatz berechtigt uns zu der Feſtſtellung, daß es ſich hier nicht nur um 
eine „Einſchränkung“, ſondern praktiſch um eine glatte Aufhebung des im Konkordat 
ſelbſt Geſagten handelt — und zwar eindeutig nur zu Gunſten Roms; denn was nutzt 


es uns, daß eine Ernennungbulle erſt dann veröffentlicht werden ſoll, wenn der Reichs⸗ 


3) d. h. eines „Verwalters mit dem Recht der Nachfolge“. 
) Prälat, der von der ordentlichen Gewalt des Biſchofs enthoben iſt. 
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ſtatthalter keine Bedenken gegen den Kandidaten erhoben hat, — wie es im Kon: 
kordat heißt —, wenn hinterher im Schluß protokoll darüber „Ein⸗ 
verſtändnis beſteht“, daß „ein ſtaatliches Vetorkcht nicht 
gebraucht werden ſoll“! 

Mit anderen Worten: wenn z. B. der Vatikan für einen freigewordenen Biſchofs⸗ 
fig einen Kandidaten vorſchlagen würde, gegen den der zuſtändige Reichsſtatthalter Be⸗ 
denken allgemeinpolitiſcher Natur erheben müßte, dann bleibt doch auf jeden Fall 
bei einer derartigen Meinungverſchiedenheit ſchließlich die römiſche Kurie der Sieger, 
da ein praktiſch wirkſames „ſtaatliches Vetorecht“ laut Schlußprotokoll zum Reichs⸗ 
konkordat dem Staat verſagt bleibt; formaljuriſtiſch würde die Kurie ſogar für den 
kirchlicherſeits gar nicht unmöglichen Fall Sieger bleiben, daß Rom eines Tages den 
Prälaten Kaas aus Trier als Biſchof in Deutſchland präſentieren würde. i 

Dieſer Profeffor Dr. Kaas, ehemaliger Zentrumsführer und ſ. Zt. Befürworter 
des rheiniſchen Separatismus, weilt ſchon ſeit Monaten in Rom; und es ſei hier nicht 
unerwähnt gelaſſen, daß Prälat Kaas im politiſchen Rom eine recht bedeutſame Rolle 
ſpielt, was ſchon allein aus der Tatſache erhellt, daß die römiſche Kurie ihn als ihren 
Sondermitarbeiter für Deutſche Verhältniſſe an der Seite des Kardinalſtaatsſekretärs 
Pacelli an dem feierlichen Unterzeichnungakt des Konkordates offiziell teilnehmen Ließ! 
Weite Deutſche Kreiſe haben dieſe Hinzuziehung des im neuen Deutſchland mehr als 
unerwünſchten Prälaten als einen zumindeſt „unfreundlichen Akt“ der Gegenſeite an⸗ 
geſehen; aber für Rom iſt dieſer Zentrumsführer ſehr wichtig und nach all dem, was 
man noch heute über ihn als den „von allen hochverehrten früheren Führer“ in katho⸗ 
liſchen Blättern leſen muß, ſcheint es wirklich fo, als ob der Herr Kaas noch zu be: 
ſonderen hohen Aufgaben vorgeſehen ſei. 

Doch wir wollen unſere Bedenken gegen das Schlußprotokoll des Artikels 14 nicht 
auf den Fall Kaas ſpezialiſieren; er ſollte nur als handgreifliches Beiſpiel dafür dienen, 
daß wir Deutſche formaljuriſtiſch nach dem klaren Wortlaut des letzten Abſatzes im 
Schlußprotokoll die Dummen ſein würden, wenn die Kirche es ſo will. Wer da aber 
meint, dieſer Fall werde wohl kaum praktiſch eintreten können, der zeigt damit einen 
Optimismus, den wir leider auf Grund unſerer geſchichtlichen Kenntniſſe über das 
Wirken Roms ganz und gar nicht teilen können. 

Im Artikel 14 iſt einleitend ausdrücklich auf Artikel 2 Bezug genommen, der be⸗ 
kanntlich beſagt, daß frühere Länderkonkordate unverändert beſtehenblei⸗ 
ben. Wir müſſen hier einen Vergleich z. B. mit den entſprechenden Beſtimmungen 
des bayeriſchen Konkordates vom 29. 3. 24 ziehen, um zu erkennen, welche große Be⸗ 
deutung dieſer Artikel 2 für — Rom hat! 


Während im bayeriſchen Konkordat vom Jahre 1817 formell dem Staatsober⸗ 
haupt das Recht zugeſtanden war, die Erzbiſchöfe und Biſchöfe zu ernennen, ſowie die 
Domdekanate und Kanonikate zu beſetzen, wird im Artikel 14 des bayeriſchen Kon⸗ 
kordates vom 29. 3. 1924 hierüber beſtimmt: 

„In der Ernennung der Erzbiſchöfe und Biſchöfe hat der heilige Stuhl volle Freiheit. 
Bei Erledigung eines erzbiſchöflichen oder biſchöflichen Sitzes wird das beteiligte Kapitel 
dem heiligen Stohl unmittelbar eine Lifte von Kandidaten unterbreiten, die für das bis 
ſchöfliche Amt würdig und für die Leitung der erledigten Die: geeignet find; unter 
diefen wie auch unter den von den bayeriſchen Biſchöfen und Kapiteln je in ihren ent 
ſprechenden Trieennalliſten Bezeichneten behält ſich der heilige Stuhl freie Auswahl vor. 
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Vor der Publikation der Bulle wird dieſer in offiziöſer Weiſe mit der bayeriſchen Re⸗ 
gierung in Verbindung treten, um ſich zu vergewiſſern, daß gegen den Kandidaten Erinne⸗ 
rungen politiſcher Natur nicht obwalten.“ 


Hiernach ſcheint es nun zunächſt ſo, als ob der Artikel 14 des neuen Reichskonkor⸗ 
dates auf dieſem Artikel 14 des bayeriſchen Konkordates von 1924 aufgebaut worden 
wäre; und doch beſteht ein grundlegender Unterſchied, zu deſſen Aufzeigung wir noch 
den Artikel 13 des bayeriſchen Konkordates heranziehen müſſen, in dem feſtgelegt wird, 
daß für die Verwendung von Geiſtlichen deren Deutſche Staatsangehörigkeit zur Vor⸗ 
ausſetzung gemacht wird; ob aber dieſer Artikel 13 des bayeriſchen 
Konkordates auch auf Erzbiſchöfe und Biſchöfe anzuwen⸗ 
den iſt, das geht aus dem Wortlaut nicht fo ohne weiteres 
herbor. Daß wir mit dieſer Anſicht und Vermutung nicht allein ſtehen, ſoll ein 
Hinweis auf die Zeitſchrift „Deutſches Recht“ — (Monatsſchrift des Bundes natio⸗ 
nalſozialiſtiſcher Juriſten) — beweiſen; im September⸗Oktober⸗Heft 1931 dieſer Zeit⸗ 
ſchrift ftelle Rechtsanwalt Dr. Mößmer in einem längeren Aufſatz: „Zwei Konkor⸗ 
date“ ausdrücklich die gleiche Behauptung auf; und im gleichen Zuſammenhang macht 
Dr. Mößmer weiter darauf aufmerkſam, 

„daß vor Ernennung von Pfarrern die Kirche die Perſonalien der in Ausſicht 
genommenen Geiſtlichen der Regierung mitzuteilen habe, die dann gegen dieſe 
Ernennungen Erinnerungen erheben könne, — daß aber eine Verpflich⸗ 
tung der Kirche, ſolche Einwendungen zu beachten, im 
bayeriſchen Konkordat von 1924 nicht beſteht.“ 

Bei einem Vergleich dieſer Beſtimmungen mit den entſprechenden Artikeln des 
neuen Reichskonkordates iſt der grundlegende Unterſchied durchaus in die Augen ſprin⸗ 
gend, und ſo erſcheint es — bon Rom aus geſehen — nur allzu verſtändlich, daß die 
Kirche ſich über die ausdrückliche Beſtätigung früherer Länderkonkordate ſo beſonders 
erfreut zeigt; fallen doch die teilweiſe weitergehenden Beſtimmungen der Länderkon⸗ 
kordate nur zu Gunſten Roms aus! 

Schließlich müſſen wir zu Artikel 14 des Reichskonkordates, Abſ. 1c, noch ſagen, 
daß es uns gänzlich unverſtändlich iſt, wie man Deutſche ſtaatliche Hochſchulen den 
kirchlichen akademiſchen Lehranſtalten in Deutſchland oder gar den päpſtlichen Hoch⸗ 
ſchulen in Rom ſo ohne weiteres gleich ſetzen kann; wer den „Antimoderniſten-⸗Eid“ kennt, 
den katholiſche Geiſtliche, die ein Lehramt ausüben, ſeit 1910 alljährlich ſchwören 
müſſen, der weiß auch, welch abgrundtiefer Unterſchied beſteht zwiſchen wahrer, d. h. 
freier Wiſſenſchaft und der durch Dogma und Kirchenlehre „gebundenen“ Wiſſen⸗ 
ſchaft — (die dann ja praktiſch überhaupt keine Wiſſenſchaft mehr ſein kann!). — 
Wir ſehen aus dieſen Konkordatsbeſtimmungen, daß Rom es ſehr geſchickt verſtanden 
hat, die Ausbildung ſeiner bei uns tätigen Geiſtlichen weitgehendſt „in eigene Regie“ 
zu übernehmen. 

Noch mehr Rechte durchaus einſeitiger Art bringen die nächſtfolgenden Artikel 
des Reichskonkordates der römiſchen Kurie. 

Artikel 15: („Freie Tätigkeit den Orden! Deutſche Provinzialobere.“) 


„Orden und religiöſe Genoſſenſchaften unterliegen in bezug auf ihre Gründung, Nieder⸗ 
laſſung, die Zahl und — vorbehaltlich Artikel 13, Abſatz 2 — die Eigenſchaften ihrer Mit⸗ 
glieder, ihre Tätigkeit in der Seelſorge, im Unterricht, in Krankenpflege und karitativer 
Arbeit, in der Ordnung ihrer Angelegenheiten und der Verwaltung ihres Vermögens ſtaat⸗ 
licherſeits keiner beſonderen Beſchränkung. 
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Geiſtliche Ordensobere, die innerhalb des Deutſchen Reiches ihren Amtsſitz haben, müſſen 
die Deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen. Provinz⸗ oder Ordensoberen, deren Amtsſitz außer⸗ 
halb des Deutſchen Reichsgebietes liegt, ſteht, auch wenn ſie anderer Staatsangehörigkeit 
ſind, das Viſitationsrecht bezüglich ihrer in Deutſchland liegenden Niederlaſſungen zu. 

Der heilige Stuhl wird Sorge dafür tragen, daß für die innerhalb des Deutſchen Reiches 
beſtehenden Ordensniederlaſſungen die Provinzorganiſation ſo eingerichtet wird, daß die 
Unterſtellung Deutſcher Niederlaſſungen unter ausländiſche Provinzialobere tunlichſt ent: 
fällt. Ausnahmen hiervon können im Einvernehmen mit der Reichsregierung zugelaſſen 
werden, insbeſondere in ſolchen Fällen, wo die geringe Zahl der Niederlaſſungen die Bil⸗ 
dung einer Deutſchen Provinz untunlich macht, oder wo beſondere Gründe vorliegen, eine 
geſchichtlich gewordene und ſachlich bewährte Provinzorganiſation beſtehen zu laſſen.“ 

Durch Abſatz 1 diefes Artikels 15 hat Rom eine noch nicht dageweſene „Freizügig⸗ 
keit“, um Deutſchland mit ſeinen Ordensniederlaſſungen zu überſchwemmen, wobei 
noch beſonders erwähnt werden muß, daß nach dem Wortlaut nur die Ordensoberen 
die Deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen müſſen! Außer⸗ 
dem können auch ausländiſche Ordensobere in Deutſchland „römiſche Viſitationen“ ab: 
halten, und ſie werden das auch tun; denn Rom iſt nach dem Wortlaut des Artikels 15 
nur gehalten, „tun lich fi” dafür zu forgen, daß die Unterſtellung Deutſcher Nie⸗ 
derlaſſungen unter ausländiſche Obere entfällt — eine Verpflichtung hier⸗ 
zu hat Rom nicht übernommen! Nach allen bisherigen Erfahrungen, die 
wir Deutſche mit Rom ſchon haben machen müſſen, wird ſich die Kurie in die „ge⸗ 
ſchichtlich gewordenen und fachlich bewährten Probvinzorganiſationen“ feiner Klöſter 
nicht dreinreden laſſen. 


Artikel 16: („Biſchofseid und Landestreue.“) 


„Bevor die Biſchöfe von ihrer Diözefe Beſitz ergreifen, leiſten fie in die Hand des Reichs: 

ſtatthalters bei dem zuſtändigen Lande bzw. des Reichspräſidenten einen Treueid nach fol: 
gender Formel: 
„Vor Gott und auf die heiligen Evangelien ſchwöre ich und verſpreche ich, ſo wie es einem 
Biſchof geziemt, dem Deutſchen Reiche und dem Lande Treue. Ich ſchwöre und 
verſpreche, die verfaſſungmäßig gebildete Regierung zu achten und von meinem Klerus 
achten zu laſſen. In der pflichtmäßigen Sorge um das Wohl und das Intereſſe des Deut⸗ 
ſchen Staatsweſens werde ich in Ausübung des mir übertragenen geiſtlichen Amtes jeden 
Schaden zu verhüten trachten, der es bedrohen könnte.“ 


Wie viele ehrliche Deutſche mögen beim erſten flüchtigen Durchleſen der Konkor⸗ 
datsbeſtimmungen bei dieſem Artikel 16 geglaubt haben, daß mit dieſem „Treueid“ 
doch wohl die Macht des Ultramontanismus gebrochen ſei; und da — leider — die 
meiſten Deutſchen Menſchen es beim einmaligen, meiſt auch noch flüchtigen Durchleſen 
bewenden laſſen, iſt der tiefere römiſche Sinn ihnen ſelbſtverſtändlich entgangen. 

Zunächſt müſſen wir zu dieſem Biſchofseid eine Frage voranſtellen: Was ſollen 
die Worte: „So wie es einem Biſchof geziemt“ eigentlich bedeuten? 
Geziemt es etwa einem Biſchof anders zu ſchwören als ſonſtige Staatsbürger? 
Das muß angenommen werden; denn welchen anderen Sinn ſollten dieſe Worte, die 
nach ihrer ganzen Art doch eine einſchränkende Formel darſtellen, ſonſt haben? Soll 
dieſe Einſchränkung vielleicht gleichbedeutend fein mit „ſo weit es den Kirchen⸗ 
geſetzen entſpricht“? Um dieſe Frage, die unwillkürlich beim aufmerkſamen 
Leſen des Konkordats entſteht, möglichſt einwandfrei unterſuchen zu können, müſſen 
wir auch den Eid genau kennen, den jeder Biſchof dem römiſchen Papſt zu leiſten hat; 
wir bringen daher dieſen wichtigen kirchlichen Eid, der zuer fi geſchworen wird, hier 
im Wortlaut: 
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„Ich, N. N., erwählter Biſchof der Kirche zu N. N., werde von diefer Stunde an treu 
und gehorſam ſein dem heiligen Petrus und der heiligen römiſchen Kirche und unſerem 
Herrn, dem Papſt N. N. und allen ſeinen kanoniſch gewählten Nachfolgern. 

werde weder raten, noch zuſtimmen, noch mitwirken, daß ſie ihr Leben oder irgend 
ein Körperglied verlieren oder gefangen gehalten werden oder Hand an ſie gelegt werde, 
oder ſie, unter welchem Vorwand auch immer, verletzt werden. Ihre Ratſchläge, die ſie 
mir ſelbſt oder durch ihre Nuntien oder durch Briefe mitteilen, werde ich wiſſentlich nie⸗ 
mals zu ihrem Schaden irgend jemand eröffnen. : 

Ich werde ihnen, unbeſchadet meiner biſchöflichen Weihe, ein Helfer fein, um den römi⸗ 
ſchen Papſt und die 1 Rechte des heiligen Petrus gegen jeden Menſchen zu er⸗ 
halten und zu verteidigen. Geſandte des apoſtoliſchen Stuhles werde ich beim Kommen 
und Gehen ehrenvoll behandeln und für ihre Bedürfniſſe ſorgen. 

Ich werde dafür ſorgen, daß die Rechte, Ehrenvorzüge und das Anſehen der heiligen 
römiſchen Kirche und unſeres Herrn, des Papſtes und ſeiner Nachfolger erhalten, vertei⸗ 
digt, vermehrt und gefördert werden. 

Ich werde nicht teilnehmen, weder durch Rat noch durch Tat, noch durch irgendwelches 
Verhalten an ſchädlichen und präjudizierlichen ?) Umtrieben, die ſich richten gegen unſeren 
Herrn, den Papſt, oder gegen die römiſche Kirche und gegen ihren Perſonenſtand, Rechte, 
Ehrenvorzüge, Stellung und Macht. Und wenn ich erfahre, daß ſolches von irgend jemand 
verhandelt und geplant wird, fo werde ich es nach Kräften verhindern und es ſo ſchnell 
als möglich unſerem Herrn, dem Papſt anzeigen oder einem anderen, durch den es zur 
Kenntnis des Papſtes gebracht werden kann. 

Die Regeln der heiligen Väter, die apoſtoliſchen Dekrete, Verordnungen, Verfügungen, 
Vorbehalte, Anordnungen und Befehle werde ich nach Kräften beobachten und dafür ſor⸗ 
gen, daß ſie von anderen beachtet werden. Ketzer, Schismatiker und Rebellen gegen unſern 
Herrn, den Papſt und ſeine Nachfolger werde ich nach Kräften verfolgen und bekämpfen. 

Berufen zu einem Konzil werde ich kommen, es fei denn, ich fei durch eim kanoniſches 
Hindernis behindert. 

Die Schwellen der Apoſtel e) werde ich alle drei Jahre perſönlich beſuchen und unferm 
Herrn, dem Papſt und ſeinen Nachfolgern Rechenſchaft ablegen über meine ganze Amts⸗ 
führung und über alles, was den Zuſtand meiner Kirche, die Ordnung unter meinem Kle⸗ 
rus und den Gläubigen und das Heil der mir anvertrauten Seelen irgendwie betrifft; und 
dafür werde ich entgegennehmen die apoſtoliſchen Befehle und ſie aufs genaueſte ausführen. 

Bin ich ſelbſt durch ein rechtmäßiges Hindernis behindert, ſo werde ich alles dieſes er⸗ 
füllen durch einen beſonders dazu bevollmächtigten Boten aus dem Schoße meines Kapitels 
oder durch ſonſt einen im kirchlichen Amt und Würde Stehenden, oder, ſollte ein ſolcher 
nicht vorhanden ſein, durch einen Diözeſanprieſter und wenn auch der nicht vorhanden iſt, 
durch einen anderen Welt⸗ oder Ordensgeiſtlichen von erprobter Tugend, der über alles dies 
wohl unterrichtet iſt. 

Meine perſönliche Behinderung werde ich durch den genannten Boten dem der heiligen 
Konzilskongregation vorſitzenden Kardinal mitteilen. 

Die zu meinem Tiſch ) gehörigen Beſitzungen werde ich ohne Gutheißung des römifchen 
Papſtes weder verkaufen noch verſchenken, noch verpfänden, noch zu Lehen geben, noch 
ſonſt irgendwie veräußern, auch nicht mit Zuſtimmung meines Kapitels. Und ſollte ich 
doch zu einer ſolchen Veräußerung kommen, ſo erkläre ich mich bereit, die dafür in einer 
beſtimmten Konſtitution feſtgeſetzten Strafen auf mich zu nehmen.“ 

(Der Wortlaut dieſes Eides iſt entnommen dem „Pontificale Romanum“ lauf Graf 
v. Hoensbroech in: „Moderner Staat und römiſche Kirche“, Seite 231—233.) 


Wenn wir nur die im Text von uns beſonders hervorgehobenen Sätze dieſes Eides 
berückſichtigen, dann wird uns die ganz beſondere Bedeutung dieſes kirchlichen Biſchofs⸗ 
eides klar, und dann wiſſen wir auch, warum von dem gleichen Biſchof der ſtaatliche 
Treueid nur mit der einſchränkenden Formel: „ſo wie es einem Biſchof geziemt“ ge⸗ 
ſchworen wird. Niemand kann zwei Herren dienen, die verſchiedenes von ihm verlangen 
— können! In ſolch einem Fall unterſchiedlicher Auffaſſung irgendeines Punktes zwi⸗ 


5) präjudizieren = „vorgreifen“. 

e) „Die Schwellen der Apoftel”: „Limina Apostolorum“ find „Rom“. 

7) Der biſchöfliche Tiſch „Mensa episcopalis“ iſt die kirchenrechtliche Bezeichnung für die 
Beſitztümer des betreffenden Biſchofsſitzes. 
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ſchen Kirche und Staat, muß der Biſchof ja doch einem von beiden ungehorſam fein, 
alſo dem Staat oder der Kirche die Treue brechen; und wo römiſche Biſchöfe, die es 
eruſt mit ihren kirchenrechtlichen Pflichten nehmen, bei einem Streit zwiſchen Staat 
und Kirche ſtehen, das hat mit erſchreckender Deutlichkeit das Bismarck⸗Reich in den 
70er Jahren erfahren müſſen, obwohl auch damals die römiſchen Biſchöfe einen Eid 
geſchworen hatten, in dem ſie gelobt hatten, 

„Seiner Königlichen Majeſtät von Preußen und Allerhöchſtdeſſen rechtmäßigem Nachfol⸗ 

ger in der Regierung als ihrem Allergnädigſten König und Landesherrn untertänig, treu, 

gehorſam und ergeben zu ſein!“ 

Wir müſſen dieſen Hinweis auf den Kulturkampf bringen, um zu zeigen, welche 
Bedeutung der biſchöfliche Staats⸗Treneid n. II. einmal für den Staat — praktiſch 
haben kann, da diefer Eid eben mit der mehrfach genannten einſchränkenden Formel: 
„ſo wie es einem Biſchof geziemt“ geſchworen wird, nämlich von einem Biſchof, 
der tatſächlich in dieſem Angenblick bereits einen viel wei⸗ 
ter gehenden Eid einem außerhalb des Landes lebenden und 
eine internationale Machtſtellung einnehmenden geiſtli⸗ 
chen Oberen geleiſtet hat. Die Katholiſche Wochenzeitung „Junge Front“ 
ſagt in Nr. 31 vom 30. 7. 1933 zu der genannten Einſchränkung u. a. wörtlich 
folgendes: 


„Denn dieſes Wort: „wie es einem Biſchof geziemt“, ſchließt auch der Kirche gegenüber 
alles aus, was nach Staatskirchentum ausſehen könnte. Es ſchließt aber auch der Kirche 
gegenüber alles ein, was ihr zukommt und was ſie verlangen muß von ihren Biſchöfen. 
Und fie muß, wenn es not tut, auch vielleicht einmal ein Wort des Tadels oder der kriti⸗ 
ſchen Zurechtweiſung gegenüber dem Staate erwarten. Nicht um der Kirche willen! Son⸗ 
dern um des Staates willen. Damit alle Bereiche in ihrem Kreis bleiben und von dort 
aus zum Segen des Staatsvolkes wirkſam werden.“ 1717 


Diefe „Auslegung“ eines römiſch⸗katholiſchen Blattes, die an Deutlichkeit wirklich 
nichts zu wünſchen übrig läßt, beſtätigt nochmals alles von uns bisher über römiſche 
Machtanſprüche und über römiſche Überheblichkeit Geſagte in vollem Umfange. 
„Tadel und kritiſche Zurechtweiſung (1) gegenüber dem Staate“ — erwartet die 
Kirche von allen ihren Biſchöfen, und die „Junge Front“ überſchreibt den betreffenden 
Abſchnitt ihres Leitaufſatzes ſehr eindeutig mit: „Sinnvolle Politik“!!! 

Das ſoll zum Artikel 16: „Biſchofseid und Landestreue“ für unſere Deutſchen 
Leſer genügen! 

Artikel 17: („Kircheneigentum“.) 

„Das Eigentum und andere Rechte der öffentlich rechtlichen Körperſchaften, der An: 
ſtalten, Stiftungen und Verbände der katholiſchen Kirche an ihrem Vermögen werden nach 
Maßgabe der allgemeinen Staatsgeſetze gewährleiſtet. 

Aus keinem irgendwie gearteten Grunde darf ein Abbruch von gottesdienſtlichen Ge⸗ 
bäuden erfolgen, es ſei denn nach vorherigem Einvernehmen mit der zuſtändigen kirchlichen 
Behörde.“ 

Zu dieſem Artikel 17 gibt es wieder eine beſondere Erläuterung im Schlußprotokoll, 
die wie folgt lautet: 

„Soweit ſtaatliche Gebäude oder Grundſtücke Zwecken der Kirche gewidmet find, bleiben 
ſie dieſen unter Wahrung etwa beſtehender Verträge nach wie vor überlaſſen.“ 

Artikel 18: („ Staatsleiſtungen können nicht einfeitig verweigert werden.“) 

„Falls die auf Geſetz, Vertrag oder beſonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleiſtungen 
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an die katholiſche Kirche abgelöſt werden follten, wird vor der Ausarbeitung der für die 
Ablöſung aufzuſtellenden Grundſätze rechtzeitig zwiſchen dem heiligen Stuhl und dem Reich 
ein freundſchaftliches Einvernehmen herbeigeführt werden. Zu den beſonderen Rechtstiteln 
zählt auch das rechtsbegründete Herkommen. Die Ablöſung muß den Ablö ſungsberechtig⸗ 
ten einen angemeſſenen Ausgleich für den Wegfall der bisherigen ſtaatlichen Leiſtungen 
gewähren.“ 


In dieſen beiden Artikeln hat Rom es meiſterhaft verſtanden, ſich alle materiellen 
Vorteile ſeitens des Staates zuſichern zu laſſen, — und zwar auch für den Fall, daß 
die vom Staat früher zugeſagten beſonderen laufenden Staatsleiſtungen, d. h. Zah⸗ 
lungen, etwa einmal „abgelöſt“ werden ſollten; wie ſolche vermögensrechtlichen Ver⸗ 
pflichtungen des Staates gegenüber der Kirche auslaufen können, beweiſen die durch 
das Reichskonkordat ja ausdrücklich beſtätigten Abmachungen des bayeriſchen Konkor. 
dates, worin ſich in Artikel 1o und 11 der Staat bekanntlich verpflichtet hat, 

„die erzbiſchöflichen und biſchöflichen Stühle, die Metropolitan⸗ und Domkapitel mit einer 
Dotation in Gütern und ſtändigen Fonds auszuſtatten, deren jährliche Reineinkünfte ſich 


auf der Grundlage jener bemeſſen, die im Konkordat vom 5. 6. 1817 feſtgeſetzt ſind, wobei 
dem Geldwert vom Jahre 1817 Rechnung zu tragen iſt.“ !!! 


Zu den diesbezüglichen Beſtimmungen des Reichskonkordates ſchreibt die Aachener 
katholiſche Kirchenzeitung „Der Sonntag“ in Nr. 32 vom 6. 8. 1933 unter der 
Überſchrift: „Ein wenig Geſchichte zum Reichskonkordat“ u. a. folgendes: 


„Vor 130 Jahren: um die 18. Jahrhundertwende wurde die kirchliche Organiſation in 
Deutſchland zerſtört durch die Säkulariſation. Damals legte die weltliche Macht Hand auf 
die kirchlichen Beſitztümer und miſchte ſich gewalttätig in das innerkirchliche Leben ein. Seit 
130 Jahren ſtrebt nun der heilige Stuhl nach einer Regelung der ſeitdem verwirrten Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen Kirche und Staat. Jeder Verſuch einer Löſung ſcheiterte in jenen Zeiten 
an dem habgierigen und ſelbſtſüchtigen Gebaren der Deutſchen Fürſten und überhaupt an den 
damaligen Verhältniſſen einer traurigen Zeit; das ehemals ſtolze Deutſche Reich war in 
der Auflöſung begriffen. Nur mit Mühe gelang es, einzelne Gonderabfommen mit Deut⸗ 
ſchen Einzelländern in den ſogenannten Länderkonkordaten zu treffen.“ 


Und nach dieſem „geſchichtlichen Rückblick“ freut man ſich dann offen über das 
jetzt von der Kirche endlich erreichte Ziel; man hat ſich nicht geſcheut, unter Berufung auf 
die Säkulariſation, im genannten bayeriſchen Konkordat unerhörte Nachforderungen 
zu ſtellen, obwohl dieſe Säkulariſation der Kirchengüter auf 
Grund des ſog. Reichsdeputationhauptſchluſſes vom Jahre 
1803 in ihrer Rechtsgültigkeit außer Frage ſteht. Rom weiß, 
daß zum Kriegführen Geld gehört, und Rom läßt ſich die Mittel für feine „ecclesia 
militans“, für die „kämpfende Kirche“, auch von ſolchen Staten geben, die ſonſt im 
römiſchen Sprachgebrauch — (f. auch den Eid der Biſchöfe vor dem Papſt) — als 
„Ketzer⸗Staaten“ bezeichnet werden; das zu Zweidrittel proteſtantiſche Preußen⸗Deutſch⸗ 
land bezahlt ſomit in der Tat ſeinen römiſchen Erbfeind, dem es laut Konkordat Staats⸗ 
leiſtungen nicht einſeitig verweigern darf! 

Artikel 19: („Theologie und Hochſchule.“) 

„Die katholiſch⸗theologiſchen Fakultäten an den ſtaatlichen Hochſchulen bleiben erhalten. 
Ihr Verhältnis zur kirchlichen Behörde richtet ſich nach den in den einſchlägigen Konkor⸗ 
daten und dazugehörigen Schlußprotokollen feſtgelegten Beſtimmungen unter Beobachtung 
der einſchlägigen kirchlichen Vorſchriften. 

Die Reichsregierung wird ſich angelegen fein laſſen, für ſämtliche in Frage kommenden 
katholiſchen Fakultäten Deutſchlands eine der Geſamtheit der einſchlägigen Beſtimmungen 
entſprechende einheitliche Praxis zu ſichern.“ 
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Dazu gehört noch folgende „Ergänzung“ im Schlußprotokoll: 

„Zu Artikel 19, aa 2: Die Grundlage bietet zur Zeit des Konkordatsabſchluſſes be⸗ 
ſonders die apoſtoliſche Konſtitution „Deus seientiarium dominus“ (= „Gott aller Wiſ⸗ 
ſenſchaften Herr!“ D. Verf.) vom 24. Mai 1931 und die Inſtitution vom 7. Juli 1932.“ 

Es gehört wirklich ſchon die ſprichwörtliche Überheblichkeit der römiſchen Kurie 
dazu, von einem zu Zweidrittel nicht⸗katholiſchen Staate zu verlangen, daß er ſich 
bei den Fakultäten feiner Hochſchulen von „apoſtoliſchen Konſtitutionen“ leiten laſſen 
muß, beſonders wenn man dabei in Betracht zieht, wie die durch Dogma, Kirchen⸗ 
recht und Kirchenlehre „gebundene“ rein katholiſche „Wiſſenſchaft“ in Wirklichkeit 
ausſieht! 

Mit dem nächſtfolgenden Konkordatsartikel verhält es ſich genau ſo: 

Artikel 20: („Wenn die Prieſterausbildung der Hochſchulen bedarf.) 

„Die Kirche hat das Recht, ſoweit nicht andere Vereinbarungen vorliegen, zur Ausbil⸗ 
dung des Klerus philoſophiſche und theologiſche Lehranſtalten zu errichten, die ausſchließ⸗ 
lich von den kirchlichen Behörden abhängen, falls keine ſtaatlichen Zuſchüſſe verlangt wer⸗ 
den. Die Errichtung, Leitung und Verwaltung der Prieſterſeminare ſowie der kirchlichen 
Konvikte ſteht, innerhalb der Grenzen des für alle geltenden Geſetzes, ausſchließlich den 
kirchlichen Behörden zu.“ 

Zu dieſen beiden Artikeln 19 und 20 müſſen wir von unſerem Deutſchen Stand⸗ 
punkt eindeutig ſagen: Wer das bisherige, vor allem auch das politiſche Wirken des 
katholiſchen Klerus in Deutſchland kennt, ein Wirken, das doch nur aus 
der Erziehung der Geiſtlichkeit erklärlichſein kann, der muß 
mit Bedauern feſtſtellen, daß ſich in der Erziehung des kommenden römiſchen Klerus 
in Deutſchland nichts ändert; während alle jungen Deutſchen Menſchen anderer Be⸗ 
rufe im neuen Deutſchen Staate weitgehendſt vom Staate ſelbſt beeinflußt werden 
ſollen, bleiben die angehenden römiſchen Prieſter allein der Kirche, alſo dem inter⸗ 
nationalen Rom, überlaſſen. Wir müſſen nach allen bisherigen Erfahrungen befürch⸗ 
ten, daß die Einſtellung des katholiſchen Klerus dem Staate gegenüber die alte blei⸗ 
ben wird, d. h. daß die überſtaatliche Erziehung nach den einſchlägigen kirchlichen 
Vorſchriften ſchon dafür ſorgen wird, daß auch der kleinſte Kaplan, „wenn es not 
tut, einmal ein Wort des Tadels oder der kritiſchen Zurechtweiſung“ von ſich gibt, 
wie es ſeit dem 30. r. 1933 und trotz des 30. 1. 1933 mehrfach vorgekommen iſt. 
Zu dem Recht der Kirche, wie es hier ausdrücklich feſtgelegt wird, eigene Lehranſtalten 
zur philoſophiſchen und theologiſchen Ausbildung des Klerus in Deutſchland zu er⸗ 
richten, die „ausſchließlich von der kirchlichen Behörde abhän- 
gen“, muß im Intereſſe der wahren Wiſſenſchaft noch ein Wort geſagt werden, 
damit der Leſer weiß, wie Rom die philoſophiſche Wiſſenſchaft aufgefaßt wiſſen will. 
Papſt Leo XIII. verkündete in feiner Eneyklika „Inscrutabili Dei Consilio“ vom 
21. 4. 1878 — alſo in einer ganz offiziellen und amtlichen Kirchenbotſchaft — u. a. 
auch, 5 

„daß die Gläubigen alle Anſchauungen, die ſie mit dem kirchlichen Lehramt im Wider⸗ 
ſpruch ſehen, und ſeien ſie auch noch ſo verbreitet, gänzlich zurückzuweiſen hätten“! 

Der gleiche Papſt erklärt in feiner Encyklika „Aeterni Patris“ vom 4. 8. 1879 
u. a.: 

„Weil aber, wie der Apoſtel ſagt: „durch Weisheit und eitle Täuſchung (Koloſſer 2, 8) 


die Chriſtgläubigen nicht ſelten in Irrungen kommen, und die Lauterkeit des heiligen Glau⸗ 
bens in den Menſchen verdorben wird, haben es die oberſten Hirten der Kirche immer zu 
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ihren Aufgaben gerechnet, auch die wahre Wiſſenſchaft mit allen Kräften zu fördern und 
ugleich mit beſonderer Wachſamkeit vorzuſorgen, daß alle Zweige des menſchlichen Wiſ⸗ 
ſens nach der Richtſchnur des katholiſchen Glaubens gepflegt werden, ganz beſonders aber 
die abr die Philoſophie, von der ja größtenteils der rechte Betrieb in 
den übrigen Wiſſenſchaften abhängt.“ 

Papſt Leo XIII. kennt alſo die hohe Bedeutung der Philoſophie, d. h. alſo der 
Lehre von unſeren wiſſenſchaftlichen Naturerkenntniſſen und von unſeren wiſſen⸗ 
ſchaftlich begründeten Anſchauungen über das Weſen des menſchlichen Seins; ge⸗ 
rade darum verlangt er aber im Intereſſe der von ihm vertretenen katholiſchen 
Weltmacht die Pflege aller Zweige des menſchlichen Wiſſens nach der 
Richtſchnur des römiſchen Glaubens, wobei wir weiter nicht ver⸗ 
geſſen dürfen, daß, wenn der Papſt hier von der „wahren Wiſſenſchaft“ 
ſpricht, er damit nur die „katholiſche Wiſſenſchaft“ meint, die ſelbſtver⸗ 
ſtändlich „mit allen Kräften zu fördern“ iſt! 

Da nun aber jede wahre Philoſophie, die aus den heutigen einwandfreien Natur⸗ 
erkenntniſſen ſchöpft, wie ſie es doch um der Wahrheit willen ganz 
ſelbſtverſtändlich tun muß, dadurch mit der in der Bibel niedergelegten 
„Schöpfunggeſchichte“ und ſonſtigen bibliſchen Schilderungen und Lehren, ebenfo mit 
den Dogmen der römiſchen Kirche in ſcharfen Widerſpruch geraten muß, fo iſt es 
— von Rom aus geſehen! — wohl begreiflich, wenn die Kirche beſtrebt iſt, die philo⸗ 
ſophiſche Schulung ihres Klerus in nur ſolchen Inſtituten ſtattfinden zu laſſen, „die 
ausſchließlich von der kirchlichen Behörde abhängen“! 

Schließlich ſei abſchließend noch erwähnt, was Papſt Pius X. in ſeinem „Motu 
proprio“ vom 1. 9. 1910 im berühmten Antimoderniſteneid verlangt, den jeder römiſch⸗ 
gläubige Geiſtliche im Lehramt ſchwören muß: 

„Ich bekenne mich unerſchütterlich zu allen und jeden Wahrheiten, die die Kirche durch 
ihr unfehlbares Lehramt definiert, aufſtellt und erklärt hat, hauptſächlich zu jenen Grund⸗ 
pfeilern der Doktrinen, die ſich direkt gegen die Irrtümer dieſer Zeit richten.“ 

Kann ein ſolcher geiſtlicher Lehrer wirklich noch unvoreingenommen wahre For⸗ 
ſchungarbeit leiſten? Können ſeine Schüler, die angehenden Prieſterkandidaten, wirk⸗ 
lich ganz ungebundene Wiſſenſchaft pflegen? Verdient dogmatiſch gefeſſelte „Wiſſen⸗ 
ſchaft“ überhaupt noch dieſen Namen? Wir müſſen um der notwendigen Klarheit 
willen dieſer römiſchen Lehr⸗„ Freiheit einmal gegenüberſtellen jene Kundgebung des 
Vorſtandes des Verbandes der Deutſchen Hochſchulen, die Anfang Mai 1933 
unter der Überfchrift: „Für Freiheit der Forſchung und der Lehre“ 
durch die Deutſche Preſſe veröffentlicht wurde; in dieſer Erklärung Deutſcher 
Hochſchulen heißt es u. a. (It. „Tägliche Rundſchau“ Nr. 103 vom 3. 5. 1933): 

„Freiheit der Forſchung verſtehen wir nicht als Heimatloſigkeit des Geiſtes und als 
wertblinden Relativismus, ſondern als eine Darſtellung der uralten Deutſchen Geiſtes⸗ 
freiheit, die aus ſittlicher Verantwortung vor der Wahrheit an der Welt der Deutſchen 
Wiſſenſchaft weiterbaut. 

Freiheit der Lehre verſtehen wir aus der Verantwortung vor der Deutſchen akademiſchen 
Jugend, die durch Wahrheiterkenntnis ſtark zum Handeln werden ſoll.“ 

Das iſt etwas ganz anderes als die in päpſtlichen Botſchaften verkündete römiſche 
Auffaſſung, die wir demnach als „Unfreiheit“ der Forſchung und „Unfreiheit“ der 
Lehre kennzeichnen müſſen. 
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Darum find die Artikel 19 und 20 des Konkordates in ihrem wahren römifchen 
Sinn ſo tief bedauerlich für jene Deutſchen Bildungſtätten, denen 
katholiſche Fakultäten angegliedert ſind und — bleiben und damit weitgehend für 
unſer geſamtes Volk. 

Dieſe ausführliche Behandlung der vorſtehenden Artikel war notwendig, damit 
der Leſer unſere ſittlichen Deutſchen Beweggründe klar erkennt. Das hier Geſagte 
gilt aber nicht nur für die ſtaatlichen Hochſchulen des Reiches und der Länder, ſon⸗ 
dern genau fo ganz allgemein für die Frage: Staat⸗Schule⸗Kirche über⸗ 
haupt, die in den nächſtfolgenden Artikeln 21 bis 25 des Reichskonkordates behandelt 
wird. Wir wollen dieſe Frage wegen ihrer grundſätzlichen Bedeutung im Hinblicke 
auf das kommende Reichsſchulgeſetz in einem beſonderen Abſchnitt am Schluſſe dieſer 
Schrift einer eingehenden Prüfung unterziehen. 

Nach dieſen grundſätzlichen Erwägungen zu den beiden Artikeln 19 und 20 ſelbſt, 
müſſen wir nun zur Abrundung noch anführen, was im Schlußprotokoll des Reichs⸗ 
konkordats zu Artikel 20 noch hinzugefügt iſt: 

„Zu Artikel 20: Die unter Leitung der Kirche ſtehenden Konvikte an Hochſchulen und 
Gymnaſien werden in ſteuerrechtlicher Hinſicht als weſentliche kirchliche Inſtitutionen im 
eigentlichen Sinne und als Beſtandteil der Diözeſe als Organiſation anerkannt.“ 

Man ſieht: Rom hat auch hier nicht vergeſſen, ſich trotz unſerer finanziellen Not⸗ 
lage materielle Vorteile zu ſichern; mehr darüber zu ſagen, erübrigt ſich. 

Artikel 21, 2a, 23, 24, 25 ſiehe im vierten Buchabſchnitt. 

Artikel 26: („Ein Notſtand wird berückſichtigt.“) 


„Unter Vorbehalt einer umfaſſenderen ſpäteren Regelung der eherechtlichen Fragen be⸗ 
ſteht Einverſtändnis darüber, daß außer im Falle einer lebensgefährlichen, einen Auf ſchub 
nicht geſtattenden Erkrankung eines Verlobten, auch im Falle ſchweren ſittlichen Notſtan⸗ 
des, deſſen Vorhandenſein durch die zuſtändige biſchöfliche Behörde beſtätigt ſein muß, die 
kirchliche Einſegnung der Ehe vor der Ziviltrauung vorgenommen werden darf. Der Pfarrer 
iſt in ſolchen Fallen verpflichtet, dem Standesamt unverzüglich Anzeige zu erſtatten.“ 
Dazu heißt es ergänzend im Schlußprotokoll: 


„Zu Artikel 26: Ein ſchwerer ſittlicher Notſtand liegt vor, wenn es auf unüberwindliche 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu beſeitigende Schwierigkeiten ſtößt, die zur 
Eheſchließung erforderlichen llekunden rechtzeitig beizubringen.“ 

Wir wollen hier davon abſehen, näher auf die eherechtlichen Vorſchriften einzu⸗ 
gehen, wie ſie im römiſchen Kirchenrecht und überhaupt in der religiöſen Lehre dieſer 
Kirche verankert ſind, und die unter den Stichworten „Miſchehe“ und „wilde Ehe“ 
(Konkubinat) nur zu bekannt ſind; wir ſtellen nur feſt, daß die Kirche hier auch er⸗ 
reichen wollte, d. h. erreicht hat, daß die kirchliche Trauung vor der Ziviltrauung als 
der für den Menſchen wichtigere Beſtandteil der Eheſchließung daſteht; das mag für 
einen poſitiben, d. h. überzeugten Katholiken auch der Fall ſein — unſer Staat aber 
ſieht ſeit Bismarck die Ziviltrauung ſeiner Staatsbürger mit Recht als vollkommen 
ausreichend an. 

Wichtig erſcheint in dieſem Artikel der einleitende Satz: „Unter Vorbehalt einer 
umfaſſenderen ſpäteren Regelung der eherechtlichen Fragen“... Das deutet auf 
geplante weitergehende Abmachungen hin, die wohl grundſätzlich die kirchliche Trau⸗ 
ung vor die Ziviltrauung ſetzen ſollen; höchſte Aufmerkſamkeit iſt da am Platz; 
immerhin iſt hier die Stelle, für dieſe „umfaſſendere ſpätere Regelung“ eine An⸗ 
regung vom völkiſchen Standpunkt — von der Raſſenfrage her — zu geben: 
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Es darf nicht länger fo fein, daß die römiſche Kirche eine Ehe zwiſchen zwei Deut⸗ 
ſchen, von denen der eine „katholiſch“ und der andere „evangeliſch“ glaubt, als 
Miſchehe hinſtellt, während dasſelbe Rom von feinem „alleinſeligmachenden 
Standpunkt“ aus die Ehe zwiſchen einem Deutſchen Katholiken und einer katholiſchen 
Negerin z. B. als reine Ehe bezeichnet. Das führt zu einer Begriffsverwirrung, 
die wir im Intereſſe der raſſiſch⸗völkiſchen Erziehung unſerer Deurſchen Jugend 
unbedingt in Zukunft ausmerzen müſſen. Für uns kann und darf nur folgende Be⸗ 
griffsbeſtimmung gelten: 

Jede Ehe zwiſchen zwei raſſiſch⸗reinen Deutſchen len: 
[hen iſt — unbeſchadet ihrer ſchriſtlichen oder nichtchriſtli⸗ 
chen „Einſegnung“ — eine rein Deutſche Ehe! Und jede ehe⸗ 
liche Verbindung eines Deutſchen Menſchen mit einem 
andersraſſigen Menſchen iſt und bleibt — auch wenn beide 
das von Rom vorgeſchriebene „gleiche Glaubensbekeuntnis“ 
haben — nicht nur eine Miſchehe, nein eine Kultur⸗ und 
Raſſen⸗Schande, die ein Staat eigentlich aus völkiſchem 
Selbſterhaltungtrieb mit Entziehung der Staatsangehö— 
rigkeit beſtrafen müßte! 

Artikel 27: („Der kommende Armeebiſchof und ſeine Pfarrer.“) 

„Der Deutſchen Reichswehr wird für die zu ihr gehörenden katholiſchen Offiziere, Be⸗ 
amte und Mannſchaften ſowie deren Familien eine exemte Seelſorge zugeſtanden. 

Die Leitung der Militärſeelſorge obliegt dem Armeebiſchof. Seine kirchliche Ernennung 
erfolgt durch den heiligen Stuhl, nachdem letzterer ſich mit der Reichsregierung in Verbin⸗ 
dung geſetzt hat, um im Einvernehmen mit ihr eine geeignete Perſönlichkeit zu beſtimmen. 

Die kirchliche Ernennung der Militärpfarrer und ſonſtigen Militärgeiſtlichen erfolgt 
nach vorgängigem Benehmen mit der zuſtändigen Reichsbehörde durch den Armeebiſchof. 
Letzterer kann nur ſolche Geiſtliche ernennen, welche von ihrem zuſtändigen Dis zeſanbiſchof 
die Erlaubnis zum Eintritt in die Militärſeelſorge und ein entſprechendes Eignungszeugnis 
erhalten haben. Die Militärgeiſtlichen haben für die ihnen zugewieſenen Truppen und 
Heeresangehörigen Pfarrechte. 

Die näheren Beſtimmungen über die Organiſation der katholiſchen Heeresſeelſorge er⸗ 
folgen durch ein apoſtoliſches Breve. Die Regelung der beamtenrechtlichen Verhältniſſe 
erfolgt durch die Reichsregierung.“ 

Ferner leſen wir im Schlußprotokoll: 

„Zu Artikel 27, Abſatz 1: Die katholiſchen Offiziere, Beamten und Mannſchaften ſowie 
deren Familien gehören nicht den Ortskirchengemeinden an und tragen nicht zu deren 
Laſten bei. Der Erlaß des apoſtoliſchen Brebe erfolgt im Benehmen mit der Reichsre⸗ 
gierung.“ 

Unter Hinweis auf dieſen letzten Satz müſſen wir doch ſagen, daß die Einſchrän⸗ 
kung: „erfolgt im Benehmen mit der Reichsregierung“ nichts an der Tatſache än⸗ 
dern kann, daß ein päpſt licher Erlaß die katholiſche Heeresſeelſorge der Deut: 
ſchen Reichswehr organiſatoriſch regeln und beſtimmen ſoll!; denn hier ſoll 
es doch wohl auf die äußere Wirkung ankommen — oder warum iſt ausgerechnet 
bei dieſem Artikel die Form: „durch ein apoſtoliſches Brebe“ von Rom 
durchgedrückt worden? Soll das etwa eine — „Auszeichnung“ ſein? Außerdem muß 
hier noch eine andere Frage geſtellt werden, nämlich: Gilt bezüglich Ernennung des 
Armeebiſchofs die Beſtimmung des Artikels 14, Abſatz 2 ſinngemäß — oder gilt 
etwa auch noch das Schlußprotokoll zu dieſem Abſatz 2 mit dem „nicht⸗ſtändigen Ve⸗ 
torecht“ — oder ſoll nur der Wortlaut des Artikels 27 Geltung haben? — Der 
Gefahr katholiſcher Aktion in der Wehrmacht iſt die Tür geöffnet! 
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Artikel 28: („Von der Anſtaltſeelſorge.“) 


„In Krankenhäuſern, Strafanſtalten und ſonſtigen Häuſern der öffentlichen Hand wird 
die Kirche im Rahmen der allgemeinen Hausordnung zur Vornahme ſeelſorgerlicher Beſuche 
und gottesdienſtlicher Handlungen zugelaſſen. Wird in ſolchen Anſtalten eine regelmäßige 
Seelſorge eingerichtet und müſſen hierfür Geiſtliche als Staats⸗ oder ſonſtige öffentliche 
Beamte eingeſtellt werden, ſo geſchieht dies im Einvernehmen mit der kirchlichen Ober⸗ 
behörde.“ 


Und im Schlußprotokoll: 
„Zu Artikel 28: In dringenden Fällen iſt der Zutritt dem Geiſtlichen jederzeit zu ge⸗ 
währen.“ 
Wir übergehen dieſen Artikel und kommen zum wichtigen 


Artikel 29: („Volkliche Minderheiten.“) 

Die innerhalb des Deutſchen Reiches wohnhaften katholiſchen Angehörigen einer nicht⸗ 
deutſchen Minderheit werden bezüglich Berückſichtigung ihrer Mutterſprache in Gottes⸗ 
dienſt, Religionunterricht und kirchlichem Vereinsweſen nicht weniger günſtig geſtellt wer⸗ 
den, als der rechtlichen und tatſächlichen Lage der Angehörigen Deutſcher Abſtammung und 
Sprache innerhalb des Gebietes des entſprechenden fremden Staates entſpricht.“ 


Dazu bringt das Schlußprotokoll noch folgende Ergänzung: 


„Zu Artikel 29: Nachdem das Deutſche Reich ſich zu dem Entgegenkommen in bezug auf 
nichtdeutſche Minderheiten bereit gefunden hat, erklärt der heilige Stuhl in Bekräftigung 
ſeines ſtets vertretenen Grundſatzes bezüglich des Rechtes der Mutterſprache in der Seel⸗ 
ſorge, im Religionunterricht und im katholiſchen Vereinsleben bei künftigen konkordatären 
Abmachungen mit anderen Ländern auf die Aufnahme einer gleichwertigen die Rechte der 
Deutſchen Minderheiten ſchützenden Beſtimmung Bedacht nehmen zu wollen.“ 

An ſich gäbe uns die ſicherlich begrüßenswerte Beſtimmung des Hauptartikels 
die Möglichkeit, entſprechend der ſchlechten diesbezüglichen Behandlung Deutſcher 
Minderheiten in Nachbarſtaaten, die innerhalb der Reichsgrenzen wohnenden An⸗ 
gehörigen dieſer Staaten „nicht weniger günſtig“ zu ſtellen, d. h. zu Deutſch: genau 
ſo — ſchlecht! Aber grau iſt alle Theorie! Während z. B. den innerhalb der Reichs⸗ 
grenzen wohnenden polniſchen Minderheiten Religionunterricht in ihrer Mutter⸗ 
ſprache zugeſtanden iſt, erhalten in Polen Deutſche Kinder auch den Religionunter⸗ 
richt in polniſcher Sprache. So wird es auch verſtändlich, warum der Vatikan nur 
„bei künftigen konkordatären Abmachungen mit anderen Ländern“ auf die 
Deutſchen Minderheiten Bedacht nehmen will! Rom hat ja bereits mit den meiſten 
Staaten, in denen Deutſche Minderheiten wohnen, diesbezügliche Abmachungen ge⸗ 
troffen, ſo daß dieſer Artikel 29 für uns nichts anderes als echtes römiſches Sand⸗ 
in⸗die⸗Augen⸗ſtreuen iſt. Wir vermögen jedenfalls nicht recht einzuſehen, was uns 
hier im Hauptſtück und im Schlußprotokoll des Artikels 29 zugeſtanden fein ſoll? 
Im Gegenteil — im Hinblick auf die in dem einleitenden Abſchnitt dieſer Schrift 
gegebenen Hinweiſe über die beſondere Bedeutung jedes Wortes eines Konkordates 
— (vgl. hierzu beſonders Seite 17) — müffen wir uns weiter noch ſehr darüber 
wundern, daß der heilige Stuhl bei „künftigen“ Konkordaten auf ſchützende Beſtim⸗ 
mungen für Deutſche Illinderheiten nur — „Bedacht nehmen will“! Auf Grund 
unſerer geſchichtlichen Studien in der Kirchen⸗Geſchichte ſind wir nicht 
mehr gutgläubig genug anzunehmen, daß der heilige Stuhl bei etwaiger Weigerung 
des anderen Partners daran einen Konkordatsabſchluß etwa ſcheitern laſſen würde. 

Und ſchließlich noch eins: im Schlußprotokoll ſtehen die ſchönen Worte: „erklärt 
der heilige Stuhl in Bekräftigung feines ſtets vertretenen Grundſatzes bezüglich des 
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Rechtes der Mutterſprache uſw.“! Wie Rom dieſen „ſtets vertretenen Grund⸗ 
fag* unſerem Deutſchen Volkstum gegenüber zu vertreten 
pflegt, dafür gaben wir ſchon bei den durch Biſchof Ruch von Straßburg im 
Deutſchen Elſaß hervorgerufenen Verhältniſſen ein Bild; wenn auch in dem vor⸗ 
liegenden Konkordatsartikel das „Recht der Mutterſprache“ als „ſtets vertretener 
Grundſatz“ bezeichnet wird, ſo müſſen wir dazu ſagen: 

I. die Kirche braucht ja zunächſt die Mutterſprache, um überhaupt unterrichten zu 

können; Rom handelt alſo inſofern nur „pro domo“! 


2. Volkstum und Mutterſprache ſind unzertrennlich; wenn alſo Rom, wie durch 
Biſchof Ruch erſt vor wenigen Jahren geſchehen, Deutſchen Minderheiten in 
fremden katholiſchen Staaten ihr Volkstum nicht nur nehmen läßt, ſondern aktiv 
bei dieſer Ausmerzung mithilft, — (ogl. auch Seite 16 und folgende über das 
italieniſche Konkordat) — dann ſehen wir darin das römiſche Beſtreben der Mit⸗ 
hilfe bis zu dem Zeitpunkt, wo die Kirche dann in der neuen „Zwangs“ ⸗„Mutter⸗ 
ſprache“ unterrichten kann. 

Wir müſſen alle dieſe Dinge ganz klar ſehen, immer nur vom Deutſchen Stand⸗ 
punkt aus, d. h. ohne jede konfeſſionelle Brille und Voreingenommenheit ſo vieler 
katholiſcher Deutſcher, die da auf Grund ihrer römiſch⸗weltanſchaulichen Erziehung 
gewohnt find, anzunehmen, alles, was von der Kirche komme, müſſe dadurch auch 
ſchon gut und richtig ſein. 

Damit wollen wir gleich auf den nächſten Konkordatspunkt weiſen: 

Reih.) 30: („ Deutſchland ſtellt ſich unter den Schutz Gottes: Gebet für Regent und 

eich. 

„An den Sonntagen und den gebotenen Feiertagen wird in den Biſchofskirchen ſowie 
in den Pfarr-, Filial- und Kloſterkirchen des Deutſchen Reiches im Anſchluß an den Haupt: 
gottesdienſt, entſprechend den Vorſchriften der kirchlichen Liturgie, ein Gebet für das Wohl⸗ 
ergehen des Deutſchen Reiches und Volkes eingelegt.“ 

Viele ſehen darin ein Zeichen beſonderen Wohlwollens der römiſchen Kirche gegen⸗ 
über dem neuen Deutſchen Staate; wir wollen letzteres gar nicht abſtreiten, müſſen 
aber die Tatſache feſtſtellen, daß trotz dieſes Kirchengebetes noch alle „apoftoli- 
ſchen Dekrete, Verordnungen, Verfügungen, Vorbehalte, 
Anordnungen und Befehle“ der römiſchen Kurie gegen „Ketzer, Schis⸗ 
matiker und Rebellen“ in vollem Umfange beſtehen; Roms Kampfſtellung gegen das 
proteſtantiſche Preußen⸗Deutſchland bleibt unvermindert beſtehen, wie folgende Auße⸗ 
rung des vatikaniſchen Jeſuitenblattes „Civilta Cattolica“ beweiſt: 

„Der Kampf wird in Preußen, ſei es in dieſer oder einer anderen Geſtalt, fortdauern, 
ſolange Preußen beſteht, denn zu ſeinem wahren und Hauptgrunde hat der Kampf die in⸗ 
nerſte Natur dieſes Staates. Preußen ſteht ſowohl ſeinem Urſprung wie ſeiner Entwick⸗ 
lung nach alle Stufen hindurch in geradem Gegenſatz zu der katholiſchen Kirche. Es iſt 
wegen dieſer feiner Natur der Haupt⸗ und Todfeind Roms. Preußen in feiner jetzigen Ge⸗ 
ſtalt und Zuſammenſetzung beruht auf dem Proteſtantismus und ſeinen Lehren; Preußen iſt 
der Wall und die Feſtung des Proteſtantismus in Deutſchland — mit Preußen ſteht und 
fällt der Kampf der Kirche in Europa.“ (Entnommen dem Buch von Studienrat Prof. 
Dr. Langemann: „Der Kampf des Papſttums gegen das proteſtantiſche Deutſche Kaiſer⸗ 
tum. — Das national verhärtete Zentrum.“ / Verlag Theodor Weicher, Leipzig.) 

Das war Roms Anſicht und iſt fie bis heute geblieben; denn erſt am 10. 1. 1930 
hat der jetzt regierende Papſt Pius XI. dem polniſchen katholiſchen Klerus an⸗ 
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läßlich des 10. Jahrestages des Raubes Deutſchen Landes 


durch Polen folgendes Wort gewidmet: 

„Polen hat trotz aller Unterdrückung durch die feindlichen Mächte des Unglaubens treu 
und unerſchütterlich zur heiligen katholiſchen Kirche gehalten. Mit Dankbarkeit und Rüh⸗ 
rung erinnert ſich heute der heilige Stuhl der großen unſchätzbaren Verdienſte des polniſchen 
Volkes in dem heiligen Kampf gegen die feindlichen Mächte des Heidentums und Prote⸗ 
ſtantismus. 

Dieſe päpſtliche Segensbotſchaft, die an Deutlichkeit nichts zu wünſchen übrig läßt, 
iſt zugleich eine ſehr einleuchtende „Illuſtration“ zu dem Thema: „Katholiſche Kirche 
und Volkstum, — (vgl. Artikel 19) —, wenn dieſes Volkstum fo gut katholiſch iſt 
wie das polniſche bzw. ſo wenig katholiſch wie das Preußentum. 

Jedenfalls können wir uns auch durch den Artikel 30 des Reichskonkordates nicht 
davon überzeugen laſſen, daß Rom keinerlei Feindſchaft mehr gegen Preußen⸗Deutſch⸗ 
land hat; denn es gibt mehr als ein römiſches Gebet zur „Ausrottung 
aller Ketzer“, nicht etwa zur Bekehrung der Ketzer! Und dieſe Gebete können 
wir nun mal nicht vergeſſen bzw. hier außer acht laſſen. 

Artikel 31: („Vereinsweſen: Fortſchritte in der Klärung.“) 

„Diejenigen katholiſchen Organiſationen und Verbände, die ausſchließlich religiöſen, rein 
kulturellen und karitativen Zwecken dienen und als ſolche der kirchlichen Behörde unter⸗ 
ſtellt ſind, werden in ihren Einrichtungen und in ihrer Tätigkeit geſchützt. 

Diejenigen katholiſchen Organiſationen, die außer religiöſen, kulturellen oder karitativen 
Zwecken auch anderen, darunter auch ſozialen oder berufsſtändiſchen Aufgaben dienen, ſol⸗ 
len, unbeſchadet einer etwaigen Einordnung in ſtaatliche Verbände, den Schutz des Arti⸗ 
kels 31, Abſatz 1, genießen, ſofern ſie Gewähr dafür bieten, ihre Tätigkeit außerhalb jeder 
politiſchen Partei zu entfalten. 

Die Feſtſtellung der Organiſationen und Verbände, die unter die Beſtimmungen dieſes 
Artikels fallen, bleibt vereinbarlicher Abmachung zwiſchen der Reichsregierung und dem 
Deutſchen Episkopat vorbehalten. 

Inſoweit das Reich und die Länder ſportliche oder andere Jugendorganiſationen be⸗ 
treuen, wird Sorge getragen werden, daß deren Mitgliedern die Ausübung ihrer kirchlichen 
Verpflichtungen an Sonn- und Feiertagen regelmäßig ermöglicht wird und fie zu nichts 
veranlaßt werden, was mit ihren religiöſen und ſittlichen Überzeugungen und Pflichten nicht 
vereinbar wäre.“ 


Das Schlußprotokoll beſagt dann noch weiter: 


„Zu Artikel 31, Abſatz 4: Die in Artikel 31, Abſatz 4, niedergelegten Grundſätze gelten 
auch für den Arbeitsdienſt.“ 

Das Organ der katholiſchen Jugendverbände, die „Junge Front“, widmet dieſem 
Artikel 31 und ſeiner richtigen „Deutung“ eine ganze Seite; in Nr. 33 der „Jungen 
Front“ vom 13. 8. 1933 leſen wir zunächſt hierüber folgendes: 

„Dieſe Rahmenbeſtimmungen ſind ſehr knapp gehalten und dazu zum großen Teil 
organiſatoriſch⸗techniſchen Inhalts. Entſprechend dem poſitiven Willen des Geſamtkonkor⸗ 
dafs muß auch die Deutung der einzelnen Beſtimmungen immer nach der poſitiven Seite 
hin erfolgen. Immer unter dem Geſichtspunkt: wie werden am ftärfften die Kräfte frei- 
gemacht. 

Eine ſolche poſitive Beſtimmung enthält ausdrücklich der erſte Satz. Es heißt mit Ab⸗ 
ſicht darin nicht, die katholiſchen Verbände werden „geduldet“, „erlaubt“, „nicht verboten“, 
ſondern geſchützt in ihren Einrichtungen und ihrer Tätigkeit. Und bei dieſer Tätigkeit iſt 
wiederum nicht an die nur rein kirchliche und ſeelſorgerliche Betätigung gedacht, ſondern 
auch der allgemein kulturellen Raum gegeben. Nicht Hemmung und Einſchränkung, ſon⸗ 
dern Entwicklung und fruchtbarſter Einſatz aller Kräfte war ja der Wille des Geſetzgebers. 
Darum ſollen die ſpezifiſchen Kräfte der katholiſchen Erziehung auch fruchtbar gemacht 
werden für die kulturellen Aufgaben.“ (Hervorhebungen im Original.) 


Wir werden über die „ſpezifiſchen Kräfte der katholiſchen Erziehung“ im vierten 
Buch⸗Abſchnitt zu ſprechen haben; hier intereſſiert uns zunächſt einmal nur die 
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„Deutung“ von römiſch⸗katholiſcher Seite, die in mehr als nur einer Hinſicht 
Bände ſpricht, ſo beſonders auch in der „Auslegung“ des Abſatz 2 des Artikels Zr, 
über den die „Junge Front“ u. a. ſchreibt: 


„Dieſe Liſte der ſtaatlich geſchützten katholiſchen Verbände ſteht bereits feſt und wird 
wohl inzwiſchen den maßgebenden Stellen zugeleitet worden ſein. Von den größeren Ver⸗ 
bänden find darunter Jungfrauenberband, SJungmännerverband mit feinen Gliederungen 
(auch die Jungſchar)!, Deutſche Jugendkraft, Gefellenverband, Jung⸗K KV., Neudeutſch⸗ 
land uſ d. 

Die Freiheit der fesunggemäßen Betätigung und Führung ift garantiert. Die bisherigen 
Symbole, Banner, Abzeichen und Kluft ſtehen unter dem Schutz des neuen Staates und 
niemand hat mehr das Recht, ſie anzutaſten.“ (Hervorhebungen im Original.) 

Und ſchließlich meint die „Junge Front“ ſogar ganz naiv: 

„Wir möchten daher wünſchen, wenn ſchon die Arbeit der Verbände ſtaatlich geſchützt 

und damit in ihrem Wert au far den neuen Staat offiziell anerkannt wird, daß ſie in 


Zukunft in der öffentlichen Wertung ebenfalls als „nationale Verbände“ gelten.“ (Hervor⸗ 
hebungen im Original.) 


Ob Rom wirklich glaubt, ſeine kirchlichen Organiſationen (und dazu gehören auch 
fo manche „Zentrums“ ⸗Verbände, die ſich jetzt kirchlich „getarnt“ haben) könnten 
mit den anderen „nationalen Verbänden in eine Linie geſtellt werden?). Das 
würde doch die alten „nationalen Verbände“ in ein merkwürdiges Licht ſtellen, und 
dieſe werden ſich ſicherlich für ſolche Nebeneinanderſtellung ſchönſtens bedanken? oder 
etwa nicht? Übrigens muß hier vom rein Deutſchen Standpunkt aus ein Wort der 
Aufklärung geſagt werden: mit dem Wörtchen „national“ iſt in den letzten Jahr⸗ 
zehnten ein derartiger Mißbrauch betrieben worden, daß man darunter beinahe alles 
und nichts verſtehen kann. Wir müſſen uns endlich daran gewöhnen, nur noch zwi⸗ 
ſchen völkiſch, d. h. rein Deutſch, und nichtvölkiſch, alfo un⸗ 
deutſch zu unterſcheiden; und dann iſt die Antwort auf dieſe Anmaßung der „Jun⸗ 
gen Front“ ohne weiteres gegeben; denn niemand wird im Ernſt auch nur den Ver⸗ 
fisch machen wollen, römiſch⸗katholiſche Verbände gleich welcher Art als völkiſch 
im wahrſten und tiefſten Sinne dieſes Wortes zu bezeichnen. Während aber völkiſche 
Verbände in ihrem Beſtand bedroht ſind, werden jene römiſch⸗katholiſchen Verbände 
„geſchützt“! 

Während man in der „Jungen Front“ die Forderung ausſpricht, daß katholische 
Organiſationen in Zukunft als „nationale Verbände“ angeſehen werden müßten, 
bezeichnet das „Kirchliche Amtsblatt der Erzdiözeſe München und Freiſing“ in ſeiner 
Nr. 13/1933 die an verſchiedenen Stellen von eigenen Organen verſuchte bzw. zu⸗ 
gelaſſene „Gleichſchaltung“ katholiſcher Verbände mit dürren Worten als — „Schä⸗ 
digung“! In der fraglichen Anordnung des Vertreters der Deutſchen Biſchöfe, ver⸗ 
öffentlicht in dem eben genannten „Kirchl. Amtsblatt“, leſen wir nämlich: 

„Die Zentralverbände der katholiſchen Jugend melden, daß in Deutſchland eine ganze 
Reihe von Pfarrern oder Vereinspräſides auf Grund von Verfügungen untergeordneter 
Regierungsſtellen oder Organe der SA. und HJ. die eigenen katholiſchen Vereine auflöfen, 
das Eigentum preisgeben, oder eine Gleichſchaltung vornehmen laſſen. Um weitere Schä⸗ 
den von den katholiſchen Verbänden fernzuhalten 9), wird unter Bezugnahme af den 
Artikel 31 des Reichskonkordates und die zwiſchen dem Reichsminiſterium und den Biſchö⸗ 


fen vereinbarten Auslegungsgrundſätze daran erinnert, daß die beſtehenden katholiſchen 
Organiſationen in ihrem Beſtande zu erhalten ſind und kein Pfarrer oder Präſes befugt 


6) Pfarrer Mönius: „Katholizismus bricht jedem Nationalismus das Rückgrat!“ 
) von mir hervorgehoben (D. Verf.). 
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ift ohne 1 biſchöfliche Genehmigung einen Verein aufzulöfen oder ihn gleich: 
ſchalten zu laſſen 10). Nach den Auslegungsgrundfägen des Artikels 31 wird auch von 
feiten des Staates ausdrücklich erwartet, daß die katholiſchen Organiſationen bei ihrer 
Eingliederung ſich mit ihrer kirchlichen Behörde ins Einvernehmen ſetzen.“ 

„Ecclesia triumphans“: „die triumphierende Kirche“ — muß man als Deutſcher 
ſagen, wenn man all dieſe römiſchen „Auslegungkünſte“ ſieht, die von manchen Krei⸗ 
ſen leider auch noch anerkannt werden. Es iſt ein eigen Ding um Verträge, die hinter⸗ 
her noch großer „Auslegunggrundſätze“ bedürfen; denn im „Auslegen“ und „richtigen 
Deuten“ iſt einem Jeſuiten ſo leicht niemand über! 

Wir müſſen allerdings die Frage aufwerfen, wie weit römiſch⸗jeſuitiſche „Aus⸗ 
legung“ noch zum Schaden des Deutſchen Reiches betrieben werden darf! 

Wir müſſen weiter jede internationale Einmiſchung in innerdeutſche Verhältniſſe 
auf das Beſtimmteſte ablehnen; wenn es im vierten Abſatz des Artikels 31 heißt, 
daß die Mitglieder aller vom Reich und von den Ländern betreuten Sport⸗ und 
Jugendverbände „zu nichts veranlaßt werden dürfen, was mit ihren religiöfen und 
ſittlichen Überzeugungen und Pflichten nicht vereinbar wäre”, — fo müſſen wir doch 
fragen, bei wem hier für den Fall derartiger Schwierigkeiten denn die Entſcheidung 
liegt? Von unſerem Deutſchen Standpunkt aus müffen wir mit aller Entſchieden⸗ 
heit fordern, daß nur der Staat darüber endgültig beſtimmen kann, weil dieſer 
Staat immer und überall Deutſche Belange höher ſtellen muß als irgendwelche 
überſtaatliche Überzeugungen und Pflichten. Aus dieſem Grunde verſtehen wir nicht 
recht, warum der neue Staat, der es einerſeits als notwendig bezeichnet, Deutſchlands 
Jugend im bölkiſchen Gedanken zu erziehen, ſich im Konkordat dazu bewegen laſſen 
konnte, die katholiſche Jugend ihrer alten, d. h. beſtimmt nicht⸗völkiſchen 
Führung zu belaſſen. Wir kennen nicht die Beweggründe, die die Unterzeichner 
hierbei geleitet haben; wir könnten uns aber wohl vorſtellen, daß ein völkiſcher 
Nationalſozialiſt an Stelle eines päpſtlichen Geheimkämmerers bei dieſen Verhand⸗ 
lungen von anderen Geſichtspunkten ausgegangen wäre. 

Im übrigen find wir ſehr geſpannt, was alles die unter kirchlicher Leitung ſtehenden 
katholiſchen Organiſationen und Verbände unter „kultureller“ Betäti⸗ 
gung verſtehen werden. Wir wiſſen — und unſere Deutſche Geſchichte ſeit dem 
Auftreten Roms hat es tauſendfach bewieſen — daß Deutſche Kultur und römiſche 
„Kultur“ grundlegend verſchieden ſind; und darum wird niemand uns verdenken kön⸗ 
nen, wenn wir der „kulturellen Tätigkeit“ römiſcher Verbände in Deutſchland mit 
dem allergrößten Mißtrauen entgegenſehen. 

Gleich große Bedenken erfüllen uns bei näherer Betrachtung des nächſtfolgenden 
Konkordatsartikels; und daß unſere Bedenken nicht unbegründet ſind, beweiſt ſchon der 
Nachſatz in der Überfchrift, die von der Zeitung „Der Katholik“ hier gegeben wird, 
nämlich: 

Artikel 32: („Trennung von geiſtlichem Amt und Parteipolitik — in Anbetracht 
der Deutſchen Verhältniſſe.“) 11! 


„Auf Grund der in Deutſchland beſtehenden beſonderen Verhältniſſe, wie im Hinblick 
auf die durch die n Fee des vorſtehenden Konkordates geſchaffenen Sicherungen 
einer die Rechte und Freiheiten der katholiſchen Kirche im Reich und ſeinen Ländern wah⸗ 


10) Hervorhebung im Original. 
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den G. bung, erläßt d ilige Stuhl Beſtimmungen, die für die Geiſtlichen und 
ae abe in vollen Parteien und die Tätigkeit für ſolche Parteien 
ausſchließen.“ 
Im Schlußprotokoll findet dieſer Artikel eine bemerkenswerte Ergänzung, deren 
zweiter Abſatz von ganz erheblicher Bedeutung ſein dürfte: 


„Zu Artikel 32: Es herrſcht Einverſtändnis darüber, daß vom Reich bezüglich der nicht: 
katholiſchen Konfeſſionen gleiche Regelungen betreffend parteipolitiſche Betätigung veran⸗ 
laßt werden. 

Das den Geiſtlichen und Ordensleuten in Ausführung des Artikels 32 zur Pflicht Er. 
machte Verhalten bedeutet keinerlei Einengung der pflichtmäßigen Verkündigung und Er⸗ 
läuterung der dogmatiſchen und ſittlichen Lehren und Grundſätze der Kirche. 

Am 19. 7. 1933, alſo am Tage vor der Unterzeichnung des Konkordates, als 
ſein amtlicher Wortlaut noch nicht bekannt gegeben war, konnte die katholiſche Tages⸗ 
preſſe — (frühere „Zentrums“ ⸗Preſſe) — bereits einen ausführlichen „Kommentar“ 
zu den Beſtimmungen dieſes Artikels 32 bringen! Unter der Überſchrift: „Wie iſt 
das politiſche Betätigungverbot der katholiſchen Geiſtli⸗ 
chen auszulegen?“ ſchrieben am 19. 7. zahlreiche Provinz und Kreiszeitungen 
im Regierungbezirk Aachen — (wir zitieren hier nach der „Weſtdeutſchen Grenz⸗ 
poſt“, Geilenkirchen) —: 

„Was einige Einwendungen und Beſorgniſſe theoretiſcher Art angeht, wird es gut ſein, 
ſich daran zu erinnern und ſich vor Augen zu halten, daß die Kirche bei der Wahrnehmung 
der göttlichen Rechte ihrer Sendung und des höchſten Intereſſes der Seelen keine Vorur⸗ 
teile politiſcher Natur haben kann (? d. Verf.); und es wäre nicht der Wahrheit entſpre⸗ 
chend anzunehmen, daß die katholiſche Geiſtlichkeit, um in Gemäßheit des Konkordates frei 
von den Banden und der Tätigkeit einer Partei zu ſein, deshalb von jeder Teilnahme am 
öffentlichen Leben ausgeſchloſſen ſei. 

Es gibt eine Tätigkeit, die nach dem Gedanken und dem Wort des heiligen Vaters 
Pius XI. im höchſten und weiteſten Sinne als „Politik“ bezeichnet worden iſt, die der 
Deutſche katholiſche Klerus, der in der Vergangenheit fo verdient geweſen iſt, (? 7 ? 
d. Verf.) auch in Zukunft mit voller Freihert und Autorität für das 
Gemeinwohl und damit für den Frieden und das allgemeine bürgerliche Gedeihen des 
Deutſchen Staatsweſens entwickeln wird.“ !! 

Leider hat die katholiſche Preſſe dieſen Begriff: „Politik im höchſten und 
weiteſten Sinne nach dem Gedanken und dem Wort des hei⸗ 
ligen Vaters Pius XI.“ nicht näher erläutert; mir müſſen daher etwas nach: 
helfen: am 9. 11. 1903 hat Papſt Pius X. in einer Allokution erklärt: 

„Jeder billig Denkende erkennt, daß der römiſche Papſt von dem Lehramt, das er in 
bezug auf Glauben und Sitten beſitzt, das Gebiet der Politik nicht trennen kann, — 

ein maßgebendes Papſtwort, das einzig und allein dem unbedingten Autoritätſtand⸗ 
punkt der römiſchen Kurie entſpricht, von dem ſich die Kirche auch durch noch ſo 
viele Konkordatsbeſtimmungen nie abbringen laſſen wird. Es würde hier zu weit füh⸗ 
ren, auch nur einen kleinen Teil jener kirchlich⸗ amtlichen Außerungen anzuführen, 
die vom unbedingten „Primat“ des römiſchen Papſtes auf allen 
Lebensgebieten ſprechen; wir beſchränken uns daher hier auf folgende Hin⸗ 
weiſe: Der Jeſuitenpater Friedrich Muckermann ſagt in ſeinem mit ausdrücklicher 
oberhirtlicher Druckerlaubnis geſchriebenen Büchlein: „Katholiſche Aktion“ u. a: 

„Schon mit dieſem ihrem Autoritätsgedanken wird die katholiſche Aktion zum Zeichen 
des Widerſpruchs werden. Die alten Kämpfe gegen die angeblichen (? ?? d. Verf.) Macht⸗ 
anſprüche des Papſtes und der Biſchöfe werden von neuem aufflammen. Sie werden uns 
aber nicht irre machen an der Wahrheit, daß die päpſtliche Souveränität die höchſte auf 
Erden iſt.“ (Alſo nicht „angebliche“, ſondern doch tatſächliche Machtanſprüche! D. Verf.) 
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Diefe höchſte Souveränität muß das Recht und die Pflicht haben, alle anderen Herr: 
ſchaftsbereiche in den ihnen geſetzten Schranken zu halten. 

So wird man es der Kirche nicht verbieten können, ihrer höheren Souveränität Anerken⸗ 
nung zu verſchaffen.“ 


Und an anderer Stelle der gleichen vom Ordinariat der Erzdiözeſe München und 
Freiſing genehmigten Schrift ſagt Muckermann, daß die römiſche Kirche allein 
„die Kirche der abſolut zwingenden Wahrheit, der abſolut 
verpflichtenden Moral, der abſoluten Autorität“ fa!!! 
Nach dem „can. 1386 des kirchlichen Geſetzbuches“ wiſſen wir, daß dieſe Außerun⸗ 
gen als römiſch⸗katholiſch⸗amtlich anzuſehen ſind! Wenn nach päpſtlicher Lehre die 
Politik von der Glaubens und Sittenlehre nicht getrennt werden kann, dann wiſſen 
wir damit auch, was die auf den erſten Blick nur „chriſtlich⸗religiös“ klingenden 
Worte von der „pflichtmäßigen Verkündigung und Erläuterung der dogmatiſchen 
und ſittlichen Lehren und Grundſätze der Kirche“, die „keinerlei Einengung“ erfahren 
darf, in Wahrheit für römiſche Ohren bedeuten. Kein Wunder, daß die katholiſche 
Preſſe deshalb auch zu ſchreiben wagt, „der Deutſche katholiſche Klerus, der in der 
Vergangenheit ſo verdient geweſen ſei, werde auch in Zukunft mit voller Freiheit 
und Autorität dieſe Tätigkeit entwickeln“. Wir brauchen gar nicht weit zurück zu 
gehen; noch aus der jüngſten Vergangenheit kennen wir die — „Verdienſte“ des 
katholiſchen Klerus in Deurſchland, wie er in ſeinen politiſchen, parlamentariſchen 
Führern verkörpert war, zur Genüge. In dieſem Zuſammenhang iſt ſehr kennzeich⸗ 
nend, wie römiſch⸗katholiſche Kreiſe über die parlamentariſche Weiterbetätigung der 
Geiſtlichen laut Konkordat denken. Während z. B. der „Bayeriſche Kurier“ noch 
in feiner Ausgabe 209 vom 28. 7. betreffend Überleitung von Zentrumsabgeord⸗ 
neten in die NSDAP. melden mußte: 

„Von nationalſozialiſtiſcher Seite ſind folgende Geſichtspunkte für die Klärung der 


Frage, ob Hoſpitant oder Rücktritt mitgeteilt worden: Die Geiſtlichen ſcheiden nach 
dem Konkordat aus, — (Sperrdruck im Original), 


kann man neuerdings in katholiſchen Zeitungen, die früher ausgeſprochene zentrüm⸗ 
liche Syſtemzeitungen waren, eine genau umgekehrte Auffaſſung leſen. Unter der 
Überfchrift „Wer wird Hoſpitant?“ ſchreibt die „Weſtdeutſche Grenzpoſt“, Geilen⸗ 
kirchen / Rhld., — (und fie nicht allein) — am 28. 8. 1933 u. a.: 

„Ein Teil der bisherigen Mitglieder beider Fraktionen wird nicht mit der Aufnahme als 
nationalſozialiſtiſcher Hoſpitant rechnen können. Allerdings ſteht als einzige Tatſache bisher 
wohl nur die Nichtaufnahme der weiblichen Mandatsträger feſt. Die geiſtlichen Abge⸗ 
ordneten brauchen nach dem nunmehr vorliegenden Wortlaut des Konkordats nicht ohne 
weiteres aus den Parlamenten auszuſcheiden, zum mindeſten ſolange nicht, bis die in dem 
Konkordat vorgeſehenen päpſtlichen Anordnungen ergangen ſind. Wie man in politiſchen 
Kreiſen hört, ſollen einige geiſtliche Abgeordnete denn auch die Abſicht haben, ihr Mandat 
beizubehalten. Wenn, wie es heißt, bei dieſen geiſtlichen Abgeordneten die Abſicht beſteht, 
die weitere parlamentariſche Tätigkeit im Rahmen des national ſozialiſtiſchen Hoſpitanten⸗ 


verhältniſſes auszuüben, käme es auch hier auf die Entſcheidung der nationalſozialiſtiſchen 
Fraktionsleitungen an.“ 


Aus dieſer Außerung eines früheren Zentrumsblattes ſpricht die gleiche Anſchau⸗ 
ung, wie fie in zwei Auffätzen der vatikaniſchen amtlichen Zeitſchrift „Osservatore 
Romano“ über die allgemein⸗politiſche und nicht mehr „partei⸗politiſche“ Tätigkeit 
der Geiſtlichen zum Ausdruck kommt. — (Vgl. hierzu das ſpäter auf Seite 48 
und folgende Geſagte.) Wir aber können uns nicht vorſtellen, daß der neue Staat 
jenen Klerus, der ſich in der Vergangenheit ſo—o—0o—o „verdient“ gemacht, — 
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man denke nur an die Prälaten Kaas, Trier, — Lauſcher, 
Bonn, — Schreiber, Münſter, vom Zentrum und an Prä⸗ 
lat Leicht von der Bayeriſchen Volkspartei, — auch in Zu⸗ 
kunft „mit voller Freiheit und Autorität“ wirken laſſen könnte. 

Sollte aber die Kurie unter Berufung auf Artikel 32, Abſatz 2, auf ihren dies⸗ 
bezüglichen „Anſprüchen“ beharren wollen, ſo müßte notwendig das ganze Konkordat 
wegen argliſtiger Täuſchung ſofort vom Deutſchen Reich gekündigt werden, — eine 
Notwendigkeit, die fi für uns nach allem vorher Geſagten von unſerem rein Deut⸗ 
ſchen Standpunkt aus ſowieſo ergibt. 

Ganz allgemein müſſen wir in dieſem Zuſammenhang noch auf eine andere Ge⸗ 
fahr aufmerkſam machen, nämlich auf die von römiſcher Seite immer geübte Ver⸗ 
tarnung zur Umgehung ſtaatlicher Verbote. Im offiziellen „Katholiſchen Kirchen⸗ 
lexikon“ Band 4, Seite 181 der Ausgabe von 1848, leſen wir aus der Zeit, als der 
Jeſuitenorden durch Papſt Clemens XIV. aufgehoben und für ewige Zeiten verboten 
war, folgende Merkwürdigkeit: - 

„Indes ſuchten ſich die Jeſuiten, dem Geifte ihrer Stiftung getreu, in an 
deren Formen und Namen zu erhalten, namentlich als „Cleriker des heiligen Herzens Jeſu 
und des Glaubens Jeſu; / ſiehe: Bacarniſten und Frauen des Glaubens Jeſu und Geſell⸗ 
ſchaft des heiligen Herzens Jeſu.“ 11! 

Jeſuiten, die gegen Verbote des Papſtes handeln, werden beſtimmt ohne Gewiſſens⸗ 
biſſe irgendwelche Verbote irgendeines Staates gründlich zu umgehen und zu miß⸗ 
achten wiſſen; denn: 

„übrigens iſt der Katholizismus nicht irgendeine Weltanſchauung neben anderen, die man 

neben e zur Geltung bringen kann; ſeine einzige Gültigkeit verlangt unbeſchränkte 

errſchaft!“ — 

ſo Per an 14. 10. 1928 die bekannte katholiſche Weltzeitſchrift „Schönere Zu: 
kunft“. Das iſt die offizielle römiſch⸗katholiſche Lehre, die zwar religiös verkündet 
wird, die ſich aber machtpolitiſch auswirken ſoll und auch in aller Welt auswirkt! 
Wenn die „Politik im höchſten und weiteſten Sinne nach dem 
Gedanken und dem Wort des heiligen Vaters Pius XI.” bie: 
ſelbe iſt, die ſeine Vorgänger betrieben haben, — (und das iſt bei der ſonſt immer 
betonten unbedingten „Stetigkeit“ der Kurie und Kirche mit 99 v. H. anzunehmen) — 
dann bedanken wir uns ſchönſtens dafür, weil wir, um nur ein Beiſpiel zu nennen, 
in der amtlichen vatikaniſchen Zeitſchrift: „Osservatore Romano“ („Römiſcher Be⸗ 
obachter“) am 24. 5. 1919 leſen müſſen: 

„Die zu des heiligen Stuhles während des Krieges betätigte ſich beftändig zu⸗ 
gunften der Ententemächte, insbefondere zugunſten von Frankreich, Belgien und Italien.“ 

„Sapientisat!“ — zu Deutſch: „dem Wiſſenden wird das genügen!“ Und 
wer will es uns, die wir aus heißer Liebe zu unſerem Deutſchen Volke ſchreiben, ver⸗ 
übeln, wenn wir auf dieſe Gefahren in aller Deutlichkeit aufmerkſam machen. 

„Deutſchland, Deutſchland über alles!“ — jawohl, auch über Rom! Und nur 
wer Rom wirklich kennt, kann allein die furchtbaren Gefahren ermeſſen, die unſerem 
Deutſchland von „jenſeits der Berge“ n) drohen. Die „ſchwarze Reaktion“ iſt noch 
nicht beſeitigt in Deutſchland; und die Größe dieſer Gefahr wird beſonders deutlich, 
wenn man neben den katholiſchen Tageszeitungen, die ſich noch eine gewiſſe Zurück⸗ 
haltung auferlegen, um nicht verboten zu werden, regelmäßig auch die katholiſchen 


11) „ultramontan“ kommt von dem lateiniſchen: „ultra montes“ = „jenfeits der Berge“. 


42 


Kirchenzeitungen verfolgt, die ja nach Artikel 4 des Reichskonkordates als „Brief 
und Wort der Kirche“ beſonderen Schutz genießen — wenigſtens ſcheinen das die 
amtlichen Kirchenblätter genau fo aufzufaſſen —; dieſe katholiſchen Kirchenblättchen 
erſcheinen zwar gewiſſermaßen unter Ausſchluß der Offentlichkeit, weil ſie ſich nur 
an die Pfarrangehörigen wenden; ihre Wirkung iſt darum aber umſo gefährlicher, 
weil der Durchſchnittskatholik, der hier als Leſer in Frage kommt, ſeiner Kirchen⸗ 
zeitung und den Worten feines Klerus blind folgt. So brachte z. B. die Aachener 
Kirchenzeitung am 2. 4. 1933, gewiſſermaßen als Antwort auf ſog. „Übergriffe“ 
gegen die Kirche, unter der Überſchrift: „Ein lehrreicher Kulturkampf“ folgende 
Einzelabſchnitte in einem großen Aufſatz: 

„1. Staat und Kirche in Südſlawien, 

2. Auflöſung der katholiſchen Jugendverbände, 
3. Der Widerſtand der Biſchöfe, 
4. Hausſuchungen, Verbote, Drohungen.“ 5 

Man ſchrieb da zwar immer nur von „Südſlawien“; aber jeder nicht ganz blinde 
Leſer merkte zwiſchen den Zeilen die wohlgezielten Seitenhiebe auf den neuen Deut⸗ 
ſchen Staat, deſſen Unterorgane damals teilweiſe aus rein völkiſchen Erwägungen 
heraus zentrümliche, alſo katholiſche Organiſationen uſw. „aufgelöſt“, verboten uſw. 
hatten. Das Unglaublichſte an dieſem Aufſatz war jedenfalls die Überfchrift des 
Ganzen: „Ein lehrreicher Kulturkampf“! Jawohl, Rom hat hier Unterricht erteilen 
wollen, und die Katholiken in Deutſchland ſollten lernen, wie man für Rom und 
gegen den Staat eintritt! 

Durch den Artikel 32 iſt den römiſchen Geiſtlichen ausdrücklich nur Mitglied⸗ 
ſchaft und Tätigkeit in politiſchen „Parteien“ unterſagt! Nun, auf ſolche 
„Partei“-Politik verzichtet Rom „in anbetracht der Deutſchen Ver 
hältniſſe“, und man hat kein Bedenken gehabt, das Zentrum als bisher aus⸗ 
übenden römiſchen Arm in Deutſchland glatt fallen zu laſſen, um nunmehr deſto 
beſſer und geſchützter im Rahmen der kirchlichen Einrichtungen „Politik im 
höchſten und weiteſten Sinne“ treiben zu können. Da der geſamte Kle⸗ 
rus auf Grund der von ihm vertretenen katholiſchen Lehre unbedingt verpflichtet 
iſt, die 

„Ausbreitung des — (katholiſchen) — Reiches Chriſti auf allen Lebensgebieten, im gan⸗ 

zen Bereiche der Natur und Übernatur als letztes hohes Ziel mit allen Mitteln zu erſtreben,“ 
haben wir vom Deutſchen Standpunkt aus die Pflicht, eindringlich zu warnen vor 
allen aus ſolcher römiſchen „Weltanſchauung“ für unſer Deutſchland entſtehenden 
Gefahren; denn völkiſche Politik kann und darf bei uns nur aus Deutſcher 
Weltanſchauung geſtaltet werden, nie aber aus römiſch⸗katholiſch⸗internatio⸗ 
naler Weltanſchauung heraus. 

„Deutſchland wird völkiſch fein, oder es wird nicht mehr 
ſein!“, fo ſagte General Ludendorff gelegentlich des „Hochverratsprozeſſes“ nach 
dem 9. 11. 1923, und ſeither konzentriert Rom feinen ganzen Haß auf dieſen völ- 
kiſchen Führer und Staatsmann, weil die von ihm dem Deutſchen Volk gegebene 
Zielſetzung: 

„Deutſche Weltanſchauung in geſchloſſener Einheit von Blut (Raſſeerbgut), 
Gotterkenntnis, Kultur, Recht und Wirtſchaft“ 


zwangsläufig das Ende der römiſch⸗chriſtlichen Machtſtellung in unferem Volke und 
Staate bedeuten wird. 


Weil Rom nur durch rückſichtloſe Feſtigkeit und unerbittliche Folgerichtigkeit be⸗ 
ſiegt werden kaun, und weil dieſes Rom jegliche Nachgiebigkeit nur für Schwäche 
des anderen hält, darum müſſen wir hart ſein, müſſen die Dinge beim Namen nen⸗ 
nen: Alles für Deutſchland! 

Wir müſſen nun noch die letzten beiden Artikel des Reichskonkordates anführen: 

Artikel 33: („ Sonſtiges.“) 


„Die auf kirchliche Perſonen oder kirchliche Dinge bezüglichen Materien, welche in den 
vorſtehenden Artikeln nicht behandelt wurden, werden für den kirchlichen Bereich dem gel⸗ 
tenden kanoniſchen Recht gemäß geregelt. 


Sollte ſich in Zukunft wegen der Auslegung oder Anwendung einer Beſtimmung dieſes 
Konkordates irgendeine Meinungsverſchiedenheit ergeben, ſo werden der heilige Stuhl 
und das Deutſche Reich im gemeinſamen Einvernehmen eine freundſchaftliche Löfung her: 


beiführen.“ 

Wie dieſe „freundſchaftliche Löſung“ in der Praxis ausſehen ſoll, haben wir in 
der Einleitung dieſer Schrift geſehen ), wo wir die amtliche römiſche Auffaſſung 
erwähnten, daß nur „der Kirche das Recht zukomme, eine authen⸗ 
tiſche Auslegung des Konkordates zu geben, und daß der 
Staat ſich dieſem kirchlichen Urteil zu fügen habe.“ 

Warten wir alſo einmal ab, — und hoffen wir, daß dann dieſes Konkordat — 
endgültig fallen wird! Einmal hat ſchon Berlin gegen merkwürdige „Auslegung“⸗ 
Verſuche des „Osservatore Romano“ Stellung nehmen müſſen, wobei zum Schluß 
ziemlich unverblümt auf die Möglichkeit einer evtl. Annullierung der Abmachungen 
hingewieſen wurde; wenn es dann auch etwas ſtille im römiſchen Blätterwald ge⸗ 
worden iſt, ſo bedeutet das noch lange nicht, daß Rom etwa wirklich nachgegeben hat. 
Videant consules! — „Unfere Staatsmänner müſſen aufpaſſen!“ 

Artikel 34: („Von welchem Tage datiert die Gültigkeit?“ 


„Das vorliegende Konkordat, deſſen Deutſcher und italieniſcher Text gleiche Kraft haben, 
ſoll ratifiziert und die Ratifizierungsurkunden baldigſt ausgetauſcht werden. Es tritt mit dem 
Tage ihres Austauſches in Kraft. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſes Konkordat unterzeichnet. Geſchehen 
in doppelter Urſchrift in der Vatikanſtadt am 20. Juli 1933. 


gez. Eugenio Cardinale Pacelli, 
gez. Franz von Papen.“ 

Zu dieſem Schlußartikel haben wir nur eins noch zu bemerken: hoffentlich läßt 
der italieniſche Text, der gleiche Kraft hat, nicht noch andere „Auslegungen“ und 
„Deutungen“ zu, als fie ſchon im Deutſchen Text von gewiſſer Seite gefunden wor⸗ 
den ſind; ſonſt hätte ja die Gegenſeite die Möglichkeit, ſich an den „authentiſchen“ 
italieniſchen Text zu halten. Und wenn dem fo wäre? Es ſei drum! Dann hätten 
wir das Recht, dom Konkordat zurückzutreten! Daß Schwierigkeiten wegen der „Aus⸗ 
legung“ bereits aufgetreten ſind, werden wir gleich noch ſehen. 

Dies find die einzelnen Beſtimmungen des Reichskonkordates vom 20. 7. 1933, 
deſſen Auswirkungen für Deutſchland unabſehbar ſein werden, — auch wenn das 
Konkordat in dieſer Faſſung wirklich nur „abſehbare Zeit“ beſtehen bleiben ſollte, 


12) gl. Seite 6. 
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wie aus der amtlichen Mitteilung aus Berlin vom 22. 7. 1933 hervorzugehen ſcheint, 
wo es u. a. heißt: 

„Die Zeit für eine Beſeitigung der Länderkonkordate und für eine Herübernahme ihrer 
Beſtimmungen in ein Reichskonkordat iſt noch nicht gekommen. 

Die ſtaatsrechtliche Entwicklung des Deutſchen Reiches läßt aber erwarten, daß dieſe 
Notwendigkeit in abſehbarer Zeit eintreten wird. Dann wird das geſamte Gebiet der Staat 
und Kirche gemeinſam berührenden Fragen in einem einzigen Reichskonkordat zu regeln ſein.“ 

Gelbfiverfländlich müſſen die Beſtimmungen des Konkordates, das durch die Rati⸗ 
fizierung Reichsgeſetz wird, von den Staatsbürgern — ſoweit ſie davon betroffen 
werden — geachtet werden; das kann aber alle nicht⸗katholiſchen Deutſchen und in 
erſter Linie alle völkiſchen Deutſchen nicht daran hindern, mit allen erlaubten Mitteln 
der Kritik und Aufklärung dahin zu arbeiten, daß dieſes Konkordat bald wieder fällt, 
weil es einer ausländiſchen Macht das Recht einräumt, ſich in unſere inneren ſtaat⸗ 
lichen Verhältniſſe in durchaus unerwünſchter Weiſe einzumiſchen. 

Wenn die katholiſche Zeitſchrift „Junge Front“ — (Nr. 31 vom 31. 7. 1933) — 
unter Hinweis auf das Konkordat ſchreibt: 

„Sondern hier ſoll jetzt mit Hilfe der katholiſchen Kirche der grandioſe Verſuch unter⸗ 
nommen werden, dem Deutſchen Volke eine Erziehung auf die Geſchloſſenheit der 
Volkseinheit hin zu vermitteln und das auf dem Bewußtſein dieſer Volkseinheit be⸗ 
ſtehende Reich zu ſchaffen,“ — 

fo müſſen wir gegenüber dieſer kaum noch zu überbietenden Iberheblichkeit ſchon ſagen: 
das Deutſche Reich in ſeiner überwältigenden Mehrheit verzichtet darauf, 
eine geſchloſſene Volkseinheit von Roms Gnaden vermit⸗ 
telt zu erhalten, weil das keine Deutſche, ſondern nur wieder die römiſche 
Einheit wäre. Und für das „auf dem Bewußtſein dieſer — römiſchen — Volks⸗ 
einheit zu ſchaffende Reich“, für ein neues „heiliges römiſches Reich Deutſcher Nation“ 
rühren wir keinen Finger, — aber gegen dieſe verräteriſchen Pläne der „ſchwarzen 
Reaktion“ werden wir unſeren letzten Deutſchen Blutstropfen einſetzen! 


Aus den gleichen Erwägungen heraus müſſen wir auch noch folgende Underſchämt⸗ 
heiten dieſer katholiſchen Zeitung niedriger hängen. Sie ſchreibt: 

„Das ſcheint uns das eigentliche Kennzeichen dieſes Konkordates zu ſein: Zur Rettung 
der abendländiſchen Welt und zur Ermöglichung der ihr geſetzten Aufgaben verbündet ſich 
die Kirche in ihrem Eigenbereich mit dem Eigenbereich des Staates und in dieſem Falle des 
Deutſchen Reiches. Deutſchland wird damit eine beſondere Stellung und Würde in der 
abendländiſchen Welt und in der europäiſchen Ordnung zuerkannt, die ihm beſondere Auf⸗ 
gaben zumeift.* !!! 

Im Sprachſchatz der römiſchen Kirche und ihrer Hilforgane bedeutet „abend⸗ 
ländiſch“ ſtets nur „katholiſch“. Demnach ſoll unſer Deutſchland „zur Rettung der 
„katholiſchen“ Welt und zur Ermöglichung der ihr geſetzten Aufgaben“ als Verbün⸗ 
deter Roms dienen 2 2 ? Und von dieſem Rom ſollen wir Deutſche uns „eine be⸗ 
ſondere Stellung und Würde in der ‚Eatholifchen‘ Welt“ zuerkennen und beſondere 
Aufgaben zuweiſen laſſen 2 9 2 


Wenn man dieſe und andere Äußerungen der katholiſchen „Jungen Front“ und 
anderer römiſcher Blätter lieſt, dann verſteht man nachträglich, was der Jeſuiten⸗ 


pater Friedrich Muckermann gemeint hat, als er im Nachwort zum Eſſener Katho⸗ 
likentag 1932 u. a. ſchrieb: 
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„Wer miterlebt hat, was der Eſſener Katholikentag an katholiſchem Machtbewußtſein 
offenbart hat, der wird über jeden Verſuch, über dieſen Volksteil zur Tagesordnung überzu⸗ 
ehen, nur lächeln können.“ . .. Nachdem der Liberalismus, der Sozialismus, der Radi⸗ 
alismus jeder Art ſich vergeblich bemüht haben, eine Neuordnung der menſchlichen Geſell⸗ 
ſchaft herbeizuführen, iſt nun die Reihe an den Katholizismus gekommen, von dem aus 
man ein ganz großes erlöſendes Wort erwartet.“ — (Aus: „Weſtdeutſche Landeszeitung“, 
M.⸗Gladbach, Nr. 249 vom 10. 9. 1932.) — 


Wir werden nie über unſere katholiſchen Volksgenoſſen zur Tagesordnung über⸗ 
gehen; aber — Deutſchland wird eines Tages über Rom zur 
Tagesordnung übergehen müſſen; dann nämlich, wenn alle wahr: 
haft Deutſchen das „erlöſende Wort“ von der lebendigen Volkseinheit in Blut und 
Gotterkenntnis begriffen haben werden. 

Wir geben die Hoffnung nicht auf, daß in einem rein völkiſchen Deutſchland, 
das jetzt noch im Werden begriffen iſt, und das nach Ausſchaltung aller nicht rein 
völkiſchen Einflüſſe einmal da fein wird, an die Stelle ſolcher Konkordate die allein 
richtige geſetzliche Trennung von Staat und Kirche Wirklichkeit wird. Dann werden 
mit einem Schlage alle Streitpunkte beſeitigt, alle „Auslegungen und „Deutun⸗ 
gen“ unmöglich ſein; der Staat würde ſeine volle Souveränität wieder beſitzen. 


Schon wenige Tage nach Veröffentlichung des authentiſchen Konkordattextes hat 
Rom durch mehr als merkwürdige „Auslegungen“ die erſten Streitpunkte herauf⸗ 
beſchworen. Der „Osservatore Romano“, das amtliche Blatt des Vatikan, brachte 
am 26. und 27. 7. zwei bemerkenswerte Aufſätze, aus denen wir folgende Stellen 
hervorheben: 


„Man erlaube uns, zu bemerken, daß einige katholiſche Zeitungen Deutſchlands — ſicher⸗ 
lich ohne üble Abſicht — ſei es bei der Darſtellung des Urſprungs des Konkordates und der 
Geſchichte der Vertragsverhandlungen, die übrigens der Offentlichkeit noch unbekannt find, 
ſei es bei der Auslegung einiger Artikel des Konkordates ſelbſt, Dinge veröffentlicht haben, 
die weder in rechtlicher, noch in tatſächlicher Hinſicht der Wirklichkeit entſprechen. 

Wenn wir uns allein auf die Auslegung des Konkordates beſchränken, ſo hätte eine ab⸗ 
gewogene Prüfung ſicherlich jede übereilte Bewertung und jede Ungenauigkeit im Hinblick 
auf ein Vertragswerk vermieden, das, als Ganzes und in ſeinen Teilen, ſich wunderbar ein⸗ 
fügt in die Überlieferung der Kirche, auch in die allerneueſte, und in verſchiedenen Hinſichten 
neue Regelungen der Beziehungen zwiſchen der religiöfen und der ſtaatlichen Gewalt bietet. 

Vor allem iſt daran zu erinnern, daß das kanoniſche Recht die fundamentale Grundlage, 
die weſentliche juriſtiſche Vorausſetzung des Konkordates bildet und deſſen einzelne Be⸗ 
ſtimmungen nach und nach begleitet. Noch mehr, ein ausdrücklicher Satz — der Artikel 33 — 
beſtimmt, daß die auf katholiſche Perſonen oder kirchliche Dinge bezüglichen Materien, die in 
dem Konkordat ſelbſt nicht behandelt worden ſind, „für den kirchlichen Bereich“ dem gelten⸗ 
den kanoniſchen Recht gemäß geregelt werden. : 

Das bedeutet nicht nur die offizielle Anerkennung des kirchlichen Geſetzbuches, ſondern auch 
die Aufnahme vieler Punkte eben dieſer Geſetzgebung und den Schutz für das ganze kirchen⸗ 
rechtliche Erbgut. 

Dieſer Sachverhalt kann niemand verwundern, weil beſonders der Artikel 1 die Freiheit 
des Bekenntniſſes und der öffentlichen Ausübung der katholiſchen Religion gewährleiſtet 
und „das Recht der katholiſchen Kirche“ anerkennt, „innerhalb der für alle geltenden Ge⸗ 
ſetze ihre Angelegenheiten ſelbſtändig zu ordnen und zu verwalten und im Rahmen ihrer 
Zuſtändigkeit für ihre Mitglieder bindende Geſetze und Anordnungen zu erlaſſen“. Die katho⸗ 
liſche Kirche iſt damit im Vollbeſitz ihrer Freiheit anerkannt, auf die ſie ein Recht hat kraft 
ihrer eigenen Natur und kraft der Ausübung ihres göttlichen Auftrages.“ 

N dem „Bayeriſchen Kurier“, München, Nr. 269 vom 28. 7. 1933, Fett⸗ 
druck im Original.) — 


Wenn man dieſe Auslegungkünſte des „Osservatore Romano“ mit all den vielen 
Außerungen und amtlichen römiſchen Quellen in Vergleich ſetzt, die im erſten Ab⸗ 


46 


ſchnitt dieſer Schrift wiedergegeben find, dann muß man feſtſtellen, daß Rom ſich 
nicht im Geringſten geändert hat; höchſtens ſeine Sprache iſt etwas anders, vorſichtiger, 
geworden. 8 

Wir wollen auch an dieſer Stelle um des Zuſammenhanges willen noch anführen, 
was der „Osservatore Romano“ im gleichen Aufſatz über die Schule, Lehreraus⸗ 
bildung uſw. geſchrieben hat; wir bitten den Leſer, dabei auch die entſprechenden Kon⸗ 
kordatsartikel nochmals aufmerkſam durchzuleſen, damit die römiſche „Deutung“ ganz 
klar erkannt wird. 


„Es iſt weiter klar, daß ſich das Konkordat nicht auf grundſätzliche Feſtſtellungen be⸗ 
ſchränkt, ſondern entſchieden und mit leuchtender Klarheit zu praktiſchen Einzelfragen hinab⸗ 
ſteigt, indem es genaue Normen aufſtellt, die auf der einen Seite dahin abzielen, jenen gött⸗ 
lichen Auftrag der Kirche ſoweit als möglich für das Wohl der Seelen zu betätigen, und 
auf der anderen Seite dem Staate heilſame und koſtbare Mittel zur Verfügung ſtellt, damit 
er ſeine eigenen Ziele der bürgerlichen Wohlfahrt und des Gemeinwohls erreicht. 

Unter anderem bieten ſich in dieſer Hinſicht für eine bedeutſame Analyſe die Artikel dar, 
die ſich mit dem religiöfen Unterricht, der Schulerziehung, der Ausbildung der Lehrer, der 
Ehe und den katholiſchen Organiſationen und Verbänden befaſſen.“ (Aus: „Bayeriſcher 
Kurier“ wie oben, Fettdruck im Original.) 


Zum Artikel 21 ſchreibt dann der „Osservatore Romano“: 


„1. Es wird ausdrücklich anerkannt, daß der religiöſe Unterricht ordentliches Lehrfach in 
allen Schulen, von den Volksſchulen bis zu den höheren Schulen, iſt. 

2. Dieſer Unterricht wird in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der katholiſchen Kirche 
erteilt. 

3. Bei der Erteilung dieſes Unterrichtes wird die Erziehung zu vaterländiſchem, ſtaats⸗ 
bürgerlichem und ſozialem Pflichtbewußtſein, ebenſo wie es im geſamten übrigen Unter⸗ 
richt geſchieht, „aus dem Geiſte des chriſtlichen Glaubens- und Sittengeſetzes“ gepflegt. Mit 
anderen Worten: die Vaterlandsliebe wird geordnet und geregelt nach den Normen des 
Glaubens und der Geſetze Jeſu Chriſti, nach den Normen des Evangeliums, das das Ge⸗ 
ſetz der Gerechtigkeit und Liebe iſt.“ 


Nach ähnlich lautenden „Auslegungen“ über die Artikel 22 bis 25 und ebenſo 
über Artikel 19 und 26 heißt es im „Osservatore Romano“ weiter: 


„Nach den Artikeln über die Erziehung der einzelnen und über die Familie folgen jene, 
die das öffentliche Leben der Nation betreffen. Im Einklang mit den Anweiſungen, die der 
oberſte Hirte mehrmals über die politiſche Tätigkeit der kämpfenden Katholiken 1?) gegeben 
hat, beſtätigt das Konkordat wieder jenen Begriff der politiſchen Tätigkeit, die außerhalb 
aller politiſchen Parteien verläuft “). Es iſt alſo die beſondere Tätigkeit, die Partei⸗Tätig⸗ 
keit, die zurückgewieſen wird 1). Aber das bedeutet in der Tat nicht eine Entfremdung vom 
wahren Gemeinwohl der „Polis“, von dem Wohlergehen des Vaterlandes. Deshalb bilden 
der Schutz, den der Staat den katholiſchen Drganijationen bei der Erfüllung ihrer Auf: 
gaben gewährt, und die Beſtimmung, daß Geiſtliche und Ordensleute nicht Mitglieder in 
politiſchen Parteien werden und nicht für ſolche Parteien tätig ſein dürfen, zwei gleichge⸗ 
ordnete Beſtandteile einer Regelung, die unter beſonderen Verhältniſſen entſtanden ſind. In 
der Tat wird im Artikel 32 ausdrücklich geſagt, daß die getroffenen Maßnahmen in der 
Erwägung begründet find, daß durch die Beſtimmungen des Konkordats Sicherungen für 
eine die Rechte und Freiheiten der katholiſchen Kirche wahrende Geſetzgebung im Reich und 
in den Ländern gegeben ſind. 

Außerdem bedeutet die im Artikel 32 für die Geiſtlichen und Ordensangehörigen begrün⸗ 
dete Pflicht nach den klaren Feſtſtellungen des Schlußprotokolls keinerlei Einengung der 
pflichtmäßigen Verkündigung und Erläuterung ſowohl der dogmatiſchen, wie auch der ſitt⸗ 
lichen Lehren und Grundſätze der Kirche“ 1). (Aus „Bayeriſcher Kurier“, wie oben.) — 


Wenn der „Osservatore Romano“ zum Schluß dieſes Aufſatzes in ſeiner Nr. 173 
13) = Hinweis auf die „Katholiſche Aktion“. 
10) pgl. hierzu das auf Seite 41 u. folg. zum Artikel 32 Geſagte. 
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dazu auffordert, „genau und gründlich das Konkordat zu ſtudieren, das ſich nach Buch⸗ 
ſtabe und Inhalt wundervoll einfügt in die Tradition der Kirche“, ſo können wir nur 
noch einmal auf den einleitenden Abſchnitt dieſer Schrift himveiſen, wo wir an Hand 
kirchlicher Quellen dieſe „traditionelle Auffaſſung der römiſchen Kirche“ deutlich 
zeigen konnten. 5 

Ebenſo bezeichnend ſind auch die ergänzenden „Randbemerkungen“ dieſes vatikani⸗ 
ſchen Blattes in ſeiner Ausgabe vom 27. 7., deren Wortlaut wir dem „Bayeriſchen 
Kurier“ Nr. 210/11 vom 29./ 30. Juli entnehmen: 


„Wir halten es für unſere Pflicht, uns mit einigen Auslegungen zu befaſſen, die von 
einigen anderen Zeitungen (als von den im erſten Aufſatz erwähnten) veröffentlicht worden 
ſind. Beiſpielsweiſe ſchreibt eine Deutſche Zeitung u. a., daß das Deutſche Reich das Recht 
erhalte, „ein Veto gegen die Ernennung von politiſch beanſtandeten Biſchöfen einzulegen“. 
Das gerade Gegenteil iſt zutreffend 18); denn das Schlußprotokoll zum Artikel 14, Abſatz 2, 
Nr. 2 des Konkordates — es handelt ſich um jene Stelle, wo geſagt wird, daß dem Reichs⸗ 
ſtatthalter bei dem zuſtändigen Lande der Name der für die ae zum Biſchof aus⸗ 
erſehenen Perſönlichkeit mitgeteilt werde, um feſtzuſtellen, daß gegen ihn Bedenken allge⸗ 
meiner politiſcher Art nicht beſtehen — erklärt ausdrücklich: Durch dieſen Abſatz ſoll ein 
ſtaatliches Vetorecht nicht begründet werden 18). 

Weiter findet ſich hie und da in den Kommentaren der Zeitungen die Auffaffung, daß der 
Abſchluß des Konkordates zwiſchen dem heiligen Stuhl und dem Deutſchen Reich eine Preis: 
gabe der ſtändigen Haltung bedeute, die der heilige Stuhl gegenüber den verſchiedenen Staats⸗ 
formen eingenommen habe, und eine Billigung und Anerkennung einer beſtimmten Richtung 
von politiſchen Lehren und Anſchauungen in ſich ſchließe. Dieſe Behauptung verdient ſofort 
eine Klärung. Es wird nicht überflüffig fein, daran zu erinnern, daß der heilige Stuhl mit 
den weltlichen Staaten als ſolchen Verträge abſchließt, um die Rechte und die Freiheit der 
Kirche zu ſichern. Jede Erwägung oder Wertung anderer Art iſt dabei ausgeſchaltet. Die 
verſchiedenen ſtaatlichen Verfaſſungen fallen in die innere Zuſtändigkeit der einzelnen Na⸗ 
tionen; fie find — falls nur die Rechte Gottes und der Kirche immer gewahrt find — aus: 
ſchließlich eine Angelegenheit der einzelnen Völker, die im Umkreis der richtigen Einrich⸗ 
tung der ſtaatlichen Gewalt die Freiheit beſitzen, jene Staatsformen zu wählen, die am 
beſten dem Wohle und dem Gedeihen des Landes entſprechen. Die Kirche andererſeits, die 
ſtets darauf abzielt, die Erfüllung und Entfaltung ihrer göttlichen Aufgabe möglichſt zu 
erleichtern, tritt mit den weltlichen Staaten als ſolchen in Berührung, um die Beziehungen 
zwiſchen beiden Gewalten zu ordnen. Dieſe Ordnung kommt immer dem religiöſen Frieden 
und dem eigenen Wohle der Völker zugute.“ (Fettdruck im Original.) 


Aus dieſen römiſchen „Randbemerkungen“ zum Konkordat erkennen wir wiederum 
nur die ſprichwörtliche Überheblichkeit der Kurie, die ſich vorkommendenfalls anmaßt, 
in die ſtaatlichen inneren Verfaſſungfragen ſich einzumiſchen, „falls die Rechte Gottes 
und der Kirche einmal nach römiſcher Auffaſſung nicht gewahrt ſeien“!!! — 
denn anders iſt der diesbezügliche Zwiſchenſatz im „Osservatore Romano“ doch wohl 
nicht zu verſtehen. Die ganze Art dieſer „Deutungen“ des vatikaniſchen amtlichen 
Blattes iſt ein weiterer Beweis für die geſchichtlich feſtſtehende Tatſache, daß Rom 
alle Konkordate wirklich nur einſeitig als „Privileg“ des Papſtes auffaßt, der ſeiner⸗ 
ſeits die Berechtigung habe, allein authentiſch auszulegen (ogl. hierzu Seite 6 und 
folgende). 

Bereits am 29. 7. veröffentlichte das WTB. (Wolffs⸗Telegraphen⸗Büro) eine 
offiziöfe Deutſche Antwort an den „Osservatore Romano“, die von der geſamten 
Deutſchen Preſſe mit dem einleitenden Satz: „Von unterrichteter Seite wird mit⸗ 
geteilt“ gebracht wurde; der „Völkiſche Beobachter“ überſchrieb dieſe Veröffentlichung 
in ſeiner Ausgabe 211 vom 30. 7.: „Irrtümer oder Quertreiberei“ — „Eine not⸗ 


15) pgl. hierzu Seite 24—26 über Artikel 14 des Konkordates. 
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wendige Antwort an den „Osservatore Romano“, Die Deutſche offiziöſe Meldung 
lautet folgendermaßen: 


WTB. Berlin, 29. Juli. 
Von unterrichteter Seite wird uns geſchrieben: 


Der „Osservatore Romano“, das amtliche Blatt des Vatikans, beſchäftigt ſich in ſeinen 
Ausgaben Nr. 173 und 174 vom 26. und 27. Juli mit Zeitungsſtimmen zum Reichskon⸗ 
kordat. Dieſe Artikel ſind, wie bekannt geworden iſt, zwar keine amtliche oder halbamtliche 
Kundgebung des heiligen Stuhles, ſie verdienen aber wegen der beſonderen Beziehungen des 
Blattes, in dem ſie erſchienen ſind, zum Vatikan beſondere Beachtung. 

Richtig iſt die dort getroffene Feſiſtellung, daß die Offentlichkeit über den Gang der 
Verhandlungen in Rom nichts weiß. Es ift in der Tat undenkbar, daß gerade über die Ver⸗ 
handlungen in Reichskonkordatsangelegenheiten die Offentlichkeit unterrichtet werden kann. 
Um ſo mehr Bee dann das Ergebnis der Verhandlungen in einer für die Öffentlichkeit 
unzweideutigen Weiſe feftgelegt werden, wobei zu bedenken ift, daß es der Ton ift, der die 
Muſik macht. Im einzelnen iſt zu den privaten Auslaſſungen in dem amtlichen Organ des 
heiligen Stuhles hauptſächlich folgendes zu bemerken: 


1. Wenn der Artikelſchreiber zuvorderſt darauf hinweiſen zu müffen glaubt, daß der codex 
juris canonici die Grundlage und die weſentliche Vorausſetzung des Konkordates bilde und 
deſſen einzelne Beſtimmungen ergänze, ſo iſt dies eine nl Behauptung. Das Kon: 
kordat regelt die rechtlichen Beziehungen des Deutſchen Reiches zu der römiſch⸗katholiſchen 
Kirche. Lediglich für den innerkirchlichen Bereich wird zur Ergänzung in Art. 33 auf das 
geltende kanoniſche Recht hingewieſen. Die dreimalige Hervorhebung, daß es ſich um kirch⸗ 
liche Perſonen, kirchliche Dinge und um den kirchlichen Bereich handle, ſpricht deutlich genug 
dafür, daß es ſich hierbei lediglich um die für den ſtaatlichen Vertragspartner ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Anerkennung der Kirche handle, in ihrer eigenen Rechtsſphäre maßgebende Beſtim⸗ 
mungen zu erlaſſen. Im Zuſammenhang mit Art. 1 des Konkordates erſcheint dieſer Grund⸗ 
ſatz erſt in der richtigen Beleuchtung. Hier wird ausdrücklich das Recht der katholiſchen 
Kirche darauf beſchränkt, innerhalb der Grenzen des für alle geltenden Geſetzes ihre Ange⸗ 
legenheiten ſelbſtändig zu ordnen und zu verwalten und geſetzgeberiſch tätig zu ſein. Es iſt 
alſo durchaus nicht an dem, als ob das Reich bezüglich der im Konkordat nicht geregelten 
Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche ſich irgendwie der kirchlichen Geſetzgebung unter⸗ 
ſtellt. Das gerade Gegenteil iſt richtig. 

2. Mißverſtändlich können die Ausführungen des „Osservatore Romano“ wirken, wenn 
dort behauptet wird: nach dem Konkordat werde die Erziehung zur Vaterlandsliebe nach 
den Vorſchriften des Glaubens und den Geboten Jeſu Chriſti geregelt, d. h. nach den Leh⸗ 
ren des Evangeliums, das Gerechtigkeit und Liebe gebietet. Der Wortlaut des Art. 21 
ſtellt lediglich feſt, daß die geſamte Erziehung in Volks-, Berufs⸗, Mittelſchule und höheren 
Lehranſtalten zu vaterländiſchem, ſtaatsbürgerlichem und ſozialem Pflichtbewußtſein aus dem 
Geiſte des chriſtlichen Glaubens: und Gittengefeges mit beſonderem Nachdruck gepflegt 
werde. Das Recht einer Nachprüfung nach Eonfeffionellen dogmatiſchen Geſichts punkten iſt 
hier dem kirchlichen Vertragspartner nicht eingeräumt. 

3. Das Konkordat ſieht hinſichtlich der Ausbildung der katholiſchen Lehrer Einrichtungen 
vor, die eine Ausbildung der katholiſchen Lehrer entſprechend den beſonderen Erforderniſſen 
der katholiſchen Bekenntnisſchule gewährleiſten. Die Überjegung des italieniſchen Textes des 
Artikelſchreibers könnte den Eindruck erwecken, als ob damit konfeſſionelle Lehrerbildungan⸗ 
ſtalten zugeſtanden wären. Das wäre nicht zutreffend. 

4. Der kirchliche Anſpruch auf die Begründung der Ehe durch das Sakrament iſt in 
Art. 26 weder in bejahendem noch in verneinendem Sinne behandelt. Es wird nur gegen⸗ 
über dem bisherigen Recht einer vorgängigen kirchlichen Trauung im Falle lebensgefähr⸗ 
licher, einen Aufſchub nicht geſtattender Erkrankung eines Verlobten noch der Fall eines 
ſchweren ſittlichen Notſtandes als Ausnahme geſtattet. Dieſer Notſtand muß durch die zu⸗ 
ſtändige biſchöfliche Behörde beſtätigt ſein. Der Staat hat alſo die Möglichkeit, dem Bi⸗ 
ſchof gegenüber fallweiſe geltend zu machen, daß der in dieſem Art. 26 gemeinte ſchwere 
ſittliche Notſtand im Schlußprotokoll ausdrücklich umſchrieben worden iſt, wo es heißt: 
„Ein ſchwerer ee Notſtand liegt vor, wenn es auf unüberwindliche oder nur mit un⸗ 
verhältnismäßigem Aufwand zu beſeitigende Schwierigkeiten ſtößt, die zur Eheſchließung 
erforderlichen Urkunden rechtzeitig beizubringen“. Es handelt ſich hier nahezu ausſchließlich 
um ausländiſche Wanderarbeiter. Die Zahl dieſer Fälle iſt in den letzten Jahren auf durch⸗ 
ſchnittlich fünf bis ſechs zurückgegangen. 
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5. Die Entfernung der Geiſtlichen und Ordensleute aus politiſchen Parteien und die Aus: 
ſchließung ihrer Tätigkeit für ſolche Parteien darf nicht allzu eng ausgelegt werden. Der 
Sinn dieſer ae iſt, die Geiſtlichen ihrer ſeelſorgeriſchen Aufgabe zurückzugeben. Es 
liegt im ureigenſten Intereſſe der römiſch⸗katholiſchen Kirche, wenn gerade auf dieſem Ge⸗ 
biete die Geiſtlichen auf das ſtrengſte den Anſchein einer Umgehung dieſes Verbotes ver⸗ 
meiden. Eine durchaus falſche Auslegung erfährt die Begründung des Art. 32, wenn ſie 
als eine Bedingung dargeſtellt wird. Der heilige Stuhl erklärt, daß auf Grund der in 
Deutſchland beſtehenden beſonderen Verhältniſſe wie im Hinblick auf die 0b 5 die Beſtim⸗ 
mungen des Reichskonkordats geſchaffenen Sicherungen einer die Rechte und Freiheiten der 
katholiſchen Kirche im Reiche und ſeinen Ländern wahrenden Geſetzgebung Beſtimmungen 
für die chen Par und Ordensleute erlaſſen werden, die den Ausſchluß der Mitgliedſchaft 
in politiſchen Parteien für Geiſtliche und Ordensleute zum Inhalt hatten. Dieſer Artikel 
geht weiter als Artikel 43 des italieniſchen Konkordates, wo lediglich zugeſagt wird, daß 
der heilige Stuhl für alle Geiſtlichen und Ordensleute in Italien das Verbot erneuere „ſich 
bei einer politiſchen Partei einzuſchreiben oder zu betätigen“. Sollte alſo eines ſchönen 
Tages von der Kirche die Zurücknahme dieſes Verbotes etwa mit der Begründung, die „Be⸗ 
dingungen“ ſeien nicht eingehalten worden, verſucht werden, ſo käme das einer Aufhebung 
des Konkordatszuſtandes überhaupt gleich. 

6. Ein ſtaatliches Veto gegenüber den Kandidaten für die hohen kirchlichen Amter iſt in 
dem Art. 14 allerdings nicht ausgeſprochen, jedoch iſt die Faſſung der Vorſchrift dieſes 
Artikels ſo gewählt worden, daß der Reichsſtatthalter rechtzeitig Bedenken allgemeinpoli⸗ 
tiſcher Natur gegenüber dieſen Kandidaten ausſprechen kann. 

7. Eigentümlich mutet die Verwahrung des Artikelſchreibers dagegen an, daß der Ab⸗ 
ſchluß des Konkordates eine Anerkennung der nationalſozialiſtiſchen „Richtung“ bedeute. 
Das Konkordat ſei mit dem Deutſchen Reid als ſolchem abgeſchloſſen worden. Von jeder 
Erwägung oder jedem Werturteil anderer Natur als der Sicherung des Rechtes und der 
Freiheiten der Kirche werde abgeſehen. Tatſächlich iſt der Abſchluß des Konkordates mit 
dem Präſidenten des Deutſchen Reiches erfolgt. Das Deutſche Reich aber wird von der 
nationalſozialiſtiſchen „Richtung“ völlig beherrſcht, was auch privaten Artikelſchreibern in 
Rom nicht unbekannt ſein dürfte. Der Vertragsabſchluß bedeutet alſo die tatſächliche und 
rechtliche Anerkennung der nationalſozialiſtiſchen Regierung. 


(Entnommen dem „Bayeriſchen Kurier“ Nr. 212 vom 31. 7. 1933. Fettdruck im Original.) 
Wenn die Kurie (hinterher anſcheinend) erklären läßt, die beiden Aufſfätze des 
„Osservatore Romano“ ſeien keine amtliche oder halbamtliche Kundgebung des heili⸗ 
gen Stuhles, ſo ſtehen wir dieſer Erklärung ſehr ungläubig gegenüber; denn wir 
wiſſen aus zahlloſen Verlautbarungen, daß der „Osservatore Romano“ das amtliche 
Blatt des Vatikans iſt, wie das auch in der Meldung des WTB. einleitend aus⸗ 
drücklich feſtgeſtellt wird. Außerdem beweiſt der von uns bereits an anderer Stelle 
erwähnte „can. 1386 des kirchlichen Geſetzbuches“, daß die Auffätze des „Osser- 
vatore Romano“ nur mit oberhirtlicher Genehmigung geſchrieben fein können (ogl. 
Seite 17). 

Wir haben weiter auf Grund der bisherigen Kirchengeſchichte die nur allzu be⸗ 
gründete Befürchtung, daß die Kurie ſich vorkommendenfalls recht wenig an amtliche 
Verlautbarungen und ſtaatliche Auffaſſungen ihrer Vertragsgegner ſtören wird; Rom 
hat ſtets in ſolchen Streitfällen ſich auf ſeine „göttlichen Rechte“ berufen und dem⸗ 
entſprechend gehandelt. Darum wird es auf die Dauer keinen anderen Ausweg für 
ſouberäne Staaten geben, als die geſetzliche Trennung von Staat und Kirche durch: 
zuführen, weil erſt dann allen „Auslegungen“ und „Deutungen“ der anderen Seite 
endgültig der Boden entzogen werden kann. Bei einer ſolchen Trennung brauchen die 
Kirchen keinerlei Beſorgniſſe wegen des Seelenheiles ihrer Anhänger zu haben; denn 
alle Kirchen ſollen dann das Recht erhalten, die Kinder derjenigen Eltern, die das 
noch wünſchen, in ihrer „Religion“ zu unterrichten, wobei nur der Staat aus ge⸗ 
ſundem Selbſterhaltungwillen heraus die ſelbſtverſtändliche Pflicht hätte, darüber zu 
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wachen, daß von den verſchiedenen Religiongeſellſchaften nichts gelehrt wird, was gegen 
die Staatsgrundſätze des völkiſchen Deutſchland verſtößt. 

Und weiter brauchten die Kirchen, die dann für ihre materiellen Bedürfniſſe ſelber 
ſorgen müßten, ſicherlich auch in dieſer Hinſicht keinerlei Bedenken zu hegen, da doch 
alle überzeugungtreuen Gläubigen gerne ihrer Kirche das freiwillig geben werden, 
was ſie jetzt an Kirchenſteuern zwangsmäßig abführen müſſen, weil ſtaatliche Voll⸗ 
ſtreckungbeamte dieſe Gelder für die Kirchen gegebenenfalls eintreiben. Wenn alfo 
„in abſehbarer Zeit“ — (vgl. Seite 44) — das jetzige Reichskonkordat und mit 
ihm die noch beſtehenden Länderkonkordate durch eine neue Geſamtregelung einheitlich 
für das ganze Reich erſetzt werden follen, dann hat das völkiſche Deutſchland den einen 
Wunſch und die eine Hoffnung, daß dieſe Neuregelung nur aus folgenden „Artikeln“ 
beſtehen wird: 

Artikel 1: Staat und Kirche werden um ihrer ſelbſt willen getrennt! 

Artikel 2: Die notwendigen geſetzlichen Durchführungbeſtimmungen erläßt das 
Deutſche Reich kraft eigener Machtvollkommenheit! 

Artikel 3: Alle Entſcheidungen über Zulaſſung von Religiongeſellſchaften zum 
Unterricht an Deutſchen Schulen aller Art liegen nur beim Staat, 
deſſen oberſter Grundſatz hierbei lauten wird: „Deutſchland über 
alles“! 


4. Staat — Schule — Kirche! 


Am 7. 4. 1933 erließ der römiſch⸗katholiſche Biſchof von Aachen, Dr. Joſef 
Voigt, einen beſonderen „Hirtenbrief zum Schulſonntag“, in dem wir u. a. auch 
folgendes leſen: 

„Die von Chriſtus dem Herrn geſtiftete Kirche hat den Auftrag, alle Völker die Wahr⸗ 
heit des Evangeliums zu lehren. Sie hat damit das Recht und die Pflicht, die religiös⸗ 
ſittliche Erziehung unſerer Jugend zu geſtalten. Eine zweitauſendjährige Erfahrung hat ge⸗ 
zeigt, daß fie eine vortreffliche Erzieherin der heranwachſenden Nation iſt. Dieſe gottge⸗ 
gebenen Rechte der Kirche müffen zu allen Zeiten anerkannt werden. Daher kann die katho⸗ 
liſche Schule niemals in dem Sinne Staatsſchule ſein, daß der Staat in ihr allein der Herr 
wäre. Unſer heiliger Vater hat in feiner großen Erziehungsencyklika die Rechte, die der 
Staat an der Schule hat, klar herausgeſtellt, und bejaht, aber er hat ein Staatsmonopol 
und eine ſtaatliche Zwangsſchule ebenſo entſchieden abgelehnt.“ 


Aus den Worten des Aachener Biſchofs, daß Papſt Pius XI. „die Rechte, 
die der Staat an der Schule hat, klar herausgeſtellt und 
bejaht habe“, ſpricht wiederum jene römiſche Überheblichkeit, die uns ſchon fo 
oft begegnet iſt, und auf die wir hier nur antworten können: es iſt Aufgabe 
des Staates, etwaige Berechtigungen von Religiongeſell⸗ 
ſchaften innerhalb ſeiner ſtaatlichen Schulen klar heraus⸗ 
zuſtellen und ſie auf Widerruf zu bewilligen. Das muß umſo 
ſchärfer betont werden, wenn man aus der Eneyklika des Papſtes Pius XI. über die 
chriſtliche Erziehung vom 31. 12. 1929 folgende „Forderungen“ der römiſchen Kirche 
erfährt: 

8 „Unveräußerlich ift das Recht und unerläßlich die Pflicht der Kirche, die Geſamterziehung 


zu überwachen, auch in öffentlichen Schulen, ſelbſt in weltlichen Fächern, die zur Religion 
und Moral in Beziehung ftehen. 
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Das ift nicht als Einmiſchung zu ſchelten, ſondern als wertvolle mütterliche Fürſorge zu 
werten.“ 


Damit kein Zweifel beſteht, welche „weltlichen Fächer“ zur Religion und Moral 
in Beziehung ſtehen, verkündet Pius XI. in der gleichen Eneyklika: 
„Weder Literatur, noch Wiſſenſchaft und Kunſt, auch nicht die körperliche Ertüchtigung, 
könnten vom Lehramt der Kirche ausgenommen werden.“ 
„Wiſſenſchaft“ iſt ein ſo weiter Begriff, daß hiernach nichts mehr übrig bleibt, 
was nicht von Rom beeinflußt wird! 


Dieſer Totalitätanſpruch der römiſchen Kirche auf die Geſamterziehung wird ebenſo 
deutlich in folgenden Sätzen dieſer Eneyklika ausgeſprochen: 

„Die Kirche iſt unabhängig von jedweder irdiſchen Macht, wie im Urſprung ſo in der 
Ausübung ihrer erzieheriſchen Sendung, nicht nur was ihr eigentliches Lehrgebiet angeht, 
ſondern auch bezüglich aller Mittel, die zur Erfüllung ihrer Aufgabe notwendig oder geeignet 
ſind. Darum hat ſie unbeſchränktes Recht, auch jeden anderen Wiſſenszweig und menſch⸗ 
lichen Unterrichtsgegenſtand zu benutzen, der in ſich betrachtet zum allgemeinen geiſtigen Be⸗ 
ſitztum der einzelnen wie der Geſellſchaft gehört.“ 

Wohin dieſer Totalitätanſpruch der katholiſchen Jugenderziehung ſeitens jener 
Kirche, die „alleinſeligmachend“ zu fein vorgibt, praktiſch führt, das zeigt nachſtehende 
Außerung aus: „Ewige Anbetung“, Altötting, Dezember 1924: 

„Wer ſich der katholiſchen Erziehung in den Weg ſtellt, der ſetze die Kinder der Gefahr 
aus, daß ſie „Charakterlumpen, Selbſtmörder, Verbrecher und ewig Verdammte werden.“ 
— Zitiert aus: „Beyl: Deutſchland und das Konkordat mit Rom“ / Würzburg 1925 — 
3. Auflage, Seite 234.) — 

Wenn die im Vatikan erfcheinende Zeitung des Jeſuitenordens „Civilta Cattolica“ 
am ı. 6. 1929 ſchrieb: 

„Somit wird die Schule umſo vollkommener erziehen, je katholiſcher ſie in all ihren 
Grundlagen iſt“, — 

dann müſſen wir fragen, in welcher Richtung denn dieſe „Vollkommenheit“ liegen 
ſoll? Vielleicht hat man hinter dem Wort „vollkommener“ nur das Wörtchen 
„römiſch“ vergeſſen? Ja — „vollkommen römiſch“ — das können wir gelten laſſen. 

Noch ein Wort aus katholiſchem Munde, alſo aus einwandfreieſter Quelle zur 
Kennzeichnung römiſcher Auffaſſung, ſei erwähnt. Der Domkapitular Martin Hartl 
ſchrieb in „Schule und Elternrecht“ — Regensburg 1920 — (Seite 34) u. a.: 

„Eltern, die innerlich mit ihrer bisherigen Religion zerfallen ſind, haben kein ſittliches 
Recht, den Religionsſtand der Kinder zu ändern. Es gibt kein Gewiſſensrecht, von der 
Wahrheit abzufallen und dem Irrtum anzuhängen.“ 

Ganz abgeſehen davon, daß dieſe römiſche Anmaßung in ſchärfſtem Widerſpruch 
zur Reichsverfaſſung 8 149, Abſatz 2 — ſteht, wo bekanntlich das Recht der Er: 
ziehungberechtigten feſtgeſtellt wird, die religiöſe Erziehung der Kinder frei zu be⸗ 
ſtimmen, müſſen wir doch einmal an Rom die Frage ſtellen, wie es denn ſein ſoll, 
wenn der umgekehrte Fall eintritt, daß z. B. evangeliſche Eltern oder gar noch böſere 
Ketzer zum Katholizismus übertreten; haben dieſe Eltern dann alſo auch kein Recht, 
den bisherigen Religionſtand der Kinder zu ändern — oder was verlangt Rom in 
ſolchem Falle?!!! Derartige römiſche Äußerungen gibt es zu hunderten; die Papſt⸗ 
kirche hat ſeit jeher ihren ganzen Einfluß darauf verwandt, die Jugend in die Hand 
zu bekommen, und jedes Mittel war und iſt ihr zu dieſem Ziele recht. Die römiſch⸗ 
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katholiſche „Germania“, Berlin, hat einmal in ihrer Nr. 327 vom 22. 5. 1927 bie 
Katze aus dem Sack gelaſſen, als ſie ſchrieb: 
„Der Kampf um die Schule iſt nur der Anfang zu einem Kampf ums Ganze“! 


Wie dieſer Kampf um die Schule ſchon früher ſeitens der römiſchen Oberhirten 
in Deutſchen Landen geführt worden iſt, beweiſen folgende Worte des Breslauer 
Fürſtbiſchofs Kardinal Kopp, die dieſer in einer Schulkommiſſionſitzung der oberſten 
Kirchenbehörden in feiner Begrüßunganſprache an die verſammelten Biſchöfe von 
ſich gab; — (es handelte ſich dabei um Beratungen öſterreichiſcher Biſchöfe, an denen 
Kardinal Kopp als gleichzeitiger Biſchof von Hſterreichiſch⸗Schleſien teilnahm, und 
wo er im Einverſtändnis mit der Kurie die Schulforderungen der Klerikalen zu for⸗ 
mulieren hatte). — Darüber ſchrieb damals die „Kölniſche Zeitung“ am 29. 3. 1890, 
daß der Breslauer Kardinal namens des Episkopates die feierliche Erklärung abgab, 

„daß die ganze moderne Staatenordnung ſich in vollſtem Widerſpruch mit den Grundſätzen 
der katholiſchen Religion befände, und daß der Staat die Pflicht habe, ſich zwecks totaler 
Umgeſtaltung der Geſellſchaft in dieſem Sinne den kirchlichen Oberhirten mit all feiner Ge⸗ 
walt unterordnen und zur Verfügung ſtellen müſſe. Dieſes weitausgreifende Ziel habe der 
Episkopat unverrückbar vor Augen. Die Forderung nach dem uneingeſchränkten Beſitz der 
Schule ſei nur der Beginn einer langen Reihe von Forderungen und Poſtulaten, welche 
nachfolgen werden und nachfolgen müſſen“ ). 

Wir ſehen: immer der gleiche Sinn und ſtets die gleiche Anmaßung, die kaum 
noch überboten werden kann; wie „unverrückbar“ der römiſche Episkopat dieſes „weit⸗ 
ausgreifende Ziel vor Augen hat“, das zeigen uns die Ereigniſſe in den letzten Jahr⸗ 
zehnten, nicht zuletzt auch die verſchiedenen Konkordate ſeit 1924. Von ganz beſon⸗ 
derer Bedeutung für die Schulfrage in Deutſchland war für Rom die von Dr. W. 
Marx — (dem Nachkriegsreichskanzler und Zentrumsführer) — im Jahre 1911 
gegründete „Katholiſche Schulorganiſation“, deren Weiterbeſtehen als 
kirchliche Einrichtung nach dem Reichskonkordat jetzt geſichert ſein ſoll. Über dieſes 
römiſche Gebilde las man in Heft 9/1932 der katholiſchen „Akademiſchen Monats⸗ 
blätter“ das folgende Bekenntnis: 

„Was die katholiſche Schulorganiſation geleiſtet hat, welche Anerkennung ſie gefunden 
hat, in welch hohem Maße man ihre Bedeutung anerkannt hat, namentlich ſeitdem 
ihre große Stunde in den Revolutionmonaten ſchlug, das zeigt ſich 
in der Anteilnahme an der Feier des gojährigen Beſtehens der Schulorganiſation im Jahre 
1931.“ — (Hervorgehoben vom Verf. 

Wir wollen dem hier nichts mehr hinzufügen; es gibt Selbſtbekenntniſſe, die mehr 
für ſich ſelber ſprechen! 

Um die Konkordatsartikel über Schule uſw. recht verſtehen zu können — um alle 
Möglichkeiten zu ſehen, die darin ſchlummern können, ſollen unſere Leſer noch die 
folgenden tatſächlichen Ereigniſſe aufmerkſam durchdenken. In der berühmten „Frie⸗ 
densrede des Zentrumsabgeordneten Profeſſor Dr. Lauſcher, Bonn, — (römiſcher 
Prieſter und Prälat) am 24. 6. 1932 im Preußiſchen Landtag heißt es zum Schluß 
wörtlich: 

„Wem es um die chriſtliche Schule zu tun iſt, der darf nicht die ſtaatliche Zwangseinheits⸗ 
ſchule bejahen, denn in dieſer Schule müßten ja Lehrer und Schüler aller Weltanſchauungen 
und Richtungen Raum finden. Das würde dieſe Schule vollkommen nivellieren, zumal man 


1) zitiert aus: „Moderner Staat und römifche Kirche“ von Graf v. Hoensbroech — Berlin 
1906, 117/118. 
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ja einen dauernden Kriegszuſtand in der Schule nicht dulden kann.“ (Hervorhebungen im 
Original: „Kölniſche Volkszeitung“ Nr. 175 vom 25. 6. 1932.) 

Ja, wer iſt für dieſen „Kriegszuſt and“ in Deutſchland verantwort⸗ 
lich, ſeit wann haben wir denn im früher geeinten Volkstum „alle Weltanſchauungen 
und Richtungen“, die katholiſche, die evangelifche, die jüdiſche, die. . . uſw. uſw.; 
und vor allen Dingen: wer rühmt ſich noch des Kampfes heutzutage in der Schule 2 72 
In der „Jungwacht“ — Zeitſchrift katholiſcher Jugend — (Herausgeber: Verband 
der katholiſchen Jugend⸗ und Jungmännervereine Deutſchlands, — und Schriftleiter: 
Jeſuitenpater Heinrich Horſtmann, Düſſeldorf) — findet ſich im Februarheft 1930 
„ein Brief“: „Der Kampf der Tertia“, aus dem wir hier nur folgenden Abſchnitt 
anführen wollen: 

„Ein wichtiges Kapitel iſt auch bei uns die Religion . . Wer weiß nicht, wie eng 
gerade Religion und Weltgeſchichte miteinander verbunden ſind. Denken wir nur einmal 
an den Stoff, den uns die Zeit der Reformation und des Dreißigjährigen Krieges bietet. 
Da müſſen wir felbft einem Herrn Dr. Studienrat, Profeffor oder Studienaſſeſſor einmal 
zeigen, daß wir katholiſch ſind bis ins Mark. Da laſſen wir uns nicht Reden halten, die 
ſchon mehr den Predigten eines proteſtantiſchen Pfarrers gleichen. 

Wir haben Deutſch bei einem proteſtantiſchen Lehrer. Ausgerechnet zielt unſere Deutſch⸗ 
lektüre immer darauf hin, das Proteſtantentum zu verherrlichen. Das brauchen, ja das dür⸗ 
fen wir nicht zulaſſen. Alſo machen wir dem Deutſchlehrer einmal klar, jedoch mit der Chr: 
furcht eines Untergebenen, daß auch wir Katholiken noch da ſind, und daß es auch katho⸗ 
liſche Bücher gibt, die wiſſenſchaftlichen Wert haben. Alſo haben wir auch in dieſer Hin⸗ 
ſicht zu kämpfen, nicht nur gegen unſere gleichaltrigen Kameraden, ſondern ſogar oft gegen 
unſere Vorgeſetzten, was wohl ohne Zweifel ſchwieriger iſt.“ 

So wird von jeſuitiſchen Schriftleitern die katholiſche Jugend gegen nicht⸗katho⸗ 
liſche Vorgeſetzte aufgehetzt; und wie ſieht es erſt in katholiſchen Bekenntnisſchulen 
aus, die der Verfaſſer aus eigenſter Auſchauung nur zu genau kennt; wie dort von 
römiſchen Geiſtlichen Deutſcher Geſchichtunterricht gegeben wird, das iſt ein Kapitel 
für ſich. Kann man es uns verübeln, wenn wir ſolche ſog. Bekenntnisſchulen mit 
ihrer eigenartigen Geſchicht⸗ und Lehrauffaſſung als volkszerſpaltend, volkstrennend 
und volkszerſetzend ablehnen, weil fie die echten Quellen Deutſchen Volks⸗ 
tums gar nicht dem Schüler nahebringen, um nur ja das römiſche Bild rein katho⸗ 
liſcher Geſchichtebetrachtung nicht zu verwiſchen. 


In den „Zioniſtiſchen Protokollen“ heißt es im 9. Kapitel: 

„Wir haben unſere Hand in der Geſetzgebung, in der Leitung der Wahlen, in der Preſſe, 
in der Freiheit der Perſon, aber hauptſächlich in der Erziehung und Bildung als den Eck⸗ 
ſteinen eines freien Daſeins. Wir haben die Jugend der Gojim (Nichtjuden) irregeführt, 
getäuſcht und verdorben “ 

Wie der Jude letzteres auch vielfach durch andere macht, braucht hier nicht näher 
geſchildert zu werden; jeder völkiſche Deutſche, der heute erwacht iſt, weiß, daß und 
wie er um ſein koſtbarſtes Gut, ſein Deutſches Erbgut, 
ſeine Deutſche Seele und ſein Deutſches Blut betrogen 
worden iſt! Von wen? Von Juda, von Rom und von anderen chriſtlichen Lehr⸗ 
gebäuden! 

Rom kennt das Deutſche Raſſeerbgut ſehr genau, und darum ſieht die Kirche in 
dieſem Raſſeerbgut die größte Gefahr für ihren eigenen Beſtand; nur deshalb — 
weil es für Rom um Sein oder Nichtſein geht, will die Kirche die Jugend möglichſt 
frühzeitig in ihre Hände bekommen, — und nicht nur das — darum will ſie die 
Jugend möglichſt nur katholiſch erzogen wiſſen, um das Raſſeerbgut zu 
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erſticken; ſchon beim unmündigen Kinde beginnt die Kirche diefe katholiſche „Erzie⸗ 
hung“⸗Arbeit und fie wird heute fortgeführt durch alle Stufen: katholiſche Grund⸗ 
ſchule — katholiſche Mittelſchule — katholiſches Gymnaſium — katholiſche Uni⸗ 
verſität! So iſt es ja im „Codex juris canonici“, dem kirchenrechtlichen Grundgeſetz 
der römiſchen Kirche, vorgeſchrieben! — (im can. 1379). — Und dieſe Vorſchriften 
der heiligen Kirche müſſen von den Beauftragten in die Wirklichkeit umgeſetzt 
werden, was am beſten und einfachſten und für die Kirche am billigſten durch Kon⸗ 
kordate ſich bewerkſtelligen läßt. Das hat ſchon Bayern in ſeinem Konkordat vom 
29. 3. 1924 erfahren, in deſſen Artikel 8 z. B. feſtgelegt iſt, daß nicht nur die 
Beaufſichtigung und Leitung des Religionunterrichtes der Kirche gewährleiſtet wird, 
ſondern daß darüber hinaus dem Biſchof und ſeinen Beauftragten das Recht zuſteht, 

„Mißſtände im religiös⸗ſittlichen Leben der katholiſchen Schüler wie auch ihre nachteiligen 

oder ungehörigen Beeinfluſſungen in der Schule, insbeſondere etwaige Verletzungen ihrer 


Glaubensüberzeugung oder religiöſen Empfindungen im Unterricht bei der ſtaatlichen Unter⸗ 
richtsbehörde zu beanſtanden, die für entſprechende Abhilfe Sorge tragen wird.“ 


Und der Artikel 5 beſagt ſogar, daß an katholiſchen Schulen ohne 
Rückſicht auf die Art des Unterrichtsgegenſtandes nur ka⸗ 
tholiſche Lehrer Anſtellung finden dürfen!!! Dieſe und noch 
viele andere Beſtimmungen gleich einſchneidender, d. h. ſtaatliche Grund⸗ 
rechte beſchneidender Art, ſind im neuen Reichskonkordat ausdrücklich 
anerkannt und beſtätigt worden. Daß aber Rom auch heute noch, wenn ihm ein 
ſtarker Wille gegenüberſteht, dem Staate gibt und unterſchreibt, was er beanſprucht, 
das wollen wir aus dem italieniſchen Konkordat vom 11. 2. 1929 lernen, nachdem 
wir jetzt zuerſt die noch fehlenden Artikel des Reichskonkordates vom 20. 7. 1933 
kennen gelernt haben. Die Leſer werden ſich nach dem vorher Geſagten ſchon beim 
aufmerkſamen Leſen dieſer Artikel ſelbſt ein ungefähres Bild machen können, was 
Rom hier erreichen wollte bzw. erreicht hat. Beim Abdruck dieſer Artikel geben wir 
wiederum wie im dritten Buchabſchnitt jeweils die vielſagenden Überſchriften wieder, 
die der „Katholik“, Mainz, jedem Konkordatsartikel hinzugefügt hat. 

Artikel 21: („Gehet hin und lehret alle Völker: vom Schulweſen.“) 

„Der katholiſche Religionsunterricht in den Volksſchulen, Berufsſchulen, Mittelſchulen 
und höheren Lehranſtalten iſt ordentliches Lehrfach und wird in Übereinſtimmung mit den 
Grundſätzen der katholiſchen Kirche erteilt. Im Religionsunterricht wird die Erziehung zu 
vaterländiſchem, ſtaatsbürgerlichem und ſozialem Pflichtbewußtſein aus dem Geiſte des 
chriſtlichen Glaubens⸗ und Sittengeſetzes mit beſonderem Nachdruck gepflegt werden, ebenſo 
wie es im geſamten Unterricht geſchieht. Lehrſtoff und Auswahl der Lehrbücher für den 
Religionsunterricht werden im Einvernehmen mit der kirchlichen Oberbehörde feſtgeſetzt. 
Den kirchlichen Oberbehörden wird Gelegenheit gegeben werden, im Einvernehmen mit der 
Schulbehörde zu prüfen, ob die Schüler Religionsunterricht in Übereinſtimmung mit den 
Lehrern und Anforderungen der Kirche erhalten.“ 

Wer die „Grundſätze der katholiſchen Kirche“ oder, wie es am 
Schluß heißt, die „Lehren und Anforderungen der Kirche“ kennt, 
weiß ſofort, was dieſer Artikel 21 für Rom bedeutet. Wie „Erziehung zum 
vaterländiſchen Pflichtbewußtſein“ aus römiſchen Lehr⸗ 
grundſätzen heraus bewirkt werden ſoll, wird wohl Geheimnis der Kurie ſein; 
heißt es doch in der Offenbarung Johannes, Kap. 5, Vers 9 und ro wörtlich: „Du 
haſt uns, o Herr, mit deinem Blut herauserlöſt aus aller Art von Stamm, Sprache 
und Nation und uns zu deinem Reich Gottes gemacht.“ 
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Rom möchte gemäß den Lehren des Kirchenlehrers Auguſtinus den „Oottes-Gtaat” 
— „Civitas Dei“ — errichten und will daher wohl ſchon vorſorglich die Vaterlands⸗ 
liebe nur nach ſeinen Lehren und Anforderungen normen. Der „National⸗Zeitung“, 
Effen, Organ der NSDAP., Nr. 196 vom 19. 7. 1933 entnehmen wir folgende 
begrüßenswerte Feſtſtellung, die aus dem Munde des im neuen Staate wieder zu 
Ehren gekommenen Dichters Hanns Johſt ſtammt: 

„So ſchleppen wir zum Beiſpiel ein altes Teſtament als Bildunggut immer noch mit, 
das mit unſerem Weſen nicht das geringſte zu tun hat. Wir dürfen die Jugend nicht durch 
fremde Kulturen hetzen, ſondern ihre Erziehung muß von einem radikalen Selbſtbewußtſein 
ausgehen. Die Deutſche Bildung hat nur eine Aufgabe: Deutſche zu formen!“ 

Das klingt anders als jene Herauslöſung aus Stamm, Sprache und Nation. 
Wir erkennen aus allem bisher zu dieſem Punkt ſchon Geſagten, wie unlösbar der 
Widerſpruch zwiſchen den völkiſchen Raſſebeſtrebungen und der von Rom vertretenen 
katholiſchen Auffaſſung dieſer Fragen iſt. 

Über die Frage der „Erziehung zu vaterländiſchem, ſtaatsbürgerlichem und ſozialem 
Pflichtbewußtſein“ laut Konkordatsartikel 21 haben ſich bereits gewiſſe unterſchied⸗ 
liche Auffaſſungen zwiſchen Rom und Berlin ergeben. — (Vgl. hierzu Seite 47 
und folgende.) — Dieſe erſten Unſtimmigkeiten illuſtrieren deutlich die kommenden 
Schwierigkeiten, die beinahe naturnotwendig auftreten müſſen, wenn man im Ar⸗ 
tikel 21 vom „Glaubens- und Sitten⸗Geſetz“ des Chriſtentums lieſt; denn aus 
dieſer von Rom geſchickt gewählten Wort⸗Formulierung ſpricht ſehr deutlich der 
unbedingte Anſpruch der Kurie auf Gehorſam aller Gläubigen; man will ſich durch 
dieſe Formulierung Geltung verſchaffen, weil doch kein Chriſtenmenſch gegen „Ge⸗ 
ſetz e“ der heiligen Kirche verſtoßen darf! 

Artikel 22: („Wie verſtändigt man ſich über den Religionslehrer?“ 

„Bei der Anſtellung von katholiſchen Religionslehrern findet Verſtändigung zwiſchen dem 
Biſchof und der Landesregierung ſtatt. Lehrer, welche wegen ihrer Lehre oder ſittlichen Füh⸗ 
rung vom Biſchof zur weiteren Erteilung des Religionsunterrichtes für ungeeignet erklärt 
Ba „ind, dürfen, folange dies Hindernis befteht, nicht als Religionslehrer verwendet 

Durch dieſe Beſtimmung haben die Biſchöfe Roms die Möglichkeit, nur ſolche 
Lehrer für dieſen Unterricht vom Staate anſetzen zu laſſen, die reſtlos aus römiſcher 
Suggeſtion heraus unterrichten, und ferner nur ſolche Lehrperſonen, deren ſittliche 
Führung dem Biſchof gefällt! Wir verweifen auf den bereits erwähnten Fall des 
katholiſchen Lehrers in Bamberg, den der bayeriſche Staat diſziplinariſch beſtrafen 
mußte, weil laut Konkordatsbeſtimmung die Kirchenbehörde an ihm Argernis genom⸗ 
men hatte, obwohl ſeitens der Schüler und deren Eltern nicht das Geringſte gegen 
ihn vorlag. 

Dieſer Artikel 22 des Reichskonkordates iſt für Rom beſonders auch deswegen 
ſo wichtig, weil die Kirche nunmehr praktiſch die Möglichkeit hat, durch die dom 
Biſchof ausgeſuchten ſtramm katholiſch⸗dogmatiſchen Lehrer auch alle anderen Fä⸗ 
cher „in der rechten Weiſe“ lehren zu laſſen. Die katholiſche Grundſchule in der 
Form der Bekenntnisſchule iſt damit mehr oder minder ganz in der Hand der 
Kirche, — ſtatt allein in der Hand des Staates zu ſein, deſſen 
Aufgabe es doch wäre, in feinen Schulen nur Deutſche zu 
formen! 
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Artikel 23: („Die Bekenntnis ſchule marſchiert.“) 
„Die Beibehaltung und Neueinrichtung katholiſcher Bekenntnisſchulen bleibt gewährleiſtet. 
In allen Gemeinden, in denen Eltern oder ſonſtige Erziehungsberechtigte es beantragen, 
werden katholiſche Volksſchulen errichtet werden, wenn die Zahl der Schüler unter gag. 
render Berückſichtigung der örtlichen ſchulorganiſatoriſchen Verhältniſſe einen nach Maß 
gabe der ſtaatlichen Vorſchriften geordneten Schulbetrieb durchführbar erſcheinen läßt.“ 
Die in Abſatz 2 des Artikels 146 der Reichsverfaſſung liegende Auflockerung des 
Abſatzes 1 des gleichen Artikels, d. h. die Möglichkeit der Errichtung beſonderer 
Bekenntnisſchulen neben der in Abſ. ı als Norm vorgelehenen ſog. „Gemeinſchaft⸗ 
ſchule“ wird durch dieſen Artikel 23 des Reichskonkordates zu Gunſten der römiſchen 
Kurie noch erweitert. Damit ſteht die nach unſerer Auffaſſung das Volkstum zer⸗ 
[prengende Bekenntnisſchule wenn nicht offiziell, fo doch tatſächlich an der Spitze 
des Deutſchen Schulweſens. 


Artikel 24 (, Katholiſche Schule — katholiſche Lehrer.“) 


„An allen katholiſchen Volksſchulen werden nur ſolche Lehrer angeſtellt, die der katho⸗ 
liſchen Kirche angehören und Gewähr bieten, den Erforderniſſen der katholiſchen Bekennt⸗ 
nisſchule zu entſprechen. 


Im Rahmen der allgemeinen Berufsausbildung der Lehrer werden Einrichtungen ge⸗ 
ſchaffen, die eine Ausbildung katholiſcher Lehrer entſprechend den beſonderen Erforderniſſen 
der katholiſchen Bekenntnisſchule gewährleiſten.“ 


Zu dieſem Artikel bringt das Schlußprotokoll folgende Ergänzung: 


„Soweit das Lehrerbildungweſen in Privatanſtalten in der Lage iſt, den allgemein gel⸗ 
tenden ſtaatlichen Anforderungen zur Ausbildung von Lehrern und Lehrerinnen zu ent⸗ 
ſprechen, werden bei ihrer Zulaſſung auch beſtehende Anſtalten der Orden und Kongrega⸗ 
tionen entſprechend berückſichtigt werden.“ 

Aus dieſen Geſamtbeſtimmungen lieſt man aus jeder Zeile die Sorge Roms her⸗ 
aus, daß ja nur Lehrer an die Jugend herankommen, die allen Anforderungen der 
Kirche kompromißlos entſprechen; und zwar gilt das nicht etwa für den Religion⸗ 
unterricht allein, ſondern ganz allgemein werden nur ſolche Lehrer an katholiſchen 
Schulen angeſtellt, die den „beſonderen Erforderniſſen entſprechen“. Aus den ein⸗ 
leitenden Ausführungen dieſes Buchabſchnittes wiſſen die Leſer, warum Rom ſolche 
Anforderungen ſtellt; durch einen weiteren Vergleich mit den Deutſchen Richtlinien, 
die wir anſchließend an die Betrachtung der Konkordatsartikel noch geben werden, 
kann der Leſer ohne weiteres feſtſtellen, wo der abgrundtiefe Unterſchied zwiſchen un⸗ 
ſerem Deutſchen Schulideal und dieſen römiſchen Bekenntnisſchulen liegt. 


Artikel 25: („. .. . . und auch die Orden geben Unterricht.“) 


„Orden und religiöſe Kongregationen ſind im Rahmen der allgemeinen Geſetze und ge⸗ 
ſetzlichen Bedingungen zur Gründung und Führung von Privatſchulen berechtigt. Dieſe 
Privatſchulen geben die gleichen Berechtigungen wie die ſtaatlichen Schulen, ſoweit ſie die 
lehrplanmäßigen Vorſchriften für letztere erfüllen. 

Für Angehörige von Orden oder religiöfen Genoſſenſchaften gelten hinſichtlich der Zu⸗ 
laſſung zum Lehramte und für die Anſtellung an Volksſchulen, mittleren oder höheren 
Lehranſtalten die allgemeinen Bedingungen.“ 


In dieſem Artikel 25 hat die reiche Kirche ſich die Möglichkeit geſchaffen, nach 
Herzensluſt überall da Privatſchulen römiſcher Totalprägung einzurichten, wo die 
Errichtung eigener Bekenntnisſchulen nach den geltenden ſtaatlichen Beſtimmungen 
doch nicht möglich iſt; daß die in ſolchen „Privat“ Schulen angeſtellten römiſchen 
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Ordensbeamten noch hundertprozentiger als weltliche katholiſche Lehrer den „Er⸗ 
forderniſſen der römiſchen Kirche entſprechen“, bedarf kaum beſonderer Erwähnung. 
Die ganz beſondere Freude aller romhörigen Kreiſe in Deutſchland über dieſes 
„Schul“⸗Konkordat iſt alſo doch verſtändlich. 


Wir aber ſuchen vergeblich in dieſen Konkordatsartikeln einmal nur die Bezeich⸗ 
nung: Deutſche Schule! Wir vermiſſen die unbedingt notwendige Herausſtel⸗ 
lung und klare Betonung der ſtaatlichen Schulgrundlage, damit vertraglich feſt⸗ 
liegt, wonach die andere Seite ſich zu richten hat. 


Bevor wir von unſerem Deutſchen Standpunkt grundſätzliche Ausführungen zur 
Schulfrage hier niederlegen, wollen wir noch zum Vergleich die Schulbeſtimmungen 
des italieniſchen Konkordates vom 11. 2. 1929 mitteilen; wir halten uns hierbei 
wörtlich an den Aufſatz „Zwei Konkordate“ in der Monatsſchrift: „Deutſches 
Recht des Bundes nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten, wo Rechtsanwalt Dr. 
Mößmer auf Seite 89 ſchreibt: 


„In Artikel 36 bezeichnet zwar die italieniſche Regierung den Unterricht in der chriſtlichen 
Lehre in der durch die katholiſche Überlieferung überkommenen Form als „Grundlage und 
Krönung — (fondamento e coronamento) — des öffentlichen Unterrichtes“, aber ſelbſt 
der ausgeſprochene Religionunterricht unterſteht ausſchließlich der ſtaatlichen Leitung und 
Beaufſichtigung und iſt auch in keinem!) Fall ordentliches Lehrfach, nicht einmal an den 
Elementarſchulen. Vergebens hatte ſich die Kirche bemüht, den Religionsunterricht auch nur 
in beſcheidenſtem Umfang als Pflichtfach durchzufegen; Muſſolini blieb feinem Grundſatz 
treu, daß es Aufgabe der italieniſchen Schulen ſei, „die Jugend im Geiſt des Faſchismus 
und im Glauben an Italien und feine Sendung zu erziehen. „Uns?) muß die Jugend⸗ 
erziehung gehören: in dieſer Hinſicht find wir unbeugſam.“ Die Kurie hatte auch verlangt, 
daß ihr ein Einfluß zugeſtanden werde auf die Geſtaltung der Lehrpläne und auf den In⸗ 
halt der Schulbücher, wie dies in anderen Konkordaten der Fall ſei. Allein Muſſolini 
kannte auch hier keine Nachgiebigkeit. Lediglich für den Religionunterricht, der im übrigen 
„kein bloßer Unterricht nach dem Katechismus“ fein dürfe, ſondern ein „geſchichtlich⸗ſittlicher“ 
fein müffe, find diesbezügliche Vereinbarungen in Ausſicht genommen (Artikel 36, Abf. 1). 
An Mittelſchulen, die von kirchlichen Stellen oder geiſtlichen Orden unterhalten werden, 
bleibt nach Art. 35 die Staatsprüfung beftehen; die Bedingungen für die Prüflinge ſind die 
leichen wie bei den ſtaatlichen Anſtalten. Artikel 37 beſtimmt, daß die Leiter gewiſſer 
Fugendorganiſatjonen bei der Abfaſſung der Stundenpläne auf die Möglichkeit, an Sonn⸗ 
tagen und geſetzlichen Feiertagen die Chriſtenpflicht zu erfüllen, Rückſicht nehmen müſſen. 
Artikel 38 regelt die Ernennung von Lehrkräften an der „Universita Cattolica del Sacro 
Cuor“ und der davon abhängigen Lehrerbildungsanſtalt, Artikel 39 die Ausbildung der 
Geiſtlichen, die dem Einfluß der ſtaatlichen Schulbehörden entzogen iſt.“ 


Unſere Leſer werden ſchon den grundlegenden Unterſchied erkannt haben. Dr. 
Mößmer kam es in feinem Aufſatz „Zwei Konkordate“ darauf an, dieſe Unterſchiede 
zwiſchen dem italieniſchen Konkordat vom 11. 2. 1929 und dem bayeriſchen Kon⸗ 
kordat vom 29. 3. 1924 herauszuarbeiten. Wenn wir das Reichskonkordat vom 
20. 7. 1933 zum Vergleich jetzt noch mit heranziehen, fo müſſen wir feſtſtellen, daß 
der Vatikan nicht nur im Konkordat mit dem Eonfeffionell ſtark gemiſchten Bayern, 
ſondern auch im Konkordat mit dem zu Zweidrittel proteſtantiſchen Deutſchen Reich 
für die römiſche Kirche bedeutend mehr Zugeſtändniſſe erreicht hat, als in den ent⸗ 
ſprechenden Abmachungen mit Italien, deſſen Bevölkerung doch nahezu ausſchließ⸗ 
lich dem römiſch⸗katholiſchen Bekenntnis angehört! Wir, die wir nur Deutſch 


2) im Original hervorgehoben. 
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find, — auch in unſerer Gotterkenntnis —, haben aber ſicherlich nicht nur das 
Recht, ſondern auch die heilige Pflicht, darauf hinzuweiſen, daß ſeitens der Deutſchen 
Vertreter für das überwiegend nicht⸗katholiſche Deutſchland doch entſchieden zu viel 
zugeſtanden wurde; und mit uns werden Millionen ehrlicher Proteſtanten der glei⸗ 
chen Überzeugung ſein. Gerade für die Jugenderziehung ſind die Zugeſtändniſſe ſo 
weitgehend, daß wir hierin die allergrößten Gefahren für das völkiſche Auferſtehen 
des Geſamtvolkes ſehen müſſen. 


Es kann und darf nur Aufgabe einer Deutſchen Schule ſein, die Jugend 
im Glauben an Deutſchland und im Geiſt des Deutſchen Volkstums zu erziehen! 
Die Jugenderziehung muß allein dem Staat gehören, — 
in dieſer Beziehung müſſen wir noch unbeugſam werden! 


Das Deutſche Volk als blutverbundene Schickſalgemein⸗ 
ſchaft muß als Richtſchnur allen Unterrichtsfächern voran⸗ 
ſtehen; nur was dem Volke dient, iſt für den Unterricht ge⸗ 
eignet. Für den Geſchichteunterricht hat der Herr Reichsminiſter des Innern 
Dr. Frick bereits am 25. 7. eine Verordnung erlaffen, wonach 


„den Geſchichtsunterricht aller Stufen der heldiſche Gedanke in ſeiner germaniſchen Aus⸗ 
prägung, verbunden mit dem Führergedanken unſerer Zeit, der an älteſte Vorbilder Deut⸗ 
ſcher Vergangenheit anknüpft, durchziehen muß.“ 

Wenn das wirklich durchgeführt werden ſoll, dann müßte jeglicher Unterricht 
römiſcher Kirchenbeamter von Staatswegen ſcharf überwacht werden, damit dort 
nicht Deutſche Jugend „vom katholiſchen Standpunkt aus“ an Stelle des heldi⸗ 
ſchen Gedankens unſerer Vorfahren das jedem Chriſten aus ſeinem Religionunter⸗ 
richt bekannte „Heldentum“ chriſtlich⸗orientaliſcher Ausprägung vorgeſetzt bekommt! 


Nach römiſcher Auffaſſung iſt der „Kampf um die Schule nur der 
Anfang für den Kampf ums Ganze!“ Nach dieſem Konkordat beginnt 
alſo nunmehr ſchon beinahe der Kampf ums Ganze, nachdem das Ringen um die 
Schule für katholiſche Deutſche bereits im Sinne Roms entſchieden zu ſein ſcheint. 
In der Bekenntnisſchule iſt das ausgeſprochene Lehrziel Roms, auf allen Lebens⸗ 
gebieten katholiſche Menſchen zu erziehen, bereits erreicht! In Deutſchen 
Schulen ſollten aber doch in erſter Linie nur Deutſche Menſchen für 
den Deutſchen Staat erzogen werden. Religion, d. h. Weltanſchau⸗ 
ung iſt die Urkraft allen Lebens im Einzelmenſchen und damit im ganzen Volke: 
Muß dann nicht für Deutſche Menſchen dieſe Triebkraft 
allen Geſchehens auch nur Deutſch ſein? 

Das weltanſchauliche Ziel Roms lautet: „Es wird eine Herde und ein Hirt ſein“ 
— (Evangelium Johannes 10/16) — d. h. in verſtändliches Deutſch überſetzt: der 
eine römiſche Papſt⸗Hirt will die ganze Menſchen⸗Herde der Welt beherrſchen! 
Dieſes Endziel ſoll durch Forderungen wie die nachſtehende erreicht werden, die auf 
der Septembertagung 1930 von katholiſchen Erziehern unter Zuſtimmung faſt aller 
Deutſchen Biſchöfe in Paderborn aufgeſtellt worden iſt: 


. „Wir fordern eine übernationale Erziehung. Wir wollen die Einordnung der nationalen 
in die übernationale Völkergemeinſchaft. Die letzten Werte und Normen der Erziehung 
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liegen gerade für uns Katholiken nicht im Nationalen. Für die katholiſche Erziehung iſt die 
Ablehnung der autonomen Politik und des Nationalismus beſtimmend. Wir fordern neue 
Lefe: und Lehrbücher, in denen das Gedankengut übernationaler Erziehung enthalten iſt, 
und einen Geſchichteunterricht, der unter Ablehnung kriegeriſchen Heldenideals Begeiſterung 
für aufbauende, kulturſchaffende Taten der Völker weckt. 


Dieſe katholiſche Erziehung, die ſich innerlich auch heute noch nicht gewandelt hat, 
hat ſich die römiſche Kurie im Reichskonkordat ſichern laſſen. Ein Vergleich des 
eben genannten Frickſchen Schulerlaſſes — („heldiſcher Gedanke in 
germaniſcher Ausprägung“ — und dieſes katholiſchen Lehrzieles — 
„Ablehnung kriegeriſchen Heldenideals“) — zeigt in kraſſer 
Deutlichkeit die Berechtigung unſerer ausgeſprochenen Warnung, daß jeder 
katholiſche Unterricht vom Staat ſcharf überwacht wer⸗ 
den muß, damit keine „Sabotage“ durch Rom verübt werden kann! 


Und dieſe Überprüfung muß trotz oder vielmehr wegen des Konkordates uner⸗ 
bittlich durchgeführt werden, — auch auf die „Gefahr“ hin, daß Rom dann von 
Verletzung unbveräußerlicher kirchlicher Rechte reden ſollte. Es ſei drum; denn wir 
müſſen vom Deutſchen Standpunkt aus erklären: 


Wie wir die Trennung von Kirche und Staat fordern, ſo fordern wir Trennung 
der Schule von der Kirche. Das bedingt Fortfall der Bekenntnisſchule. 


Die Schule unterſteht allein der Deutſchen, ſittlichen Staatsführung und iſt 
ſtaatlich. Privatſchulen ſind nur in beſonderen Ausnahmen zuzulaſſen, indes gleichen 
Grundſätzen unterworfen wie die Staatsſchulen. 


Der Unterricht erfolgt allein in Deutſcher Weltanſchauung, die Erteilung des 
Unterrichts in jeder internationalen, z. B. der chriſtlichen oder marxiſtiſchen, iſt aus⸗ 


geſchloſſen. 


Die Lehrer werden entſprechend allein vom Staate herangebildet und find Staats⸗ 
beamte. Keine Kirche hat bei Ausbildung und Anſtellung der Lehrer irgendwie mit- 
zuwirken. 


Abgeſehen von der Erlernung eines beſtimmten Lehrſtoffes und gewiſſen Wiſſens⸗ 
ſchatzes iſt der Sinn der Schule wie es Frau Dr. Mathilde Ludendorff in dem 
„Lehrplan der Lebenskunde für Deutſchvolk⸗Jugend“ feſtgeſtellt hat: 


„Der Schüler ſoll befähigt werden weiſe Selbſterhaltung zu üben, die Sippen und Volks⸗ 
erhaltung als Erwachſener zu ſichern. 
1 Er ſoll die Gefahren und die Hilfe ſeines Raſſeerbgutes und ſeiner Seelengeſetze kennen 
ernen. 

Er ſoll endlich durch Gemütswerte und durch Wiſſen befähigt werden, ſich Deutſche Welt: 
anſchauung zu erwerben.“ 


Eine beſondere Glaubensunterweiſung hat nicht ſtattzufinden, dafür aber eine 
Unterweiſung in Lebenskunde, die den vorſtehend angeführten Sätzen entſpricht und 
folgendes bewirkt: 

„Der Schüler ſoll befähigt werden die Gotterhaltung in ſich, ſeiner Sippe und ſeinem 


Volke durch das Gutſein zu ſtärken und ſich als Erwachſener eine Gotterkenntnis zu erwer⸗ 
ben, die in Einklang mit Raſſeerbgut und Wiſſen ſteht.“ 
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Ein chriſtlicher Religionunterricht iſt nicht Lehrſtoff in den Schulen, da die Chri⸗ 
ſtenlehre ſich als Ziel geſetzt hat, die Beziehung ihrer Anhänger zu Volk und Staat 
zu lockern (Dffenb. Joh. 5, 9 u. ro) und die Moral des Raſſeerbgutes zu zer⸗ 
ſtören (ſ. Evangeliſches Jahrbuch 1932) und geeignet iſt, durch Suggeſtionen und 
Schreckneuroſen ihrer Wunder und Höllenlehren die ſeeliſche und körperliche Ge⸗ 
ſundheit der Jugend ernſtlich in Mitleidenſchaft zu ziehen. 

Chriſtlicher Religionunterricht kann nach den Wünſchen der Eltern und ſonſtigen 
Erziehungberechtigten nur außerhalb der Schule ihren Kindern gegeben werden, doch 
hat der Staat dafür zu ſorgen, daß auch dann nicht die eben genannten Übelftände 
eintreten. 


Wenn Deutſchland ganz völkiſch werden ſoll, dann muß der 
Deutſche auf ſolcher Grundlage erzogen werden. Darum müſſen 
ſolche Konkordate, die nichts anderes als eine ganz un⸗ 
glaubliche Bevormundung von Schule und Lehrerſchaft 
darſtellen, unbedingt fallen; je eher das geſchieht, deſto 
beſſer wird das für den völkiſchen Staatsgedanken ſein! 

Wenn erſt einmal erreicht ſein wird, daß nicht mehr unmündigen Kindern Re⸗ 
ligionunterricht erteilt wird, ſondern daß der heranwachſende junge Deutſche Menſch 
auf Grund der in ihm lebenden, weil mit ihm geborenen Blutsverbundenheit die 
ſeiner Art gemäße Weltanſchauung ſelbſt wählt und beſtimmt, dann erſt wird 
Deutſchland wahrhaft völkiſch ſein. 

Arthur Schopenhauer hat geſagt: 

„Wenn die Welt erſt ehrlich genug geworden ſein wird, um Kindern vor dem 15. Jahre ö 
keinen (chriſtlichen) Religionsunterricht zu erteilen, dann wird etwas von ihr zu hoffen ſein.“ 

Ja — darin liegt noch immer die ungeheure Stärke Roms, ja aller chriſtlichen 
Kirchen, daß fie unmündige Kinder auf weltanſchauliche Dinge eidlich verpflichten, 
die der kindliche Geiſt noch gar nicht erfaſſen kann, und die daher „geglaubt“ wer⸗ 
den müſſen. „Glauben“ heißt: „für wahr halten“, was andere lehren, bzw. einfach 
behaupten, auch wenn ſie es nicht beweiſen können! 

Wir wollen in Deutſchen Schulen nicht „Glauben“, ſon⸗ 
dern „Erkenntnis“; wir wollen für unſere Kinder nicht den 
orientaliſchen Jahwe⸗Glauben, ſondern eine aus dem eige⸗ 
nen Deutſchen Blut geborene Deutſche Gotterkenntnis! 

Darum brauchen wir eine Deutſche Schule im Deutſchen Staat. 

Das kommende Reichsſchulgeſetz wird die Gelegenheit fein, wieder mit Bismarck 
zu ſagen, wie er es am 14. 5. 1872 im Deutſchen Reichstag ausgeſprochen hat: 

„Seien Sie außer Sorge, nach Kanoſſa gehen wir nicht, weder körperlich noch 
geiſtig.“ 

Das Bismarckſche Schulaufſichtgeſetz, durch das die Unterſtellung der Schule 
unter den Staat bewirkt wurde, muß heute unbedingt im völkiſchen 
Staatsgedanken weitgehendſt ausgebaut werden. Das iſt 
notwendig um Deutſchlands willen; denn 


„Deutſchland wird völkiſch ſein, oder es wird nicht mehr ſein!“ 
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So denken wir! — Wie Rom denkt, das fei abſchließend nochmals mit den ein- 
deutigen Worten aus der Abhandlung des Univ.-Dozenten Mſgr. Dr. Johannes 
Maßner (Wien) „Der Dentſche Katholizismus nach dem Reichskonkordat“ (Schö⸗ 
nere Zukunft Nr. 46 vom 13. 8. 1933) geſagt: 

. . iſt es ein ganz großes Ereignis, wenn der Staat, deſſen Philoſophen durch 
Generationen die Lehrmeiſter und leider auch Irreführer der Völker geweſen ſind, 
nun mit dem Konkordat eine vollſtändige Kursänderung vornimmt und ein feier⸗ 
liches Bekenntnis zum Grundſatz nicht der Trennung, ſondern des Zuſammenwirkens 
von Staat und Kirche ablegt. Man ſpürt das Atmen der Geſchichte. Nun iſt der 
Liberalismus auch von Amtswegen überwunden und abgetan. Mit dem großen Flo⸗ 
rentiner kann das Deutſche Volk ſagen: 

„Hic incipit vita nova“. Es fängt ein neues Zeitalter an: Das neue Zeit⸗ 
alter, das anfängt, iſt kein anderes als das der katholiſchen 
Aktion in jenem ſäkularen Sinn, den Pius XI. ſeit Beginn feines Pontifikates 
nicht müde wird zu verkünden.“ 
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